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Hans-Joachim Ziesing

Energiewirtschaft und Energiepolitik
in der Bundesrepublik Deutschland

vor neuen Herausforderungen
Möglichkeiten und Folgen eines sofortigen oder eines mittel- bzw.

längerfristigen Ausstiegs aus der Kernenergie

I. Vorbemerkung

Nach dem Reaktorunfall in Tschernobyl geriet
die vorhergehende Diskussion über die wirt-
schafts- und energiepolitischen Konsequenzen
des jüngsten Ölpreisverfalls in den Hintergrund.
An ihre Stelle trat die wieder mit aller Heftigkeit
aufbrechende Kontroverse um die weitere Nut-
zung der Kernenergie. Die Grünen sehen sich in
ihrer traditionellen Forderung nach einem Sofort-
ausstieg bestätigt, weite Teile der SPD halten nun-
mehr ebenfalls den Einsatz von Kernkraftwerken
nicht mehr länger für vertretbar, und auch der
DGB faßte auf seinem Bundeskongreß in Ham-
burg in Abweichung von seinen früheren Vorstel-
lungen den Beschluß, so bald wie möglich auf die

Kernenergie zu verzichten. Selbst in den regieren-
den Koalitionsparteien ist die langfristige weitere
Nutzung der Kernenergie nicht unumstritten.

Ohne die äußerst komplexe Problematik, die sich
bei einer Risikoabwägung zwischen einer Ener-
gieversorgung mit bzw. ohne Kernenergie stellt,
auch nur annäherungsweise abschließend behan-
deln zu können, soll im folgenden auf einige
Aspekte im Hinblick auf die Möglichkeiten und
Konsequenzen eines Verzichts auf die Kernener-
gienutzung eingegangen werden. Dem ist voran-
gestellt ein Überblick über die energiepolitische
Ausgangslage und ihrer Perspektiven.

II. Energiepolitische Ausgangstage und Perspektiven

Gemessen an den inzwischen gängigen energie-
politischen Globalzielen einer ausreichenden und
sicheren, preis- und kostengünstigen sowie um-
weltverträglichen Energieversorgung scheint sich
ein kurzfristiger politischer Handlungsbedarf
nicht zu ergeben. Zwar gehören Energieerzeu-
gung, Energieumwandlung und Energieverwen-
dung zu den wichtigsten Quellen für die Luftver-
unreinigungen, doch sind hier bei konsequenter
Durchführung der 1983 verabschiedeten Groß-
feuerungsanlagen-Verordnung, der Maßnahmen
zur Einführung schadstoffarmer Fahrzeuge und
der im Februar 1986 verabschiedeten TA Luft so-
wie mit den geplanten Maßnahmen zur Reduzie-
rung der Emissionen aus Kleinfeuerungsanlagen
und der Halbierung des Schwefelgehaltes im
leichten Heizöl in den kommenden Jahren spür-
bare Entlastungen zu erwarten.

Der vorliegende Aufsatz spiegelt ausschließlich die Mei-
nung des Autors wider.

Mit der 1983 wieder einsetzenden konjunkturel-
len Belebung in der Bundesrepublik Deutschland
und in anderen Industrieländern schienen auch
die negativen Wirkungen der zweiten Ölpreiskrise
vom Ende der siebziger Jahre überwunden und
einer weitgehend störungsfreien Entwicklung auf
den Energiemärkten gewichen zu sein. Die vorher
nicht für möglich gehaltenen Anpassungsreaktio-
nen der Energieverbraucher an die besonders
durch die zweite Ölpreiskrise grundlegend verän-
derten Rahmenbedingungen setzten fast überall
Substitutions- und Einsparprozesse — hauptsäch-
lich zu Lasten des Mineralöls — in einem solchen
Umfang in Gang, daß es weltweit bald zu einem
teilweise erheblichen Überangebot auf den Ener-
giemärkten und — damit verbunden — zu einem
spürbaren Druck auf die Energiepreise und zum 
Verfall der Ölpreise kam. Einen zusammengefaß-
ten Überblick über die Entwicklung des Energie-
verbrauchs in der Bundesrepublik Deutschland
gibt Tabelle 1.



Die aktuelle Preissituation gibt auch mittelfristig
keinen Anlaß zu größerer Sorge. Die Sorge gilt
eher der Gefahr von erneuten Energiepreisschü-
ben auf längere Sicht. Für die kommenden Jahre
lassen sich angesichts des weltweiten Überange-
bots an Primärenergieträgern ebenfalls keine au-
ßergewöhnlichen Versorgungsrisiken erkennen.
Dies gilt für die — überdies im Inland reichlich
vorhandenen — Stein- und Braunkohlen ebenso
wie für Erdgas und für Kernbrennstoffe. Zumin-
dest auf mittlere Sicht gilt dies aber auch für das
Mineralöl. Diese Vermutung stützt sich u. a. auf
die Tatsache, daß sich die Strukturen auf dem
Welterdölmarkt seit der ersten Ölkrise wesentlich
gewandelt haben. So hat sich der Anteil der
OPEC-Länder an der gesamten Welterdölförde-
rung von 54 v. H. im Jahre 1973 bis heute auf nur
noch 28 v. H. vermindert. Bei weltweit nahezu un-
veränderter Förderung ging diejenige in der
OPEC von gut 1,5 Mrd. t (1973) auf knapp 0,8
Mrd. t (1985) fast um die Hälfte zurück. Entspre-
chend wurde außerhalb der OPEC deutlich mehr
Öl gefördert. Hervorzuheben ist insbesondere der
Zuwachs in Westeuropa, wo die Ölförderung
dank der Vorkommen in der Nordsee in den Jah-
ren von 1973 bis 1985 um mehr als das Achtfache
auf nahezu 190 Mill, t gesteigert werden konnte.
Hiervon hat vor allem auch die Bundesrepublik
Deutschland profitiert, deren Abhängigkeit bei
den Rohölbezügen von der OPEC von einem An-
teil von 96 v. H. (1973) auf 55 v. H. reduziert wer-
den konnte — demgegenüber stammte 1985 rund
ein Drittel des in inländischen Raffinerien verar-
beiteten Importöls aus der Nordsee (1973:
0,3v. H.).

Auf der anderen Seite zeigen die vorliegenden
Daten aber auch, daß unter langfristigen Aspek-
ten kein Anlaß zur Sorglosigkeit besteht. Trotz
spürbarer Anteilseinbußen ist das Öl in den mei-
sten Ländern immer noch der bedeutsamste Ener-
gieträger. Auch hat sich an der grundlegenden
Konstellation bei den Rohölvorräten in den ver-
gangenen Jahren wenig geändert: Nach wie vor
verfügt die OPEC mit rund zwei Dritteln über den
bei weitem größten Anteil aller nachgewiesenen
Ölreserven. Sie bleibt damit langfristig weiterhin
die wichtigste Rohölversorgungsquelle für die
westlichen Verbraucherländer. Vor diesem Hin-
tergrund sind auch die fortgesetzten Mahnungen
der Internationalen Energieagentur (IEA) zu ver-
stehen, bei den Bemühungen um eine möglichst
sparsame Ölverwendung nicht nachzulassen.

Anders als in den siebziger Jahren, als man für die
Zukunft noch einen kräftigen Anstieg des Ener-
gieverbrauchs erwartet hatte, kommen fast alle in
jüngerer Zeit vorgelegten Prognosen über die
künftige Entwicklung des Energieverbrauchs in

der Bundesrepublik Deutschland — sofern sie un-
ter der Annahme von im wesentlichen gleichblei-
benden energiepolitischen Rahmenbedingungen
einen wahrscheinlichen Zukunftsverlaufbeschrei-
ben wollen — zu dem Ergebnis, das zumindest bis
zur Jahrhundertwende mit keinem wesentlichen
Anstieg der Energienachfrage zu rechnen ist ).
Überwiegend wird angenommen, daß sich die
Bemühungen der Energieverbraucher um eine
möglichst rationelle und sparsame Energiever-
wendung, die nach der zweiten Ölpreiskrise einen
entscheidenden Auftrieb erhalten haben, weiter
fortsetzen werden. Daher wird zumeist für die
Jahrhundertwende bei leichten sektoralen Struk-
turverschiebungen allenfalls noch mit einem
gegenüber dem heutigen Niveau geringfügig hö-
heren Endenergieverbrauch gerechnet. Dabei
werden auch die Tendenzen im Hinblick auf des-
sen Energieträgerstruktur im wesentlichen ein-
heitlich gesehen: Bei einem weiterhin spürbar stei-
genden Stromverbrauch wird sich die Bedeutung
von festen Brennstoffen und von Mineralölpro-
dukten für die Deckung des Endenergiever-
brauchs vermindern. Von Seiten der Mineralölin-
dustrie wird für die Bundesrepublik Deutschland
im übrigen auch nach dem jüngsten Ölpreisverfall
keine Umkehr dieser Tendenz angenommen2).
Freilich dürfte dies entscheidend davon abhän-
gen, wie lange es bei dem gegenwärtig niedrigen
Ölpreisniveau bleibt.

1) Vgl. hierzu etwa Prognos AG, Die Entwicklung des
Energieverbrauchs in der Bundesrepublik Deutschland
und seine Deckung bis zum Jahre 2000, Stuttgart 1984;
sowie die dazu von der Prognos AG erarbeitete Sensiti-
vitätsanalyse: Auswirkungen niedrigerer Ölpreise auf
den Energieverbrauch in der Bundesrepublik Deutsch-
land, Basel 1985; außerdem die aktuellen Energiepro-
gnosen der Mineralölunternehmen Deutsche BP, Esso
AG, Deutsche Shell aus dem Jahre 1985. Zu den vorlie-
genden Prognosen vgl. auch Ifo-Institut für Wirtschafts-
forschung: Synopse und Beurteilung aktueller Energie-
prognosen, München 1986.
2) Vgl. Erdöl Informationsdienst Nr. 20 vom 20. Mai
1986 zu den entsprechenden Ergebnissen einer Schät-
zung des Mineralölwirtschaftsverbandes.
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Aufgrund des erwarteten Stromverbrauchszu-
wachses würde sich der Primärenergieverbrauch
wegen der hohen Umwandlungsverluste bei der
Stromerzeugung in Zukunft stärker als der End-
energieverbrauch erhöhen. Nach den vorliegen-
den Prognosen wird die steigende Stromnach-
frage vornehmlich aus Kernkraftwerken gedeckt,
so daß sich der Versorgungsbeitrag dieses Ener-
gieträgers in Zukunft noch ausweiten würde.
Nach Schätzungen von Prognos könnte sich z. B.
die Kapazität der Kernkraftwerke bis zum Jahre
2000 auf rund 22 000 bis 27 400 MW vergrößern
(Ende 1985: 17 246 MW), der Anteil der Kern-





energie am Primärenergieverbrauch würde dann
etwa 13,5 bis 15,5 v. H. betragen (1985: 10,7 v. H.).
Diese Voraussage muß nach dem Reaktorunfall in
Tschernobyl schon angesichts der dadurch in wei-
ten Kreisen der Bevölkerung gewachsenen Ableh-
nung der Kernenergie vermutlich überdacht wer-
den. Stärker noch als je zuvor dürfte die weitere
politische Diskussion von der Frage nach einem
möglichst baldigen Ausstieg aus der Kernenergie
beherrscht werden.
Bereits im Zusammenhang mit den früheren Aus-
einandersetzungen um die Kernenergie sind von
deren Kritikern immer wieder Szenarien vorge-
legt worden, die zumindest auf die technisch reali-
sierbaren Alternativen einer Energieversorgung
ohne Kernenergie verwiesen haben3). Parallel
hierzu wurde im übrigen auch die — mit den Er-
gebnissen zahlreicher Studien und mit den prakti-
schen Erfahrungen der Kemkraftwerksbetreiber
begründete — Behauptung einer wirtschaftlichen
Überlegenheit der Stromerzeugung in Kernkraft-
werken im Vergleich zu anderen Stromerzeu-
gungstechniken ebenso bestritten4) wie die ener-
giepolitische Notwendigkeit, zur Sicherung einer
weltweit vermutlich weiter steigenden Energie-
nachfrage auf die Nutzung des Urans als Energie-
quelle zurückgreifen zu müssen.

3) Vgl. hierzu F. Krause/H. Bossel/K.-F. Müller-Reiß-
mann, Energie-Wende. Ein Alternativ-Bericht des Öko-
Instituts/Freiburg, Fankfurt 1980, oder aktueller P.
Hennicke/S. Kohler/J. Johnson/D. Seifried, Eine
Energiewende ist möglich, Frankfurt 1985. Außerdem
K.-F. Müller-Reißmann/J. Schaffner, Ökologische ge-
gen betriebswirtschaftliche Optimierung der öffentli-
chen Stromerzeugung in der Bundesrepublik, Hannover
1984. Diese Studie bildete auch eine Grundlage für das
von den Grünen im Bundestag eingebrachte Atomsperr-
gesetz.
4) Vgl. hierzu K. Traube/O. Ullrich, Billiger Atom-
strom?, Reinbek 1982, sowie J. Franke/D. Viefhues,
Das Ende des billigen Atomstroms. Köln 1983. Als Bei-
spiel für Studien, nach deren Ergebnissen die Stromer-
zeugung in Kernkraftwerken wirtschaftlich günstiger zu
werten ist als diejenige in Steinkohlenkraftwerken, vgl.

D. Schmitt/H. Junk, Kostenvergleich der Stromerzeu-
gung auf der Basis von Kernenergie und Steinkohle, in: 
Zeitschrift für Energiewirtschaft, (1981) 2, sowie Bat-
telle-Institut, Aktualisierter Vergleich der Investitions-
und Betriebskosten von Steinkohlen- und Kernkraft-
werken, Frankfurt 1982.
5) Bericht über den Stand der Arbeit und die Ergebnisse
der Enquete-Kommission „Zukünftige Kernenergie-Po-
litik“ des 8. Deutschen Bundestages, in: Bundestags-
Drucksache 8/4341 vom 27. Juni 1980.
6) Ebenda, hektographiertes Manuskript, S. 304.
7) Ebenda.
8) K. M. Meyer-Abich/B. Schefold, Die Grenzen der
Atomwirtschaft, München 1986.

Ihren prominentesten Ausdruck fand die Diskus-
sion über alternative Pfade der Energieversor-
gung und der in der Gesellschaft hierzu vertrete-
nen unterschiedlichen Sichtweisen in den Ergeb-
nissen, die die Enquete-Kommission des Deut-
schen Bundestages „Zukünftige Kernenergie-Po-

litik“ im Jahre 1980 vorlegte5). Für zwei der ins-
gesamt vier im einzelnen dokumentierten Pfade
einer künftig möglichen Energieversorgung in der
Bundesrepublik Deutschland wurde ein Weg
ohne Kernenergie beschrieben. Die Kommission
hielt damals freilich den Zeitpunkt noch nicht für
gekommen, eine grundsätzliche Entscheidung für
oder gegen einen Weg mit der Kernenergie zu
treffen. Die Kommission hegte vielmehr die Er-
wartung, daß eine solche Entscheidung etwa um
das Jahr 1990 möglich sei, wenn man besser über-
sehe, „ob die Voraussetzungen eines Verzichts auf
Kernenergie, insbesondere die notwendigen
Energieeinsparerfolge, sich einstellen werden
oder nicht“6). Bei der Angabe dieses Zeitpunktes
setzte die Kommission voraus, daß ihre „Empfeh-
lungen energiepolitischer Maßnahmen zum Ener-
gieeinsparen und zur Technologieentwicklung zü-
gig in Angriff genommen und umgesetzt werden,
um nach den von der Kommission beschlossenen
Kriterien zur Bewertung von Energiesystemen ei-
nen rationalen Vergleich der beiden Wege in fai-
rer Konkurrenz zu ermöglichen7).

Gegenwärtig sind derartige strategische Überle-
gungen, die auch noch Grundlage für den kürz-
lich von Meyer-Abich und Schefold veröffentlich-
ten Bericht über die Sozialverträglichkeit von
Energiesystemen waren ), hinter die aktuelle Dis8 -
kussion über den möglichst sofortigen Ausstieg
aus der Kernenergie zurückgetreten. Insoweit
könnten die jüngsten Ereignisse den von der En-
quete-Kommission anvisierten Zeitpunkt für eine
grundsätzliche Entscheidung vorverlegt haben.

III. Möglichkeiten und Folgen eines sofortigen Ausstiegs
aus der Kernenergie

Es hilft wenig, wenn es bei dem die Diskussion in
den vergangenen Wochen bestimmenden Schlag-
abtausch von Positionen bleibt, bei dem den Be-

fürchtungen vor einer nuklearen Katastrophe der
plakative Hinweis auf eine wirtschaftliche Kata-
strophe im Falle eines sofortigen Kernenergieaus-
stiegs entgegengestellt wird. Was not tut, ist, daß
das Für und Wider der Kernenergie unter Abwä-



gung aller hierbei zu berücksichtigenden Aspekte
einer möglichst vorurteilsfreien Überprüfung un-
terzogen wird. Angesichts der verständlichen Sor-
gen um die nuklearen Risiken der Kernenergie-
nutzung ist es berechtigt, wenn dabei vorrangig
geprüft wird, welche Möglichkeiten eines Ver-
zichts auf die Kernenergie bestehen, welche Maß-
nahmen für diesen Weg erforderlich sind und wel-
che Konsequenzen daraus resultieren.
Es geht letztlich um die Frage, ob wir uns mit
einem Ausstieg aus der Kernenergie tatsächlich
größere Probleme einhandeln als mit ihrer Beibe-
haltung. Diese Problemstellung ist zu komplex,
um sie in diesem Beitrag angesichts des derzeiti-
gen Wissensstandes in all ihren Facetten adäquat
behandeln zu können. Deshalb kann es bei den
weiteren Überlegungen nur darum gehen, auf ei-
nige wichtige Aspekte hinzuweisen.
Bei jeder Diskussion über einen Ausstieg aus der
Kernenergie ist es von großer Bedeutung, welches
Ausstiegsszenario man unterstellt. Der geforderte
Sofortausstieg binnen weniger Monate ist zwangs-
läufig anders einzuschätzen als ein Ausstieg auf
mittlere oder längere Sicht. Im ersten Fall kann
lediglich auf die unmittelbar zur Verfügung ste-
henden Alternativen zurückgegriffen werden —
der Freiheitsspielraum engt sich hierdurch be-
trächtlich ein —; im zweiten Fall sind demgegen-
über größere Spielräume für einen friktionsärme-
ren Anpassungsprozeß gegeben. Es scheint auch
plausibel, daß die Konsequenzen eines Sofortaus-
stiegs unter ökonomischen Aspekten sicher
schwerwiegender sind als bei einem stufenweisen
Ausstieg. Sollten sorgfältige Untersuchungen über
die Folgen eines Sofortausstiegs zu einem für die
politischen Entscheidungsträger akzeptierbaren
Ergebnis führen, so wäre eine Folgenabschätzung
für Stufenkonzepte im Grunde entbehrlich. Um-
gekehrt kann aber immer noch der Frage nach
den Umsetzungschancen und Folgen von Stufen-
konzepten nachgegangen werden.

Kraftwerkskapazitäten
Wenn in der Bundesrepublik Deutschland schon
in den vergangenen Jahren immer wieder von
Kernenergiekritikern betont worden ist, daß ein
Verzicht auf die Kernenergie kurzfristig möglich
sei, so stützt sich diese Auffassung in erster Linie
auf die Annahme entsprechender Überkapazitä-
ten im Bereich der öffentlichen Elektrizitätsver-
sorgung. Nun ist es weitgehend unstrittig, daß es
hier solche Überkapazitäten gibt, ihr Umfang
wird allerdings von den Elektrizitätsversorgungs-
unternehmen und von Kernenergiekritikern sehr
unterschiedlich eingeschätzt und bewertet. Die 
Elektrizitätswirtschaft kann die ihr auferlegte Ver-
pflichtung einer jederzeit sicheren Stromversor-

gung nur dann erfüllen, wenn sie über ausrei-
chende Kapazitäten zur Deckung des jeweils
höchsten Leistungsbedarfs (Höchstlast) verfügt.
Dabei muß sie berücksichtigen, daß in den Win-
termonaten, in denen diese Höchstlast auftritt, ein
Teil der insgesamt installierten Kraftwerkskapazi-
täten vorhersehbar nicht verfügbar ist9) und ein
weiterer Teil als Reserve für unerwartete Ver-
brauchssteigerungen und unplanmäßige Kraft-
werksausfälle vorgehalten werden sollte. Die Un-
ternehmen veranschlagen die notwendigen Reser-
vekapazitäten im allgemeinen auf etwa 20 bis 
25 v. H. der Höchstlast — ein Wert, der von man-
chem Kritiker freilich als bei weitem überhöht an-
gesehen wird.

9) Dabei handelt es sich in erster Linie um Laufwasser-
kraftwerke, deren installierte Kapazität in den Winter-
monaten aufgrund der dann im allgemeinen geringen
Wasserführung der Flüsse nur zum Teil ausgenutzt wer-
den kann, oder um Heizkraftwerke, bei denen die elek-
trische Leistung bei einer Auskopplung von Fernwärme
zurückgeht. Außerdem stehen Pumpspeicherwerke we-
gen der raschen Erschöpfung ihres Speicherinhalts nur
begrenzt zur Verfügung. Schließlich ist die Leistung der
gerade im Probebetrieb befindlichen Kraftwerke nicht
gesichert einsetzbar.
10) Vgl. hierzu A. Schnug, Elektrizitätswirtschaft, in:
Brennstoff-Wärme-Kraft, (1986) 4, S. 136 f.

Die bisher in der Bundesrepublik Deutschland er-
reichte Höchstlast im öffentlichen Netz trat im
Januar des vergangenen Jahres mit rund 58 800
MW auf. Folgt man den Annahmen der Eekt ri1 -
zitätswirtschaft l0), so betrug damals unter
Einrechnung der nicht verfügbaren Leistung
(11 400 MW) und der erforderlichen Reservelei-
stung (10 800 MW) die sogenannte freie Leistung
— also die Überkapazität — lediglich 5 100 MW.
Dabei ist zu berücksichtigen, daß die damalige
Höchstlast aufgrund der außergewöhnlich niedri-
gen Temperaturen witterungsbedingt sehr stark
nach oben verzerrt war und außerdem die hohe
nicht verfügbare Leistung zum großen Teil darauf
beruhte, daß gerade drei Kernkraftwerke mit ei-
ner Kapazität von zusammen 3 800 MW in der
Inbetriebnahmephase waren und daher nur be-
dingt zur Lastdeckung herangezogen werden
konnten. Die tatsächlichen Überkapazitäten dürf-
ten somit eher über den genannten 5 100 MW ge-
legen haben.
Da die bisherige Höchstlast noch nicht wieder er-
reicht worden ist, haben sich die Überkapazitäten
angesichts der seither weiter vergrößerten Kraft-
werkskapazitäten inzwischen nochmals erhöht.
Ende 1985 betrug die in der öffentlichen Versor-
gung insgesamt installierte Bruttoengpaßleistung
knapp 83 400 MW — fast 3 800 MW mehr als im
Vorjahr. Abzüglich des Eigenverbrauchs der
Kraftwerke belief sich die Nettoengpaßleistung
auf 79 300 MW. Einschließlich der vertraglich



gesicherten Bezüge aus inländischen Industrie-
kraftwerken und aus dem Ausland (zusammen
rund 9 700 MW) betrug die Nettoleistung in der
öffentlichen Versorgung Ende 1985 rund
89 000 MW. Unter der Annahme, daß zum Zeit-
punkt der Höchstlast entsprechend dem langjähri-
gen Mittel rund 8 000 MW nicht einsetzbar waren,

ergibt sich eine verfügbare Leistung von
81 000 MW. Bei einer unveränderten Höchstlast
von 58 800 MW und der dafür für ausreichend
erachteten Reserveleistung von 10 800 MW (s.o.)
würden sich die Überkapazitäten auch nach den
Kriterien der Elektrizitätswirtschaft auf minde-
stens 11 000 MW belaufen.



Hierbei handelt es sich jedoch in erster Linie um
Öl- und Gaskraftwerke, deren Einsatz in den ver-
gangenen Jahren aus ökonomischen, aber auch
aus energiepolitischen Gründen bewußt reduziert
worden ist.

Vor diesem Hintergrund ist zu prüfen, welche
unmittelbaren Folgen eine sofortige Stillegung
aller Kernkraftwerke auf die elektrizitäts-
wirtschaftliche Leistungsbilanz und auf die Struk-
tur der Stromerzeugung hätte. Ende 1985 waren
in der Bundesrepublik Deutschland insgesamt
19 Kernkraftwerke mit einer Bruttoleistung von
17 246 MW bzw. einer Nettoleistung von
16 382 MW in Betrieb) (vgl. Tabelle 2). Unter
sonst unveränderten Bedingungen würde der öf
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fentlichen Stromversorgung nach einem Abschal-
ten dieser Anlagen nur noch eine Leistung von 
ungefähr 72 800 MW (netto) zur Verfügung ste-
hen. Das sind 14 000 MW oder knapp 24 v. H.
mehr als die bisherige Höchstlast. Da hieraus aber
auch die zum Zeitpunkt der Höchstlast vorherseh-
bar nicht einsetzbare Kapazität in einer Größen-

Ordnung von vielleicht 7 000 MW ausgeglichen
werden muß, verbleiben für die Reservehaltung
ebenfalls noch etwa 7 000 MW — immerhin rund
12 v. H. der bisherigen Höchstlast.
Nach den Kriterien der Elektrizitätswirtschaft
wäre damit eine jederzeit gesicherte Stromversor-
gung nicht zu garantieren. Es muß aber hinzuge-
fügt werden, daß dies nur dann gilt, wenn tatsäch-
lich der „Reservefall" eintreten sollte. Anderer-
seits erlaubt eine derartige Leistungsbilanz in Zu-
kunft jedoch kaum noch Nachfragesteigerungen
über die bisherige Höchstlast hinaus. Die Forde-
rung nach einem sofortigen und vollständigen
Ausstieg aus der Kernenergie macht es daher nö-
tig, einen weiteren Lastanstieg zu vermeiden oder
— besser noch — eine Minderung der Leistungs-
nachfrage zu erreichen. Dies dürfte zu einem er-
heblichen Politikbedarf führen.
Schließlich muß berücksichtigt werden, daß sich
die zuvor genannten Zahlen stets auf das Bundes-
gebiet insgesamt beziehen. Innerhalb einzelner
Regionen ist die Struktur der Kraftwerkskapazitä-
ten jedoch recht unterschiedlich, wie folgende
Übersicht für die Kraftwerke in der öffentlichen
Elektrizitätsversorgung zeigt (Stand Ende 1985;
Angaben z.T. geschätzt):

Angesichts der überdies existierenden ungleichen
regionalen Verteilung von Stromverbrauch und
Stromerzeugung ist zu vermuten, daß eine sofor-
tige Stillegung sämtlicher Kernkraftwerke zu regio-
nalen Friktionen führen könnte, die über das Ver-
bundnetz mangels ausreichender Transportkapazi-
täten nicht ohne weiteres auszugleichen sind.

Stromerzeugung
Bei der Diskussion um die Forderung nach einem
Sofortausstieg aus der Kernenergie ist also zu-
nächst eine sorgfältige Abwägung der nuklearen
Risiken und der Risiken einer nicht mehr in jedem
Fall gesicherten Stromversorgung vorzunehmen.
Dabei wird auch zu bedenken sein, von welchen



anderen Kraftwerken die Stromerzeugung über-
nommen werden könnte, falls die Kernkraftwerke
abgeschaltet werden. Immerhin trug die Kern-
energie im Jahre 1985 mit rund 125 Mrd. kWh
oder 36 vH zur Stromerzeugung aller Kraftwerke
der öffentlichen Versorgung bei. Zumindest für
einige Jahre — bis entsprechende Ersatzkapazitä-
ten gebaut und in Betrieb genommen werden
könnten — müßten zum Ausgleich vor allem die
bereits vorhandenen Öl- und Gaskraftwerke, aber

auch die Steinkohlenkraftwerke wesentlich stär-
ker zur Stromerzeugung herangezogen werden,
als dies zuletzt der Fall war. Theoretisch sind da-
bei sicherlich sehr unterschiedliche Varianten
denkbar, allerdings sind die Grenzen zu beachten,
die durch die jeweils verfügbaren Kapazitäten ge-
zogen sind. Eine Variante könnte — ausgehend
von der Stromerzeugung in der öffentlichen Elek-
trizitätsversorgung im Jahre 1985 — die folgende
sein:

Sieht man wieder von den möglichen regionalen
Friktionen ab, so erscheint eine derartige Struktur
der Stromerzeugung realisierbar. Mit Ausnahme
der Steinkohle handelt es sich um Erzeugungsni-
veaus, die in der Vergangenheit bei Braunkohlen-
und Gaskraftwerken sogar schon überschritten
worden sind. Die Ölkraftwerke würden im Durch-
schnitt weniger stark ausgelastet sein als im Jahre
1973, als deren Kapazität jedoch erst halb so groß
war wie heute ).12

Brennstoffbedarf
Verfolgt man die genannte Erzeugungsvariante
weiter, so wäre bei den betroffenen Energieträ-
gern mit den nachstehenden Veränderungen im
Verbrauch zu rechnen (Angaben in Mill, t SKE; in
Klammern: Ist-Verbrauch 1985):

Kernenergie: -40,7 (40,7)
Braunkohlen: + 2,4 (29,1)
Steinkohlen: + 14,5 (30,5)
Heizöl: + 12,2 ( 1,6)
Erdgas: + 11,6 ( 4,6)
Für den Ersatz der Kernenergie müßte also der
Verbrauch fossiler Brennstoffe um insgesamt
knapp 41 Mill, t SKE gesteigert werden. Abgese-
hen von der Braunkohle, bei der nur eine mäßige
Erhöhung unterstellt worden ist, wären die zusätz-
lich erforderlichen Mengen bei den übrigen Ener-
gieträgern doch recht erheblich. Es spricht vieles 
dafür, daß diese Zusatzmengen — auch bei der
Steinkohle — im wesentlichen importiert werden
müßten. Insgesamt dürfte sich ein zusätzlicher
Importbedarf in einer Größenordnung von rund
30 Mill, t SKE ergeben. Die Beschaffung derarti-
ger Mengen dürfte — wenn auch nicht ohne
Schwierigkeiten und nicht ohne preissteigernde
Wirkungen — möglich sein.

Kostenbelastung
Unter der Voraussetzung, daß die hier unterstellte
mengenmäßige Anpassung kurzfristig realisierbar



ist, würde ein sofortiger Ausstieg aus der Kern-
energie bedeuten, daß Kraftwerke mit verhältnis-
mäßig niedrigen Brennstoffkosten — also Kern-
kraftwerke — durch solche mit relativ hohen
Brennstoffkosten ersetzt werden müßten. Nun be-
stehen zwar angesichts des gegenwärtigen Preis-
verfalls beim Öl, aber auch beim Erdgas, erheb-
liche Unsicherheiten darüber, welche Energie-
preise bei der Ermittlung der Brennstoffkosten-
differenzen unterstellt werden sollten: Es er-
scheint jedoch nicht vertretbar — wie dies in eini-
gen Fällen offenbar geschieht 13) —, die aktuellen
Tiefpreise zugrunde zu legen. Dies würde überse-
hen, daß die oben genannte Zusatznachfrage nach
fossilen Brennstoffen nicht nur kurzfristig auftritt,
sondern auch in den kommenden Jahren wirksam
bleiben wird. Über kurz oder lang muß aber mit
hoher Wahrscheinlichkeit wieder mit spürbar stei-
genden Energiepreisen gerechnet werden. Dieser
Prozeß würde vermutlich durch die plötzliche Zu-
satznachfrage nach Kohle, Öl und Erdgas noch
beschleunigt. Daher erscheint es plausibler, wenn
man für die weiteren Berechnungen nicht wesent-
lich geringere Energiepreise als im Jahre 1985 an-
nimmt ). In14 diesem Fall würden sich die Brenn-
stoffkosten für die Stromerzeugung in öffentli-
chen Kraftwerken pro Jahr um ungefähr
7,8 Mrd. DM erhöhen. Bezogen auf die gesamte
nutzbare Stromabgabe der öffentlichen Elektrizi-
tätsversorgung in Höhe von rund 330 Mrd. kWh
im Jahre 1985 würde dies einer Kostensteigerung
von 2,4 Pf/kWh entsprechen. Bei vollständiger
Überwälzung würden sich dann die Strompreise
im Durchschnitt aller Verbraucher einmalig um
rund vH erhöhen.13

Unterstellt man vereinfachend eine Gleichvertei-
lung über sämtliche Verbrauchergruppen, so
würde sich für die aus dem öffentlichen Netz ver-
sorgten industriellen Stromabnehmer eine Steige-
rung der Strompreise um rund ein Fünftel erge-
ben.’ Insgesamt würde die Industrie mit einer jähr-
lichen Mehrbelastung von etwa 3,5 Mrd. DM zu
rechnen haben. Im Durchschnitt des verarbeiten-
den Gewerbes wären dies weniger als 0,5 des ge-
genwärtigen Umsatzes und vielleicht 1,5 vH der
Lohn- und Gehaltssumme.
Die gesamtwirtschaftlichen Folgen derartiger Ko-
stensteigerungen sind nicht ohne weiteres zu be-
stimmen. So deuten zwar etliche Untersuchungen
darauf hin, daß die Wettbewerbsfähigkeit der In-

dustrie im allgemeinen nicht entscheidend von
den Energie- bzw. Strompreisen beeinflußt
wird153), doch trifft dies für einige besonders
stromintensive Produktionen wohl nicht zu, zu-
mal diese meist Grundlaststrom zu günstigen
Tarifen beziehen und daher von der Mehrbela-
stung überdurchschnittlich stark betroffen wür-
den. Augenfällig ist dies vor allem für so stromin-
tensive Bereiche wie die NE-Metallindustrie, die
Elektrostahlerzeugung und einige Sparten in der
Chemie, aber auch für die Zellstoff-, Papier- und
Pappeerzeugung und die Herstellung und Verar-
beitung von Glas l6). Besonders betroffen wären
auch jene Haushaltskunden, die den Strom für
ihre Speicherheizungen bisher noch zu niedrigen
Heiztarifen (10 bis 11 Pf/kWh) beziehen. Hier
käme es zu einer Preiserhöhung um ein Viertel;
pro Monat hätten diese Haushalte im Mittel eine
um 20 DM höhere Stromrechnung. Ein Haushalt
ohne Speicherheizung müßte dagegen im Monat
lediglich sechs bis sieben DM mehr bezahlen.
Zu den reinen Brennstoffmehrkosten, die im Fall
eines Sofortausstiegs aus der Kernenergie bei der
Verstromung fossiler Brennstoffe unmittelbar ent-
stehen, kommen mittelfristig weitere Kosten
hinzu. So müßte berücksichtigt werden, daß auch
die Stromerzeugung der in der Inbetriebnahme
(Mülheim-Kärlich) bzw. kurz davor stehenden
(Brokdorf) oder in fortgeschrittenem Bau befind-
lichen Kernkraftwerke (Emsland, Ohu und Nek-
karwestheim) von fossil gefeuerten Kraftwerken
zu übernehmen wäre. Das Stromerzeugungspo-
tential dieser Kernkraftwerke beträgt etwa
45 Mrd. kWh, deren Erzeugung in Kohle-, Öl-
und Gaskraftwerken größenordnungsmäßig zu
sonst vermeidbaren Brennstoffmehrkosten in
Höhe von rund 2,8 Mrd. DM pro Jahr führen
würde.
Schließlich würde es selbst bei einem in Zukunft
nur noch stagnierenden Stromverbrauch und ei-
nem vollständigen Verzicht auf die weitere Nut-
zung der Kernenergie zu einem — andernfalls
nicht entstehenden — Ersatzinvestitionsbedarf
bei konventionellen Wärmekraftwerken kommen.
Dies wird spätestens dann der Fall sein, wenn die 



Anlagen, die zunächst noch als Ersatz für die
nicht mehr verfügbaren Kernkraftwerke weiter
betrieben werden müssen, wegen Überalterung
oder aus Gründen des Umweltschutzes ausschei-
den. Die Kosten für derartige Ersatzinvestitionen
wären dem Ausstiegsszenario ebenso anzulasten
wie diejenigen Investitionskosten, die für die da-
für erforderlichen Umweltschutzeinrichtungen
(Rauchgasentschwefelungs- und Entstickungsan-
lagen) anfallen. Dem wären aber die noch nicht
entstandenen Kosten für die im Bau befindlichen
Kernkraftwerke gegenzurechnen.
Bei einer in Zukunft weiterhin wachsenden
Stromnachfrage, die im „Normalfall" zu großen
Teilen mit Hilfe von neuen Kernkraftwerken ge-
deckt werden würde, wären schließlich im Aus-
stiegsfall unmittelbar die Kostendifferenzen zwi-
schen der Stromerzeugung aus Kernkraftwerken
und den statt dessen zu betreibenden Kraftwerken
zu berücksichtigen. Sicher dürften bei einem voll-
ständigen Verzicht auf die weitere Nutzung der
Kernenergie auch die möglichen Entschädigungs-
ansprüche der Kernkraftwerksbetreiber für das
noch nicht abgeschriebene Kapital und für beste-
hende vertragliche Verpflichtungen nicht ver-
nachlässigt werden ).17

Auf der anderen Seite würden in Zukunft aber
auch einige Kosten entfallen, die ansonsten bei
einem weiteren Ausbau der Kernenergie und für
die gesamte kemtechnische Infrastruktur (z. B.
Wiederaufarbeitungsanlagen, Bau von Zwischen-
lagern, Entsorgungsleistungen aus dem Ausland)
entstehen würden. Die Notwendigkeit der Schaf-
fung von Endlagerkapazitäten für die radioakti-
ven Abfallstoffe der bereits betriebenen Kern-
kraftwerke bleibt hiervon aber unberührt. Zumin-
dest gedanklich wären auch die gesamtwirtschaft-
lichen Kosten zu kalkulieren, die bei einem Reak-
torunfall entstehen könnten. Dies entzieht sich
aber wohl der Quantifizierung. Im übrigen mag es
unter beschäftigungspolitischen Aspekten von In-
teresse sein, das bei Stillegung aller Kernkraft-
werke Altemativinvestitionen großen Umfangs
ausgelöst werden würden. Freilich ist noch offen,
welche Effekte hierbei per Saldo zu erwarten sind.
Es bedarf zweifellos erst noch sehr sorgfältiger
Untersuchungen, bevor man zu einer abschließen-
den Wertung der letztlich zu erwartenden gesamt-
wirtschaftlichen Konsequenzen eines sofortigen
Ausstiegs aus der Kernenergie kommt. Es spricht
aber einiges dafür, daß angesichts der inzwischen
erreichten Bedeutung der Kernenergie ein Sofort
ausstieg — unabhängig von seiner politischen und

rechtlichen Durchsetzbarkeit — sehr schwierige
versorgungswirtschaftliche und gesamtwirtschaft-
liche Probleme schaffen würde, für deren Lösung
kurzfristig keine Patentrezepte zur Verfügung ste-
hen. Dabei kann sich die Diskussion allerdings
nicht allein auf wirtschaftliche Aspekte beschrän-
ken, sie muß diesen vielmehr auch diejenigen —
freilich sehr unterschiedlich eingeschätzten — Ri-
siken gegenüberstellen, die bei einer weiteren
Nutzung der Kernenergie in Kauf genommen
werden müssen.

Umweltbelastung
Zu einer umfassenden Risikoabwägung gehört
u. a. auch eine Abschätzung der Folgen für die Um-
welt. Abgesehen von der Emission radioaktiver
Substanzen, die bei einem Normalbetrieb meist für
unbedenklich gehalten werden, geben Kernkraft-
werke im Unterschied zu fossil gefeuerten Kraft-
werken keine luftverunreinigenden Stoffe an die
Umwelt ab. Die im Ausstiegsfall stärkere Verstro-
mung von Kohle, Öl und Gas in dem oben genann-
ten Umfang führt daher grundsätzlich zu einer
höheren Luftbelastung z. B. mit Schwefeldioxid,
Stickoxiden und Staub. Hinzu kommen höhere
Kohlendioxidemissionen, die — anders als die zu-
vor erwähnten Schadstoffe — durch keine Rück-
haltetechnik reduziert werden können.
Mit der 1983 verabschiedeten Großfeuerungsan-
lagenverordnung sind die Kraftwerksbetreiber
verpflichtet worden, durch Einsatz geeigneter
Maßnahmen die Emissionen der von ihnen betrie-
benen Kohle-, Öl- und Gaskraftwerke bis 1988
bzw. bis 1993 erheblich zu reduzieren. Zumindest
im Hinblick auf die Nachrüstung von Kraftwer-
ken mit Rauchgasentschwefelungsanlagen ist die
Entwicklung inzwischen schon weit vorangetrie-
ben worden. Im Fall eines sofortigen Ausstiegs
aus der Kernenergie müßten jedoch vermutlich
zum großen Teil auch jene Kraftwerke (re)akti-
viert werden, bei denen eine Nachrüstung mit
Entschwefelungs- und Entstickungsanlagen nicht
mehr vorgesehen war. Kurzfristig könnten die
Schadstoffemissionen dieser Kraftwerke allen-
falls durch den Einsatz besonders schadstoff-
armer Brennstoffe oder kraftwerksseitig durch
primäre Maßnahmen (z. B. veränderte Brenner-
einstellung) reduziert werden. Alles in allem er-
scheint es aber nicht unplausibel, wenn man für
die einzelnen Kraftwerke ein günstigeres Emis-
sionsverhalten unterstellt als es in den Emissions-
schätzungen des Umweltbundesamtes für das Jahr
1982 zum Ausdruck kommt18). Unter dieser Vor-
aussetzung wären mit dem oben angenommenen



Ersatz durch fossile Brennstoffe pro Jahr die fol-
genden zusätzlichen Emissionen verbunden: beim
Schwefeldioxid um rund 500 0001, bei den Stick-
oxiden um etwa 300 0001 und beim Staub um viel-
leicht 50 0001. Allerdings handelt es sich hierbei
nur um vorübergehende Mehrbelastungen, sofern

die beteiligten Kraftwerke umgehend mit Schad-
stoffrückhaltetechniken nachgerüstet oder gänz-
lich durch umweitverträglichere neue Kraftwerke
ersetzt werden. Der hierfür anzusetzende Zeitauf-
wand muß jedoch auf mehrere Jahre veranschlagt
werden.

IV. Fazit

Beim gegenwärtigen Wissensstand ist es außeror-
dentlich schwierig, die Möglichkeiten und — ins-
besondere — die Konsequenzen eines sofortigen
Ausstiegs aus der Kernenergie in sämtlichen ihrer
Ausprägungen umfassend zu bewerten und damit
eine fundierte Grundlage für politische Entschei-
dungsprozesse zu schaffen. Ein vorläufiges Fazit
könnte wie folgt lauten:
1. Unter ausschließlich technischen Gesichts-
punkten erscheint selbst kurzfristig ein Verzicht
auf die Kernenergie möglich. An dem Postulat
einer jederzeit ausreichenden und sicheren Strom-
versorgung müßten allerdings — vor allem unter
Berücksichtigung regionaler Friktionen — Abstri-
che gemacht werden. Im übrigen wäre das Ziel
einer möglichst geringen Verstromung von Heizöl
(aber auch Erdgas) aufzugeben. Die gegenwärtig
noch geltende Begrenzung der Steinkohleneinfuh-
ren aus Drittländern wäre weitgehend aufzuhe-
ben.
2. Die sofortige Stillegung aller Kernkraftwerke
ist mit Mehrkosten verbunden. Die Beschaffung
der Ersatzbrennstoffe vorausgesetzt, summieren
sich allein die höheren Brennstoffkosten beim Er-
satz der heute betriebenen Kernkraftwerke auf ei-
nen Betrag von jährlich rund 7,8 Mrd. DM. Unter
Einbeziehung des Stromerzeugungspotentials der
vor der Inbetriebnahme stehenden neuen Kern-
kraftwerke würden sich die Brennstoffkosten um
weitere 2,8 Mrd. DM pro Jahr erhöhen. Im Mittel
bedeutet dies einen — einmaligen — Anstieg der
Strompreise um 2,4 bis 3,2 Pf/kWh bzw. um 13 bis
18 v.H.
3. Mittelfristig wären über den Brennstoffmehr-
aufwand hinaus zusätzliche Kosten für die Bereit-
stellung von Ersatzkapazitäten und für die Nach-
rüstung der weiter zu betreibenden konventionel-
len Kraftwerke mit Umweltschutzeinrichtungen

zu erwarten. Entschädigungsansprüche der Kern-
kraftwerksbetreiber könnten ebenfalls nicht ver-
nachlässigt werden. Eine abschließende Bewer-
tung der bei einem sofortigen Ausstieg aus der
Kernenergie entstehenden Kosten hätte aber auch
die entfallenden Kosten für den sonst in Zukunft
fortgesetzten Ausbau der „kerntechnischen Infra-
struktur“ sowie — zumindest gedanklich — die
ökonomischen Folgen eines Reaktorunfalls zu be-
rücksichtigen.
4. Der Ersatz der Kernenergie durch fossile
Brennstoffe führt vorübergehend zu deutlich hö-
heren Emissionen bei den „klassischen“ Schad-
stoffen Schwefeldioxid, Stickoxid und Staub. Die 
Kohlendioxidemissionen, die bei der Verbren-
nung fossiler Brennstoffe grundsätzlich unver-
meidbar sind, steigen ebenfalls. Es entfallen dage-
gen die Emissionen radioaktiver Substanzen, die
bei einem Normalbetrieb der Kernkraftwerke je-
doch als unbedenklich bezeichnet werden.
5. Die Forderung nach einem sofortigen Verzicht
auf die Nutzung der Kernenergie ist sinnvoll nur
mit einer forcierten Strategie der Einsparung von 
elektrischer Leistung und Arbeit zu verbinden.
Ohne nachhaltige Einwirkungen auf das Ver-
brauchsverhalten sind die Hoffnungen auf rasche
Erfolge allerdings nicht zu hoch zu veranschlagen.
6. Als entscheidender Grund und damit als über-
ragender Vorteil eines Verzichts auf die Kernener-
gie gilt die daraus resultierende Vermeidung der
nuklearen Risiken. Dies ist grundsätzlich richtig,
doch kann nicht übersehen werden, daß bei einem
nationalen Alleingang das aus den Nachbarlän-
dern herrührende Gefährdungspotential weiter-
hin existiert. Ob und wie weit die Bundesrepublik
Deutschland als Vorreiter eines Ausstiegs aus der
Kernenergie die anderen Länder zu gleichem Ver-
halten motivieren könnte, ist äußerst zweifelhaft.



V. Exkurs: Die weltweite Bedeutung der Kernenergie

Ende 1985 waren weltweit in 26 Ländern insge-
samt 355 Kernkraftwerke mit einer Kapazität von
263 000 MW in Betrieb ), die zusammen nahezu
1 500 Mrd. kWh elektrische Energie erzeugt haben
dürften. Das entspricht einem Anteil an der ge

19

-
samten weltweiten Stromerzeugung von vielleicht
15 v. H. In einigen Ländern haben Kernkraft-
werke schon heute eine überragende Bedeutung
für die Stromversorgung. Prominentes Beispiel ist
Frankreich, wo gegenwärtig rund zwei Drittel des
Stroms aus Kernkraftwerken stammen. Gemessen
an ihrem Kernenergieanteil an der Stromerzeu-
gung folgen bei den westlichen Industrieländern
Belgien, Finnland, Schweden und die Schweiz vor
der Bundesrepublik Deutschland, Japan, Spa-
nien, Großbritannien, den USA und Kanada.

Nach den USA (82600 MW), aber noch vor der
UdSSR (28 000 MW) und Japan (24 700 MW) ver-
fügt Frankreich mit fast 40 000 MW heute über die
mit Abstand größte Kernkraftwerkskapazität.
Weitere 26 000 MW befinden sich hier in Bau.
Weltweit sind derzeit 163 Kernkraftwerke mit ei-
ner Leistung von zusammen 158 000 MW in Bau.

In vielen Ländern ist allerdings schon seit mehre-
ren Jahren keine neue Anlage mehr in Auftrag
gegeben worden. So datiert etwa in den USA der
letzte Auftrag aus dem Jahre 1978.
Wenn sämtliche im Bau befindlichen Kernkraft-
werke in Betrieb genommen werden, so wird es in
naher Zukunft mehr als 500 Anlagen mit einer
Kapazität von rund 420000 MW geben. Das be-
deutet ein Stromerzeugungspotential in einer
Größenordnung von 2000 bis 2 500 Mrd. kWh,
dem ein Brennstoffeinsatz von etwa 640 bis 800
Mill, t SKE — fast ein Zehntel des gegenwärtigen
weltweiten Primärenergieverbrauchs — ent-
spricht.
Sieht man davon ab, daß ein weltweiter Ausstieg
aus der Kernenergie realistischerweise auf über-
schaubare Zeit nicht unterstellt werden kann, so
deuten diese Zahlen gleichwohl an, mit welchen
gravierenden Veränderungen auf den Weltener-
giemärkten in diesem Fall gerechnet werden
müßte — mit all ihren Folgen auf Verfügbarkeit
und Preise der dann benötigten Substitutions-
energieträger.

VI. Mittel- bis längerfristige Strategien

Nun ist zu fragen, ob nicht zumindest auf mittlere
und längere Sicht friktionsarme Alternativen zur
Kernenergie geschaffen werden könnten. Mit der
zur Verfügung stehenden Zeit wächst zweifellos
auch die Chance eines reibungsloseren Übergangs
auf eine Versorgungsstruktur ohne Kernenergie.
Eine darauf abzielende Übergangsstrategie müßte
sowohl angebotsseitige als auch nachfrageseitige
Elemente enthalten. Unter gesamtwirtschaft-
lichen Aspekten sollte dabei stets die kostengün-
stigste Kombination gesucht werden.
Vielfach wird in der öffentlichen Diskussion dar-
auf verwiesen, daß bei einer Ausschöpfung der
immer noch vorhandenen Potentiale zur Ener-
gieeinsparung ein Verzicht auf die Nutzung der
Kernenergie möglich sei. Dabei wird aber häufig
übersehen, daß die in diesem Zusammenhang ge-
nannten Maßnahmen zwar zu einer Reduzierung
des Energieverbrauchs, jedoch nicht unbedingt zu
einer Senkung des Verbrauchs von elektrischer
Energie beitragen. So ist es richtig, daß der Ener-
gieeinsatz zur Deckung des Raumwärmebedarfs

durch eine verbesserte Wärmedämmung der Ge-
bäude noch erheblich gesenkt werden kann. Dies
würde aber in erster Linie die Energieträger Öl
und Gas betreffen. Elektrische Energie, die nur in
jeder zwölften Wohnung zur Raumheizung ver-
wendet wird, wäre hierdurch weit weniger tan-
giert, zumal an Wohnungen mit Speicherheizun-
gen schon heute erhöhte Wärmedämmungsan-
sprüche gestellt werden.
Auch die Politik der Bundesregierung zur För-
derung der Energieeinsparung hat vorrangig die
fossilen Brennstoffe im Auge. Eine gezielte Stra-
tegie zur Stromeinsparung wurde bisher nicht
verfolgt. Vielmehr hieß es noch in der 3. Fort-
schreibung des Energieprogramms der Bundesre-
gierung: „Strom wird auch bei der Ölsubstitution
im Wärmemarkt künftig eine größere Rolle über-
nehmen.“ )20

Grundsätzlich läßt sich natürlich auch die Nach-
frage nach elektrischer Energie durch Einsparung
und Substitution vermindern. Dabei stößt die
Substitution jedoch dadurch auf Grenzen, daß
Strom — im Unterschied zu fast allen anderen



Energieträgern — in bestimmten Verwendungsbe-
reichen praktisch nicht ersetzt werden kann. Hier-
bei handelt es sich in erster Linie um die Deckung
des Kraft- (z. B. für Elektromotoren) und Lichtbe-
darfs, die etwa die Hälfte des gesamten Stromver-
brauchs in den Endenergiesektoren beansprucht.
Eine Reduzierung des Stromverbrauchs ist hier
nur durch unmittelbare Einsparung — sei es
durch geringere Nutzungsintensität oder durch
Einsatz moderner Elektrogeräte mit einem niedri-
geren spezifischen Stromverbrauch — möglich. In
der Vergangenheit sind gerade im Hinblick auf
den zuletzt angesprochenen „stromsparenden“
technischen Fortschritt bereits beachtliche Er-
folge erzielt worden21). Auch für die Zukunft soll-
ten die hierin liegenden Möglichkeiten positiv
eingeschätzt werden, zumal sich die schon heute
angebotenen Elektrogeräte mit ihrem gegenüber
früheren Gerätegenerationen erheblich günstige-
ren spezifischen Verbrauchswerten erst in den
kommenden Jahren im Zuge von Ersatzbeschaf-
fungen voll auf die Stromnachfrage auswirken
werden. Ein wesentlicher Ansatzpunkt zur Min-
derung der Stromnachfrage (bzw. ihres Anstiegs)
könnte daher darin liegen, diesen Modernisie-
rungsprozeß — z. B. auch mit Hilfe finanzieller
Anreize, wie dies heute bereits in Hinblick auf die
Modernisierung von Heizungsanlagen der Fall ist
— zu beschleunigen.

Soweit elektrische Energie zur Deckung des Wär-
mebedarfs verwendet wird — die andere Hälfte
des Stromverbrauchs —, steht sie grundsätzlich in
Konkurrenz zu allen anderen Energieträgern.
Eine Minderung des Stromeinsatzes läßt sich da-
her außer durch unmittelbare Einsparung ebenso
durch Substitution bewirken. Dabei kommt aller-
dings wegen der besonderen anwendungstechni-
schen Vorteile des Stroms für elektrothermische
Zwecke und Elektrolyseverfahren in der Industrie
ein Ersatz durch andere Energieträger praktisch
kaum in Betracht. Anders sieht es dort aus, wo
Strom für die Raumheizung und die Warmwasser-
bereitung eingesetzt wird. Deshalb zielen auch
viele Vorschläge darauf ab, die elektrische Ener-
gie aus diesem Verwendungsbereich nach Mög-
lichkeit vollständig herauszunehmen. Immerhin
würde davon allein bei den privaten Haushalten
ein Potential von ungefähr 35 Mrd. kWh betrof-
fen. Vielfach sind aber Nachtstromspeicherhei-
zungen und dezentrale elektrische Heißwasserge-
räte für die Verbraucher die kostengünstigere
Alternative im Vergleich zu anderen Energiebe-

reitstellungssystemen. Ohne eine gezielte finan-
zielle Förderung oder den Einsatz eingriffsinten-
siverer Instrumente (z. B. Abschaffung des Son-
dertarifs für Heizstrom oder Untersagung be-
stimmter Stromanwendungen wie Speicherhei-
zungen und Elektroradiatoren) kann nicht mit
Umstellungen größeren Ausmaßes gerechnet wer-
den. In jedem Fall wären hierfür recht lange An-
passungszeiträume einzuräumen. Für eine derar-
tige Strategie kommt als Substitutionsenergieträ-
ger zunächst in erster Linie Erdgas (Etagenhei-
zung, Gasboiler oder -durchlauferhitzer) in Be-
tracht. Bei einer stärkeren finanziellen Förderung
könnte aber auch bald der Einsatz von Sonnen-
kollektoranlagen zur Warmwasserbereitung loh-
nend werden.
Für die Formulierung einer Politik der sparsamen
und rationellen Stromverwendung sollten die im
Ausland gewonnenen Erfahrungen berücksichtigt
werden. Insbesondere wäre zu prüfen, ob die in
den USA von einigen großen Elektrizitätsversor-
gungsunternehmen durchgeführten Programme
zur rationellen Stromverwendung und zur Last-
verstetigung, mit denen der künftige Bedarf an
Kraftwerkskapazitäten gemindert werden soll,
trotz unterschiedlicher Verbrauchsstrukturen



erter Kraftwerke im Bereich der öffentlichen
Elektrizitätswirtschaft entsprechend zu erweitern.
Aus energiepolitischer Sicht kämen dafür in erster
Linie Steinkohlenkraftwerke in Betracht, die
dann weitgehend für einen Einsatz in der Grund-
last ausgelegt und mit den nach dem neuesten
Stand der Technik verfügbaren Entschwefelungs-
und Entstickungsanlagen ausgerüstet werden
müßten. Wo immer dies sinnvoll ist, sollten sie aus
Gründen der Ressourcenschonung und der Um-
weltverträglichkeit außerdem die Möglichkeit der
Fernwärmeauskopplung nutzen. Dies setzt aller-
dings verbrauchernahe Standorte voraus. Sollte
als Ersatz für die Kernenergie tatsächlich über-
wiegend Steinkohle verstromt werden, wären pro
Jahr zusätzlich bis zu 50 Mill, t SKE zu beschaf-
fen. Da der einheimische Steinkohlenbergbau
schon wegen der aus wirtschaftlichen Gründen
deutlich reduzierten Förderkapazitäten zumindest
kurz- und mittelfristig nur begrenzt in der Lage
sein wird, einen solchen Zusatzbedarf zu decken,
müßte in erheblichem Umfang auf Importkohle
zurückgegriffen werden. Dies würde sich schon
deshalb anbieten, weil Importkohle wesentlich
preisgünstiger ist als die inländische Steinkohle.
Auch von der Verfügbarkeit her dürften auf
Dauer keine unüberwindbaren Schwierigkeiten
entstehen, obwohl der Weltkohlenhandel mit ei-
nem Volumen von lediglich rund 320 Mill, t
(Weltkohlenförderung 1985: 3,2 Mrd. t) bisher
noch nicht sehr entwickelt ist. Abgesehen von den
preissteigernden Wirkungen wäre bei den hier in
Frage stehenden Zusatzmengen zunächst vermut-
lich mit einigen Engpässen aufgrund fehlender
Transport- und Verladekapazitäten vor allem im
Inland zu rechnen.

Schließlich muß man sich vergegenwärtigen, daß
eine solche Substitutionsstrategie selbst bei Nut-
zung aller vorhandenen Möglichkeiten zur Schad-
stoffreduzierung — bei einem dann insgesamt al-
lerdings erheblich niedrigeren Emissionsniveau
als heute — zu einer gewissen Mehrbelastung bei
den sogenannten klassischen Schadstoffen
Schwefeldioxid, Stickoxide, Staub u. ä. führen
müßte. Allerdings könnten deren Emissionen ver-
gleichsweise gering gehalten werden — im Unter-
schied zu den Kohlendioxidemissionen, die pro-
portional mit der steigenden Verbrennung fossiler
Brennstoffe zunehmen würden. Hier wären insbe-
sondere die negativen klimatischen Folgen zu be-
achten.

Der auf den ersten Blick recht einfach erschei-
nende Weg eines sukzessiven Ersatzes von Kern-
kraftwerken durch den Bau fossil gefeuerter kon-
ventioneller Kraftwerke wird nicht ohne Hürden
sein. Er könnte aber in dem Maße geebnet wer-
den, in dem weitere Stromerzeugungspotentiale

nicht auch auf die Bundesrepublik Deutschland
übertragen werden können. In diesem Zusam-
menhang wäre auch eine Veränderung des Tarif-
systems z. B. in Richtung zeitabhängiger oder li-
nearer Tarife zu überdenken.

Solange nicht klar ist, welche Maßnahmen zur
Stromeinsparung durchsetzbar sind und in wel-
chen Zeiträumen spürbare Effekte zu erwarten
wären, wird jede Strategie für einen mittel- oder
längerfristigen Ausstieg aus der Kernenergie zu-
nächst jedoch vor allem darauf setzen müssen,
Zug um Zug die erforderlichen Ersatzkapazitäten
zu schaffen. Hierfür bieten sich grundsätzlich drei
Möglichkeiten an:
— Ausbau konventioneller Kraftwerke im Be-
reich der öffentlichen Elektrizitätsversorgung
selbst;
— verstärkte Nutzung der Stromerzeugungspo-
tentiale im industriellen, privaten und kommuna-
len Bereich,
—- Nutzung erneuerbarer Energiequellen zur
Stromerzeugung.
Der unter Berücksichtigung der vorgefundenen
Versorgungsstrukturen sicherlich einfachste Weg
würde darin bestehen, die Kapazität fossil gefeu-



innerhalb und außerhalb der öffentlichen Elektri-
zitätsversorgung erschlossen werden können.

Neben dem Bereich der kommunalen Energiever-
sorgung ist hier vorrangig an Industriekraftwerke
zu denken, die einerseits der Eigenversorgung der
Industriebetriebe dienen, andererseits aber Strom
in das öffentliche Netz einspeisen. Industrielle
Stromerzeugungsanlagen sind auch deshalb von
besonderem Belang, weil hier die elektrische
Energie überwiegend auf der Basis der energe-
tisch sehr günstig zu wertenden Kraft-Wärme-
Kopplung erzeugt wird. In der Vergangenheit ha-
ben Industriekraftwerke jedoch zunehmend an
Bedeutung verloren. Hierzu hat unter anderem
beigetragen, daß sich die Brennstoffpreise wesent-
lich stärker als die Strompreise erhöht haben, so
daß ein wirtschaftlicher Betrieb der zumeist am
jeweiligen Wärmebedarf orientierten Heizkraft-
werke immer schwieriger geworden ist22). Auf der
anderen Seite dürften die Stromerzeugungspoten-
tiale im industriellen Bereich beträchtlich sein.
Wie weit sie mobilisiert werden können, hängt

jedoch entscheidend von den jeweiligen Randbe-
dingungen ab. Eine wichtige Rolle spielt hierbei
— wie im übrigen auch bei dem vieldiskutierten
Einsatz kleiner Blockheizkraftwerke im privaten
und kommunalen Bereich — die Vergütung, die
die Elektrizitätsversorgungsunternehmen für den
in das öffentliche Netz eingespeisten Strom be-
zahlen. Bei der derzeit geltenden Regelung sind
die Anreize nur gering. Umgekehrt kann „schon
ein geringer Strompreisnachlaß ... genügen, um
ein industrielles Heizkraftwerk zu verhindern“ ).
Vorteilhaft wäre es, wenn in der Bundesrepublik
ähnliche Regelungen durchgesetzt werden könn

23

-
ten wie in den USA. Mit dem dort geltenden Pu-
blic Utility Regulatory Policies Act (PURPA) wer-
den u. a. gezielt Wärme-Kraft-Kopplungsanlagen
sowie Kleinkraftwerke gefördert.

Der aus Gründen der Ressourcenschonung fossi-
ler Brennstoffe und der Umweltverträglichkeit
wohl eleganteste Weg für eine längerfristige Ablö-
sung der Kernenergie wäre ohne Zweifel die for-
cierte Nutzung erneuerbarer Energiequellen zur
Stromerzeugung: Sieht man von der Verfeuerung
von Biogas z. B. in Blockheizkraftwerken ab, so
kommen hierfür in erster Linie die Wasserkraft,



die Windenergie und die Sonnenenergie in Be-
tracht ).24

Die Nutzung der Wasserkraft gehört schon heute
zu den kostengünstigsten Möglichkeiten der
Stromerzeugung. Mit etwa 16 bis 20 Mrd. kWh
leistet sie gegenwärtig auch schon einen spürbaren
Beitrag zur Stromversorgung. Allerdings sind die
weiteren Ausbaumöglichkeiten begrenzt. Bis zur
Jahrhundertwende kann voraussichtlich mit kei-
ner größeren Steigerung als um 3 bis 4 Mrd. kWh,
maximal um 10 Mrd. kWh gerechnet werden.

Im Unterschied zu anderen Ländern — z. B. Dä-
nemark oder Teile der USA — spielt die Wind-
energie in der Bundesrepublik Deutschland bis-
lang praktisch keine Rolle für die Stromversor-
gung. An küstennahen Standorten könnten Wind-
kraftanlagen aber schon in naher Zukunft gegen-
über konventionellen Mittellastkraftwerken auf
Basis inländischer Steinkohle konkurrenzfähig
werden. Das wirtschaftliche Potential für das Jahr
2000 wird unter günstigen Randbedingungen auf
nahezu 40 Mrd. kWh geschätzt, wovon allerdings
ohne einen Abbau der bisher noch bestehenden
Hemmnisse und ohne gezielte Förderung nur ein
kleinerer Teil ausgeschöpft werden dürfte.

Sonnenenergie kann mit photovoltaischen Zellen
(Solarzellen) durch Ausnutzung von Halbleiteref-
fekten direkt in Elektrizität umgewandelt werden.
Angesichts der derzeit noch sehr hohen Kosten
für Solarzellen ist in der Bundesrepublik Deutsch-
land — anders als z. B. in den USA, wo günstigere
Klimabedingungen herrschen und umfassendere
staatliche Anreizprogramme existieren — zumin-
dest bis zur Jahrhundertwende kaum mit einem
wesentlichen Einsatz netzverbundener, also in das
öffentliche Netz einspeisender Systeme zu rech-

nen. Die kommerziellen Anwendungsmöglichkei-
ten beschränken sich hier auf absehbare Zeit auf
Verkehrs-, Meß- und Kommunikationseinrich-
tungen sowie auf Konsumgüter und Freizeitpro-
dukte.
Alles in allem läßt sich aus dem Vorgenannten
folgern, daß die Nutzung erneuerbarer Energie-
quellen zur Stromerzeugung zumindest bis zur
Jahrhundertwende noch keine realistische Alter-
native zur Kernenergie darstellt. Das kann aber
nicht heißen, daß nicht deren Nutzung schon
heute mit allen Kräften gefördert werden sollte,
denn auf lange Sicht dürfte ihr Versorgungsbei-
trag möglicherweise unentbehrlich sein.
Zieht man aus den zuvor skizzierten Möglichkei-
ten eines mittel- bis längerfristigen Ersatzes von
Kernkraftwerken ein kurzes Resümee, so er-
scheint auch unter durchsetzungsorientierten
Aspekten eine Strategie am geeignetsten, die alle
Anstrengungen zur rationellen und sparsamen
Stromverwendung sowie zur Mobilisierung der
vor allem im industriellen und kommunalen Be-
reich vorhandenen Stromerzeugungspotentiale
auf Basis der Kraft-Wärme-Kopplung unterstützt,
die aber gleichwohl ihren Schwerpunkt zunächst
auf eine möglichst zügige Errichtung konventio-
neller „Ersatz“-Kraftwerke legt.
Im Ergebnis dürften die direkten Kosten für eine
solche Strategie spürbar niedriger sein als bei ei-
nem Sofortausstieg aus der Kernenergie. Der we-
sentliche Vorzug eines stufenweisen Verzichts auf
die Kernenergie würde jedoch darin bestehen,
daß der Übergang auf die neuen Versorgungs-
strukturen wesentlich friktionsärmer und damit
mit weitaus geringeren indirekten Kosten vollzo-
gen werden könnte. Es würde aber nicht nur der
Anpassungsprozeß für Stromversorger und -Ver-
braucher erleichtert, vielmehr könnte auch die
Forderung nach einem jederzeit gesicherten
Stromangebot erfüllt und eine mit vergleichsweise
geringen Zusatzemissionen belastete Stromerzeu-
gung realisiert werden.
Spätestens nach dem Reaktorunglück in Tscher-
nobyl kann man sich auch in der Bundesrepublik
Deutschland nicht länger einer erneuten Risi-
koabwägung und damit auch der Frage nach einer
künftigen Energieversorgung ohne Kernenergie
entziehen. Ein solcher Weg ist — wenn auch nicht
ohne andersartige Risiken — gangbar. Ihn zu ge-
hen, erfordert aber einen breiten gesellschaftli-
chen und politischen Konsens.



Klaus Michael Meyer-Abich

Technische und soziale Sicherheit:
Lehren aus den Risiken der Atomenergienutzung

Daß die Wirtschaft und die Kultur einer Epoche
— zumindest aus heutiger Sicht — in wesentlichen
Zügen durch die darin verfügbaren Technologien
geprägt werden, veranschaulicht bereits die Be-
nennung ganzer Zeitalter nach den jeweils genutz-
ten Materialien, also z. B. die der Bronzezeit oder
die der Eisenzeit. So war auch die Proklamation
des Atomzeitalters nach dem Zweiten Weltkrieg
wohl ein Ausdruck der Erwartung, daß die Le-
bensbedingungen der Zukunft auf der Nutzung
von Atomenergie beruhen und ein Ausdruck des
damit erreichten Stands der Technik sein würden.
Gerade Energiesysteme sind auch schon in frühe-
ster Zeit als ein Ausdruck weitreichender kulturel-
ler Entscheidungen empfunden worden. Nicht
von ungefähr wird die moderne Technik als pro-
metheisch, also nach der Errungenschaft des Feu-
ers — d. h. der Energie — benannt. Der Mythos,
daß Prometheus den Göttern das Feuer gestohlen
habe und dafür bestraft worden sei, bringt außer-
dem den Verdacht zum Ausdruck, daß der rechte
Umgang mit Energie uns überfordert, aber auch
die Hoffnung, daß uns mit der Energie etwas
Göttliches zuteil werde.
Daß der Umgang mit Energie den Göttern gerade
deshalb vorbehalten bleiben sollte, weil die Men-
schen den damit verbundenen Problemen der So-
zialverträglichkeit nicht gewachsen sein würden,
ist eine ebenfalls bereits aus dem Altertum nahe-
gelegte Botschaft. Wir entnehmen sie dem Plato-
nischen Dialog „Protagoras“ aus der Erzählung,
wie die Götter einst Prometheus, den Vorbedach-
ten, und Epimetheus, den Nachbedachten, be-
auftragten, die verschiedenen Vermögen und Ge-
schicklichkeiten unter den Lebewesen zu vertei-
len.
Epimetheus bat Prometheus, dies Werk ihm zu
überlassen, und Prometheus willigte ein. So ver-
lieh Epimetheus den einen Schnelligkeit, den an-
deren Stärke, den einen Hitzebeständigkeit, den
anderen einen dicken Pelz gegen die Kälte usw.,
damit alle für sich und miteinander möglichst le-
bensfähig seien. Er achtete aber nicht darauf,
keine Gattung leer ausgehen zu lassen, und so war
sein Vorrat an Begabungen schließlich erschöpft,
bevor der Mensch versorgt war. Als Prometheus
zurückkam und das Mängelwesen Mensch sah:
„nackt, unbeschuht, unbedeckt, unbewaffnet“

(Prot. 321c), wußte er sich keinen anderen Rat, als
dem Hephaistos und der Athene die Energie — 
das Feuer — und das zu ihrer Verwendung tech-
nisch notwendige Wissen zu stehlen. Dafür wurde
er später schwer bestraft.
Die Menschen waren nun zwar lebensfähig, je-
denfalls nachdem sie sich obendrein in Siedlun-
gen zusammengetan hatten, gerieten aber in Streit
miteinander und kamen trotz des Feuers um, weil
sie die Politike Techne — die politische Kunst,
miteinander Frieden halten zu können — noch
nicht hatten, ohne die eine Gesellschaft auch bei
einem hinreichenden Energieangebot nicht le-
bensfähig ist. Daraufhin sandte Zeus den Hermes,
um der Menschheit die für das Zusammenleben
über die physischen Voraussetzungen hinaus not-
wendige soziale Ordnung zu geben.
Platon hat den Protagoras diese Geschichte nicht
so erzählen lassen, daß die Menschen, nachdem
sie über die Energie verfügten und Siedlungen
gebildet hatten, deswegen miteinander in Streit ge-
rieten, weil die Energie Möglichkeiten des Miß-
brauchs bot und dadurch die gesellschaftlichen
Verhältnisse durcheinandergebracht wurden. Das
damalige Problem war ja gerade, daß es eine ent-
sprechende Ordnung noch gar nicht gab. Die zen-
trale Botschaft der Platonischen Erzählung war
deshalb: „Die zum Leben nötigen (technischen)
Kenntnisse (sophia) erhielt der Mensch auf diese
Weise (durch den Prometheischen Diebstahl), die
bürgerlichen (politischen) aber hatte er (damit
noch) nicht. Denn diese »waren beim Zeus“4
(Prot. 32Id). Es bedarf also über die technischen
Errungenschaften und Kenntnisse hinaus auch
politischer Errungenschaften und Kenntnisse.
Um die Platonische Botschaft in die Gegenwart zu
übertragen, verallgemeinere ich sie dahingehend,
daß dies in jeder Situation immer wieder neu gilt:
Über die technischen Fähigkeiten zur Deckung
von Bedürfnissen hinaus bedarf es politischer Fä-
higkeiten zur gesellschaftlichen Ordnung und
Entwicklung. Das spezifisch moderne Problem ist
dann, daß es außer der Veränderung der techni-
schen Fähigkeiten (»Technischer Fortschritt4) im-
mer auch entsprechender Veränderungen der poli-
tischen Fähigkeiten zur gesellschaftlichen Ord-
nung und Entwicklung bedarf, damit Menschen
mit einer neuen Technik besser leben als ohne sie,



daß aber die politischen Veränderungen unab-
hängig von den technischen gesondert bewertet
werden müssen. Dies zu tun, ist die Aufgabe der
Sozialverträglichkeitsanalyse.
Die Probleme der Sozialverträglichkeit techni-
scher Entwicklungen sind von Fall zu Fall immer
wieder gesehen worden, erstaunlicherweise aber
ist ihre Bewertung praktisch ohne Einfluß auf die
heutigen Techniken geblieben. Mit Sorgfalt und
Erfolg entwickelt wurde lediglich das Instrumen-
tarium der technischen Risikoanalyse. Auf diese
Weise hat zwar die technische Sicherheit von An-
lagen und Geräten in der Industriegesellschaft
weithin ein hohes Niveau erreicht, entsprechende
Anstrengungen hinsichtlich der Sozialverträglich-

keit sind jedoch unterblieben. Ich beschreibe im
ersten Abschnitt dieses Aufsatzes, in welchem Be-
reich die technische Risikoanalyse erfolgreich ist,
jenseits welcher Grenzen es also einer Erweite-
rung zur Sozialverträglichkeitsanalyse bedarf.
Diese Erweiterung wird dann das Thema des
zweiten Abschnitts sein. Dabei berichte ich über
Ergebnisse eines Forschungsprojekts über die So-
zialverträglichkeit verschiedener Energiesysteme,
das in den Jahren 1980-1984 an den Universitäten
Essen und Frankfurt unter der Leitung von Ber-
tram Schefold und mir durchgeführt worden ist.
Die Ergbnisse sind in dem Buch „Die Grenzen der
Atomwirtschaft“ von Schefold und mir zusam-
mengefaßt ).1

I. Möglichkeiten und Grenzen der technischen Risikoanalyse

Der Umgang mit Energie war immer schon etwas
gefährlicher als andere Tätigkeiten. Vor dem Auf-
kommen der modernen Technik wurde weitge-
hend mit Holz gewirtschaftet; aber schon damals
galt: „Wohltätig ist des Feuers Macht, wenn sie
der Mensch bezähmt, bewacht“ (Schiller). Ge-
fährlicher als im Umgang mit Holz oder Kohle ist 
des Feuers Macht im Umgang mit Öl und Gas.
Gleichzeitige Fortschritte in der Sicherheitstech-
nik und in der technischen Disziplin haben jedoch
dazu geführt, daß auch dieses Feuer ziemlich zu-
verlässig gezähmt und bewacht werden kann. Die
bisher gefährlichste Stufe der Energietechnik ha-
ben wir nun mit der Atomenergie erreicht.

Um die Sicherheit dieser neuen Energietechnik zu 
gewährleisten, hat der Bundestag 1959 das Atom-
gesetz erlassen. Dieses Gesetz regelt — rechtsge-
schichtlich erstmalig zur Einführung einer neuen
Technik — speziell den Umgang mit Atomener-
gie. Die Strenge des Gesetzes und die Wachsam-
keit der Behörden im Umgang mit dem atomaren
Feuer spiegelt sich wider in den Klagen der Er-
bauer und Betreiber atomenergetischer Anlagen
über immer wieder neue Sicherheitsauflagen. Die-
jenigen Gefahren, die mit der Nutzung der Atom-
energie trotz aller Auflagen und Kontrollen durch
die Behörden noch verbunden sind, nennt man
die Risiken im Umgang mit dieser Energie. Um
anzudeuten, daß die Risiken nach allen Sicher-
heitsbemühungen nur noch relativ klein sind, wer-
den sie gelegentlich auch als „Restrisiken“ be-
zeichnet. Sprachlich sind unter Risiken in der Re-
gel diejenigen Gefahren zu verstehen, denen wir

um eines Nutzens willen durch individuelle oder
politische Entscheidungen ausgesetzt werden, so
daß abzuwägen ist, ob der Nutzen das Risiko und
seinen übrigen Preis wert ist.
So ist es auch bei der Atomenergie. Um die mit
ihrer Nutzung verbundenen Risiken möglichst
klein zu machen, wird sicherheitstechnisch ein in
der bisherigen Industriegeschichte so noch nicht
gekannter Aufwand getrieben. Im staatlichen Ge-
nehmigungsverfahren wird dann überprüft, ob
ausgewählte Störfälle durch die vorgesehenen
Schutz- und Sicherheitssysteme tatsächlich „be-
herrscht“ werden können — d. h., ob auch bei
Störfällen die Strahlenbelastungen in der Umge-
bung der Anlage unter dem zulässigen Höchst-
maß bleiben. Nun können, wie alle technischen
Anlagen, aber auch die Sicherheitseinrichtungen
versagen, und dann kann aus dem Störfall ein
Unfall werden. Dieses ist das mit der Atomener-
gienutzung verbundene Risiko.
Wie wahrscheinlich ein technisches Versagen der
verschiedenen Sicherheitseinrichtungen ist und
welches Ausmaß die Schäden haben würden, ist
das Thema von Störfall- und Risikoanalysen.
Störfallanalysen werden im atomrechtlichen Ge-
nehmigungsverfahren in großem Umfang durch-
geführt. Risikostudien konkurrieren nicht mit den
Prüfungen im Rahmen des behördlichen Geneh-
migungsverfahrens, sondern beginnen dort, wo 
das Genehmigungsverfahren endet. Im Genehmi-
gungsverfahren wird überprüft, ob ausgewählte
Störfälle, zu deren Beherrschung die Anlage aus-
gelegt sein soll („Auslegungsstörfälle“), durch die
vorgesehenen Schutz- und Sicherheitssysteme tat-
sächlich mit hinreichender Zuverlässigkeit be-
herrscht werden, d. h., daß dabei in der Umge-
bung die maximal zulässigen Strahlenbelastungen





nicht überschritten werden. Die Aufgabe einer Ri-
sikoanalyse ist es demgegenüber, die möglichen
Konsequenzen der Freisetzung von Radioaktivi-
tät beim Versagen der verschiedenen Sicherheits-
einrichtungen zu ermitteln und den verschiedenen
Unfalltypen (in der distanzierenden Sprache der
Risikoanalyse: „Freisetzungskategorien“) Wahr-
scheinlichkeiten zuzuordnen.*
Risikostudien werden im Rahmen atomenergeti-
scher Genehmigungsverfahren nicht verlangt, in
Zukunft jedoch möglicherweise generell eine
größere Bedeutung gewinnen. Die öffentliche
Kontroverse über die Gefahren der Atomenergie
hat schon verschiedentlich derartige Studien her-
ausgefordert. Die von der Gesellschaft für Reak-
torsicherheit (A. Birkhofer) für die Bundesregie-
rung durchgeführte „Deutsche Risikostudie Kern-
kraftwerke“2) z. B. hat ergeben, daß beim Versa-
gen aller Sicherheitseinrichtungen in einem
Atomkraftwerk vom Typ Biblis mit etwa 15 000
Todesfällen durch akutes Strahlensyndrom
(„Frühschäden“) und etwa 100000 Todesfällen
durch Leukämie und Krebs (somatische „Spät-
schäden“) zu rechnen ist. Soweit in der Berech-
nung nur technische Ursachen berücksichtigt wer-
den, ist die Wahrscheinlichkeit für einen so
großen Unfall allerdings nicht größer als die, daß
beim Autofahren auf einer Strecke von wenigen
Metern ein tödlicher Unfall passiert.
Risikostudien waren gegenüber dem älteren Kon-
zept, atomtechnische Anlagen nach einem „Größ-
ten anzunehmenden Unfall“ (GAU) auszulegen,
durch die Berücksichtigung von Unfallwahr-
scheinlichkeiten und durch die Differenzierung
verschiedener Unfalltypen („Freisetzungskatego-
rien“) ein großer Fortschritt in der Sicherheitsfor-
schung. Dabei haben Fehlerbaumanalysen (zur
Hochrechnung der Zuverlässigkeit von Systemen
und Teilsystemen aus den Versagenswahrschein-
lichkeiten von Komponenten) vor allem zur Er-
mittlung von Schwachstellen beigetragen, so daß
eine größere Gleichmäßigkeit und Verhältnis-
mäßigkeit des Sicherheitsaufwands erreicht wer-
den konnte. Durch die „Deutsche Risikostudie
Kernkraftwerke“ wurde z. B. gezeigt, daß der
größte Beitrag zur Häufigkeit von Kernschmelzen
durch menschliche Fehlhandlungen bei der Be-
herrschung von kleinen Lecks in einer Hauptkühl-
mittelleitung und nicht durch das große Leck zu-
stande kommt, das als Auslegungsstörfall die si-
cherheitstechnische Gestaltung der Anlagen maß-
geblich beeinflußt hatte.
Risikoanalysen haben sich sowohl im Flugzeug-
bau als auch in der Atomtechnik bewährt, um
Schwachstellen zu ermitteln. Durch intensive und

gewissenhafte Untersuchungen ist die Wahr-
scheinlichkeit, daß es zu Unfällen kommt, erheb-
lich vermindert worden. Diese Erfolge sollten
auch diejenigen, die gegenüber der Nutzung der
Atomenergie Bedenken haben, nicht bestreiten.
Die Studie der Gesellschaft für Reaktorsicherheit
(GRS) über das Demonstrations-Brüterkraftwerk
SNR 300 hat gezeigt, daß derartige Analysen so-
gar bei einer relativ unvollkommenen Datenbasis
technische Schwachstellen deutlich werden lassen
können3).
Was Risikostudien letztlich einmal leisten können
sollten, bemißt sich an der Forderung der Hypo-
thetizität4). Hier handelt es sich darum, daß es bei
der großindustriellen Einführung der Atomener-
gie nicht mehr zu verantworten ist, die unvorher-
gesehenen Eventualitäten durch .Versuch und Irr-
tum* zu erfahren und dann zu berücksichtigen.
Wollte man nämlich Versuch und Irrtum, die Be-
gleiter aller herkömmlichen Technik, auch für die
Reaktorsicherheit etc. gelten lassen, so ergäbe
sich, daß die Wirkungen den Rahmen sprengen
könnten, in dem sie untersucht und korrigiert wer-
den sollen. Hier in herkömmlicher Weise Erfah-
rungen sammeln zu wollen, würde die Erhaltung
der Lebensbedingungen gefährden.
Atomtechnische Systeme sollten dementspre-
chend von vornherein so konstruiert werden, daß
ihre Sicherheit aus der Konstruktion optimal zu
beurteilen ist. An die Beurteilbarkeit der Sicherheit
und an hier mögliche Verbesserungen denken bis-
her in der Regel erst die, welche eine fertigkon-
struierte Anlage schließlich auf ihre Sicherheit hin
zu beurteilen haben.
Bisher genügen weder die atomtechnischen Anla-
gen dem Postulat der Hypothetizität noch sind
Risikostudien imstande, diese Diskrepanz ad-
äquat zu beurteilen. Ein Hauptgrund dafür ist die
einseitige ingenieurwirtschaftliche Ausrichtung
der Risikoanalytik. Verengungen ergeben sich
zunächst durch die versicherungswirtschaftliche
Aggregation von Risiken (Produktbildung aus
Wahrscheinlichkeit und Schadensausmaß), so-
dann und vor allem durch die Beschränkung der
Analyse auf spezielle Schadensursachen und
Schadensarten.

Produktbildung und besondere Probleme des maxi-
malen Schadensausmaßes

Für versicherungswirtschaftliche Zwecke ist es
üblich, verschiedene Unfälle — soweit sie ein ge-



meinsames Maß (die Kosten) haben — mit ihren
Wahrscheinlichkeiten zu gewichten und zu einem
„Kollektivrisiko“ zu integrieren. Die in dieser Zu-
sammensetzung nicht ausdrücklich vorausgesetzte
Bewertung z. B. von einhundert Unfällen mit je
einem Todesfall gleich einem Unfall mit einhun-
dert Toten ist allerdings auch versicherungswirt-
schaftlich nur insoweit gerechtfertigt, wie das Ver-
sicherungsunternehmen nicht durch katastro-
phale Schäden überfordert werden kann. Für
atomtechnische Anlagen ist diese Voraussetzung
nicht erfüllt, so daß sehr große und unwahrschein-
liche Unfälle im marktwirtschaftlichen System
auch gar nicht versicherungsfähig sind. Hier ist
sozusagen einmal hundert schon betriebswirt-
schaftlich nicht gleich hundertmal eins. Inwieweit
derartige Gefahren überhaupt akzeptabel sind, ist
keine wirtschaftliche Frage mehr, sondern nur
noch politisch zu bewerten. Im Rahmen ihres Kri-
terienrasters zur politischen Bewertung von Ener-
gietechnologien hat die energiepolitische En-
quete-Kommission des 8. Deutschen Bundestags
dementsprechend gefordert, Energiesysteme soll-
ten sowohl hinsichtlich ihres Risikos (im Sinn des
Produkts aus Eintrittswahrscheinlichkeit und
Schadensausmaß) als auch hinsichtlich ihres ma-
ximalen Schadensausmaßes nach den dort ent-
wickelten Kriterien politisch vertretbar sein. Das
Schadensausmaß großer — wenn auch seltener —
Unfälle bedarf danach einer gesonderten politi-
schen Bewertung neben den versicherungsfähigen
Risiken. Dieser Beurteilung hat sich auch der
Sachverständigenrat für Umweltfragen (1981) an-
geschlossen. Die Frage ist, wie Staat und Gesell-
schaft insgesamt den maximal möglichen Schaden
überstehen und relativ zu einem angestrebten
Nutzen verantworten können.
Neuere Risikostudien kommen hinsichtlich des
maximalen Schadensausmaßes zu niedrigeren
Zahlen als die Deutsche Risikostudie von 1979.
Die Frage ist nun aber, ob die früheren Zahlen
falsch waren. Sie heute als zu vorsichtig bewerten
zu wollen, weckt ja den fatalen Verdacht, damit
nur der inzwischen aufgekommenen eigenständi-
gen Bewertung des maximalen Schadensaus-
maßes (unabhängig von der Wahrscheinlichkeit
eines solchen Unfalls) entgehen zu wollen.

Beschränkung auf spezielle Unfallursachen
Von Sicherheitstechnikern wird gelegentlich be-
hauptet, daß durch die technische Risikoanalyse
ein objektiver Maßstab zur Beurteilung der Atom-
energie-Risiken gefunden sei, vor dem die öffent-
liche Kontroverse über die Bewertung dieser Risi-
ken in Zukunft zu verstummen habe. Dieser An-
spruch ist nicht berechtigt. Zwar können Atom-
energie-Risiken — wohl noch mehr als ältere tech-

nische Risiken — mit dem gesunden Menschen-
verstand allein nicht hinreichend beurteilt wer-
den. Aber in der Risikoanalyse werden nur „tech-
nische Ursachen“ von Unfällen und zufällige Ein-
wirkungen von außen (Erdbeben und Flugzeug-
abstürze) in Rechnung gestellt. Außer acht bleiben
Risikobeiträge durch
— nicht geplante Eingriffe des Betriebs-, Repara-
tur- oder Wartungspersonals, soweit sie die Un-
fallwahrscheinlichkeit erhöhen, und menschliche
Fehlhandlungen bei Instandsetzungsmaßnah-
men;
— Einwirkungen Dritter, z. B. durch Sabotage
und Terrorakte;
— Kriegseinwirkungen;
— unvorhergesehene gesellschaftliche oder poli-
tische Entwicklungen.
Alle diese nichtberücksichtigten — und mit dem
ingenieurwissenschaftlichen Instrumentarium der
Risikoanalytik methodisch auch gar nicht zu be-
rücksichtigenden — Risiken können die sicher-
heitstechnisch in Rechnung gestellten Risiken um
ein Vielfaches übertreffen, so daß über den ausge-
wiesenen technischen Risiken nicht die mögli-
cherweise viel größeren unausgewiesenen nicht-
technischen Risiken vergessen werden dürfen.
•Dabei ergeben sich die letzteren vornehmlich aus
Erhöhungen der Unfallwahrscheinlichkeiten. Das
Schadensausmaß bleibt dem von Unfällen auf-
grund technischer Ursachen vergleichbar, was —
z. B. beim Demonstrationsbrüter SNR300 —
zwar keine drastischen Erhöhungen, jedoch im-
mer noch Erhöhungen um etwa eine Zehner-
potenz zuläßt.

Beschränkung auf spezielle Schadensarten
Mit dem derzeitigen Instrumentarium der Risi-
koanalytik werden nur die ingenieurwirtschaftlich
faßbaren Schadensarten wie Todesfälle und Pro-
duktionsschäden (z. B. in der Landwirtschaft) be-
rücksichtigt. Das Instrumentarium ist dement-
sprechend blind für Schäden, die nur in der Spra-
che der Sozialwissenschaften oder der Politik be-
schrieben werden können, zum Beispiel
— Einschränkungen der Verteidigungsfähigkeit
der Bundesrepublik Deutschland aufgrund der
Gefährlichkeit kerntechnischer Anlagen;
— Einschränkungen staatsbürgerlicher Rechte
im Interesse der nicht nur technischen, sondern
sozialen Sicherung dieser Anlagen;
— Belastungen künftiger Generationen z. B.
durch Entsorgungsaufgaben;
— die Erhöhung der Kriegsgefahr durch die in-
ternationale Verbreitung von Atomwaffen auf-



grund der Verbreitung der intentional friedlichen
Atomenergienutzung;
— die Gefährdung sozialer und politischer Struk-
turen durch seltene, im Fall des Eintretens jedoch
katastrophale Unfälle.
Die in der technischen Risikoanalytik nicht erfaß-
ten Unfallursachen und Schadensarten sind der
Gegenstand von Untersuchungen der Sozialver-
träglichkeit und internationalen Verträglichkeit
atomtechnischer Anlagen.
Bei der Bewertung der Ergebnisse von Risikostu-
dien darf also deren spezifische Zielsetzung und
die Beschränkung ihres Untersuchungsbereichs
nicht außer acht gelassen werden. Was Risikostu-
dien erfolgreich leisten (z. B. die Schwachstellen-
analyse), wird nur dann recht gewürdigt, wenn
man sich bei der Interpretation ihrer Ergebnisse
gleichermaßen vergegenwärtigt, was sie nicht lei-
sten, bzw. in welchen Grenzen sie erfolgreich und
aussagekräftig sind. Politisch ist die Atomenergie-
nutzung nur dann zu verantworten, wenn sie nicht
allein technisch sicher, sondern gleichermaßen so-
zialverträglich ist.
Daß Risikostudien für die Beurteilung der Sicher-
heit technischer Anlagen nur von einem — in der
angegebenen Weise — begrenzten Wert sind, ist 
den Autoren derartiger Analysen in der Regel
nicht hinreichend bewußt. Die Untersuchung der
sozialen und politischen Risiken der Atomenergie
ist bisher hinter der Untersuchung der techni-
schen Risiken zurückgeblieben. Deshalb kann
auch das Gesamtrisiko noch nicht zusammenfas-
send beurteilt und gegen den angestrebten Nutzen
abgewogen werden. Die Atomenergie ist bisher in
Unkenntnis ihrer politischen und sozialen Risiken
eingeföhrt worden. Zum Beispiel ist der erste zu-
sammenhängende Entwurf des künftigen Siche-
rungssystems atomtechnischer Anlagen gegen

nichttechnische Gefahren erst zwanzig Jahre nach
dem Beginn der zivilen Atomenergienutzung aus-
gearbeitet worden5). Unabhängig davon sind so-
gar die technischen Risiken noch in wesentlichen
Bereichen ungeklärt, vor allem hinsichtlich der
Entsorgung.
Auch die Tätigkeit der Genehmigungsbehörden
hat sich hinsichtlich der Atomenergie im wesentli-
chen auf die Fragen der technischen Sicherheit
beschränkt. Um festzusteilen, welche Risiken ak-
zeptiert werden können, beziehen die Behörden
sich fast ausschließlich aufingenieurwissenschaft-
liche Gutachten und vernachlässigen die politi-
schen bzw. sozialen Risiken. Der ingenieurwissen-
schaftliche Sachverstand reicht zur Beurteilung
der mit der Atomenergienutzung verbundenen Ri-
siken — d. h. derjenigen Gefahren, die trotz der
getroffenen Sicherheitsmaßnahmen noch beste-
hen —jedoch bei weitem nicht aus. Die bisherigen
technischen Risikoanalysen berücksichtigen nur
einen Teil aller tatsächlichen Risiken im Umgang
mit dieser Energie.
In der Öffentlichkeit, vor allem aber unter Inge-
nieuren, wird immer noch weithin angenommen,
daß es mit technischen Systemen auch nur tech-
nische Probleme geben könne. Wissenschaftlich-
technische Entwicklungen tragen jedoch in der
Regel auch soziale und politische Vorentschei-
dungen darüber in sich, wie oder wie wir nicht in
Zukunft leben möchten. Die Ingenieure sollten
ein ihnen entgegengebrachtes Vertrauen der
Form: „Was technisch in Ordnung ist, wird auch
gesellschaftlich akzeptabel sein“ weit von sich
weisen. Denn unter der Last gerade eines solchen
— enttäuschten — Vertrauens könnte demnächst
die gesamte moderne Technik und damit die In-
dustriegesellschaft politisch zusammenbrechen.
Die vermeintlich so rationelle Technik käme uns
dann noch teuer zu stehen.

II. Sozialverträglichkeit von Energiesystemen

Die Energiefrage hat sich in der öffentlichen
Diskussion bereits allmählich von den medizi-
nisch-radiologischen Gesichtspunkten sowie de-
nen der rein technischen Sicherheit wegbewegt
und darauf zugespitzt, mit welchen Energie-
systemen — und sonstigen technischen Anlagen
— wir in Zukunft lieber leben möchten. Für die
daraufhin zu berücksichtigenden Gesichtspunkte
hat sich in den letzten Jahren das Kriterium der

Sozialverträglichkeit" durchgesetzt6) und auch
bereits Eingang in den Kriterienkatalog der En-
quete-Kommission7) gefunden. Zum Beispiel
sind gegen die Atomenergienutzung Bedenken
geltend gemacht worden, daß damit auf längere



Sicht eine der freiheitlichen Gesellschaftsordnung
abträgliche Verstärkung obrigkeitlicher Struktu-
ren bis hin zum Polizeistaat verbunden sein
könnte8). Inzwischen heißt es auch in der entge-
gengesetzten Richtung, das Leben mit den Alter-
nativen werde ebenfalls keine reine Freude sein,
und insbesondere die von den Kritikern des
Atomenergiesystems favorisierte Nutzung der
Energiequelle Energieeinsparung werde einen di-
rigistischen „Kalorienstaat“9) hervorbringen, in
dem z. B. Blockwarte darauf achten, daß nur ja
niemand zuviel heizt. Das in beiden Fällen ange-
sprochene Problem ist dasselbe, aber „daß Tech-
nik sogar politisch nicht neutral sein muß, däm-
mert uns erst seit einem Jahrzehnt“ 100 ). Ich be-
richte auf der Grundlage des oben genannten
Buchs „Die Grenzen der Atomwirtschaft“ über
die Ergebnisse unserer Untersuchung der Sozial-
verträglichkeit verschiedener Energiesysteme.
Das Kriterium der Sozialverträglichkeit geht zu-
rück auf Weinbergs Frage ), wieweit wir bei der
Einführung der Atomenergie
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voraussetzen dür-
fen, daß das für den Umgang damit erforderliche
Wissen und die gebotene Sorgfalt auf Jahrhun-
derte oder gar Jahrtausende hinaus gewährleistet
sein werden, und wieweit die Atomenergie eine
besondere Langlebigkeit auch der sozialen und
politischen Institutionen erfordert. Die Bundesre-
publik Deutschland war nach dem Zweiten Welt-
krieg ein erstaunlich ruhiges Land, das seinen
Reichtum wie im Windschatten der Weltge-
schichte — oder wie im Zentrum eines Zyklons —
genießen durfte. Wären uns tausend Jahre Frie-
den und Fortdauer der Nachkriegsidylle ver-
gönnt, so wäre die Sozialverträglichkeit des zu-
künftigen Energiesystems viel weniger problema-
tisch, als wenn wir mit der Wiederkehr historisch
gewohnter Verhältnisse rechnen müßten. Nicht
einmal beim Fortbestand dieser Idylle aber wüß-
ten wir, ob es auch nur in hundert Jahren noch die
Weinbergs, Häfeles und Birkhofers gibt, in deren
Hände wir ein Kernenergiesystem getrost legen 
mögen, oder ob unsere Nachfahren sich dann auf
die Harrisburger und Tschernobyler verlassen
müßten. Schon heute sind es, wie man aus den
technischen Fakultäten hört, nicht mehr die be-
sten Studenten, die sich der Atomtechnik zuwen-
den.
Sozialverträglichkeit1 heißt Verträglichkeit mit

der gesellschaftlichen Ordnung und Entwicklung.

Wie das Kriterium der Umweltverträglichkeit ist
auch dieses Kriterium eine Ergänzung des Postu-
lats der Wirtschaftlichkeit, weil dieses sich im her-
kömmlichen Verständnis als nicht hinreichend
dafür erwiesen hat, daß der mit technischen Syste-
men erzielte Nutzen den damit verbundenen Auf-
wand wirklich wert ist12). Wirtschaftlichkeit wie-
derum ist eine Erweiterung der bloßen Kostenmi-
nimierung im monetären Sinn. Die Kriterien der
Wirtschaftlichkeit, Umweltverträglichkeit und
Sozialverträglichkeit werden bei technologischen
Entscheidungen von internationaler Tragweite
durch das der internationalen Verträglichkeit er-
gänzt (so z. B. bei Energiesystemen und waffen-
technischen Entwicklungen).
Das Kriterium der Sozialverträglichkeit hat mit
vielen anderen politischen Entscheidungsdimen-
sionen gemein, daß es sich nicht umfassend quan-
tifizieren läßt. Qualitative Antworten auf die rich-
tigen Fragen sind auch hier nützlicher als Zahlen-
angaben zu irreführenden oder uninteressanten
Fragen. Die Aussageform der Sozialverträglich-
keitsanalyse ist der Implikationskatalog, d. h., es
zeigt sich, wieweit die Entscheidung für dieses
oder jenes technische System mit exogen vorgege-
benen Zielen oder Werten der gesellschaftlichen
Ordnung und Entwicklung verträglich bzw. kon-
sistent ist. Wenn ein Energiesystem impliziert,
daß bestimmte Werte, die man erhalten möchte,
gefährdet werden (z. B. Grundrechte oder die
marktwirtschaftliche Ordnung), sollte man sich
konsistenterweise nicht für dieses System ent-
scheiden.
Festgestellt wird also die relative Akzeptabilität
der fraglichen Innovationen (relativ zu Zielen
oder Werten), nicht ihre Akzeptanz im empiri-
schen Meinungsfeld. Die Aussageform des Impli-
kationskatalogs gewährleistet, daß hier nicht Wis-
senschaftler anderen Leuten vorzuschreiben ver-
suchen, was für sie akzeptabel sei. Um die Akzep-
tabilität von Innovationen geht es auch in der
öffentlichen Diskussion, wohingegen die Akzep-
tanzforschung sich an dieser Diskussion selbst
nicht beteiligt, sondern sich zwar mit den Konflik-
ten, nicht aber mit den Gegenständen der Kon-
flikte beschäftigt.
Das methodische Instrument, um eine technische
Innovation auf ihre Verträglichkeit mit der gesell-
schaftlichen Ordnung und Entwicklung zu beur-
teilen, ist die soziale Konstruktion. Dasselbe Sy-
stem, das zunächst in technisch-wirtschaftlichen
Begriffen bestimmt war, wird durch die soziale
Konstruktion z. B. als ein Rechtstatbestand be-



schrieben, so daß es nach juristischen Kategorien
zu beurteilen ist.

Die Realität der Verzweigungssituation

Die Ergebnisse der Enquete-Kommission werden
durch unsere Untersuchung dahingehend bestä-
tigt, daß die Bundesrepublik Deutschland ener-
giepolitisch in einer Verzweigungssituation steht.
Das heißt: Es gibt wirklich zwei verschiedene
Möglichkeiten, das auf dem Einsatz fossiler,
nichterneuerbarer Energieträger (Kohle, Mine-
ralöl, Erdgas) beruhende Energiesystem längerfri-
stig allmählich durch ein anderes zu ersetzen. Der
eine Weg K ist der der Atomenergienutzung. Die-
ser Weg beginnt mit dem Einsatz der heutigen
Atomkraftwerke (Leichtwasserreaktoren) als ei-
ner Zwischenlösung und könnte nach diesem Vor-
spiel durch den Übergang zu einem auf der Erzeu-
gung von Plutonium (oder ähnlicher Isotope) be-
ruhenden Energiesystem zu einer Dauerlösung
werden. Der andere Weg S nutzt die Sonnenener-
gie und die Energiequelle Energieeinsparung.
Beide Energiesysteme sind
— technisch möglich, entsprechen dem Stand der
Technik also schon (z. B. Leichtwasserreaktoren,
Wärmeschutz) oder nach bereits absehbaren Ent-
wicklungsschritten (z. B. Brutreaktoren, Photo-
voltaik);
— energiewirtschaftlich konsistent und gesamt-
wirtschaftlich vertretbar.
Dieselben Bedürfnisse können sowohl auf die
eine wie auf die andere Weise, d. h. mit oder ohne
Atomenergie gedeckt werden. Dies ist bisher zwar
oft behauptet und zuletzt durch die Enquete-
Kommission auch weitgehend begründet, in unse-
rer Studie nun aber gegen die noch bestehenden
Einwände auf der Grundlage der Arbeit von Rolf
Bauerschmidt im Detail nachgewiesen worden 13).
Die Realität der Verzweigungssituation spricht
nicht für oder gegen einen der Wege K und S. Es
ergibt sich jedoch, daß für die Entscheidung zwi-
schen den beiden Möglichkeiten nunmehr unein-
geschränkt die von der Enquete-Kommission
empfohlenen Kriterien geltend gemacht werden
können. Niemand braucht mehr zu befürchten,
daß in Wirklichkeit ja doch nur ein einziger Weg
möglich sei, so daß man sich vergleichende Über-
legungen zur Sozialverträglichkeit wie zu den an-
deren Kriterien (Wirtschaftlichkeit, Umweltver-
träglichkeit, internationale Verträglichkeit) spa-
ren könne.
Die Realität der Verzweigungssituation zeigt sich
jenseits der technischen Möglichkeiten vor allem

an der wirtschaftlichen Vergleichbarkeit der bei-
den Wege. Einer Untersuchung der beiden Refe-
renzfälle K und S auf ihre Wirtschaftlichkeit be-
durfte es auch deshalb, weil das Kriterium der
Sozialverträglichkeit Fragen der Wirtschaftlich-
keit mit beinhaltet. Dabei sind zunächst die jewei-
ligen Kosten, Wachstumsraten und Beschäfti-
gungseffekte zu berücksichtigen. Weitergehende
Zusammenhänge ergeben sich dadurch, daß öko-
nomische Verhältnisse soziale Folgewirkungen
haben und umgekehrt ökonomische Abläufe von
gesellschaftlichen Bedingungen abhängen.
Die in den Referenzfällen unterstellten Wachs-
tumsraten liegen im langfristigen historischen
Trend und können bei der zu erwartenden demo-
graphischen Entwicklung auf mittlere Sicht zu ei-
ner Senkung der Arbeitslosigkeit führen, wenn
man sie sich als Resultat von zunächst höheren
Zuwächsen und einer dann rascheren Abfla-
chung, begleitet von Arbeitszeitverkürzungen,
vorstellt. Der auf dem Weg S stärkere Stukturwan-
del entspricht mehr der vermuteten Umschich-
tung der Nachfrage zugunsten von Umwelt und
ressourcenschonenden Produktionen als der Wir-
kung höherer Energiepreise oder einer Verände-
rung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit.
Denn es läßt sich zeigen, daß das Energiepreisni-
veau und die Außenhandelsposition durch die
Wahl zwischen K und S nicht wesentlich beein-
flußt werden.
Eine umfassende Untersuchung zum Vergleich
der Investitionskosten, die mit dem Aufbau der
für das Jahr 2030 vorgesehenen Bereitstellungs-
und Anwendungstechnologien in den beiden Re-
ferenzfällen vorgesehen sind, hat nämlich überra-
schenderweise nur geringfügige Unterschiede er-
geben. Den Mehrkosten für Investitionen zur
Ausdehnung des Energieangebots im Fall K steht
nur ein ungefähr gleich großer Mehraufwand für
Einsparungs- und Nutzungstechnologien im Fall
S gegenüber. Nimmt man die Betriebs- und
Brennstoffkosten hinzu, so zeigen sich sogar
leichte Kostenvorteile für den Weg S.
Die vergleichende Rechnung beruht — abgesehen
von Brüterund Wiederaufarbeitung — im wesent-
lichen auf Kostenansätzen für Technologien, wie 
sie schon heute verfügbar sind. Um für die Schlüs-
seltechnologien außerdem die Dynamik des tech-
nischen Fortschritts abzuschätzen, kann dem zu 
erwartenden Kapitalaufwand für das Brütersy-
stem der für eine großtechnische Nutzung der
Sonnenenergie durch Solarzellen gegenüberge-
stellt werden. Wegen der Vorteile der Massenpro-
duktion von Solarzellen sowie der Größendegres-
sion einerseits und der Mehrkosten, die — wie die
Kosteneskalation bei Leichtwasserreaktoren —
aus den „negativen Lerneffekten“ im Umgang mit



inhärent gefährlichen Technologien folgen, ande-
rerseits, dürfte nach dem Jahr 2000 ein Kosten-
vorteil der Solarzellen gegenüber dem Brüter er-
reichbar sein.
Die Gegenüberstellung der beiden Referenzfälle
mit Hilfe eines computergestützten Rechenmo-
dells ergab unter geeigneten Annahmen über die
Rahmendaten der wirtschaftlichen Entwicklung,
daß beide Energiesysteme mit sehr ähnlichen ge-
samtwirtschaftlichen Verläufen konsistent sind.
Dies bedeutet, daß die im Modell dargestellte
Wirtschaftsentwicklung zu einer Energienach-
frage führt, welche durch die in den Referenzfäl-
len vorgegebenen Technologien bei den ihnen zu-
gerechneten Kosten gerade gedeckt werden kann,
und daß die vorgegebenen Energieinvestitionen
sich dem Verhalten der makroökonomischen Va-
riablen im Modell einfügen.

Die Verträglichkeit der Referenzfälle K und S mit
Verfassungszielen

So wie durch die Atombombe in der Waffentech-
nik ganz neue Größenordnungen der Zerstö-
rungskraft erreicht worden sind, verbinden sich
auch mit der zivilen Nutzung der Atomenergie
Zerstörungskräfte in einem Ausmaß, wie es sie in
keinem anderen Industriebereich bisher je gege-
ben hat. Die Atomtechnik ist deshalb mit einer
Gewissenhaftigkeit entwickelt worden, die in der
Industriegeschichte ihresgleichen sucht. Die ma-
ximalen Schadenspotentiale können jedoch auch
durch einen noch so sorgfältigen Umgang mit der
Atomenergie nicht aus der Welt geschafft werden,
sondern diese Sorgfalt vermindert nur die Wahr-
scheinlichkeiten, daß es zu Unfällen kommt.
Wenn einige Millionstel Gramm Plutonium zum
Tod führen können, einige Kilogramm für eine
Atombombe genügen und große Unfälle in atom-
technischen Anlagen Tausende von Quadratkilo-
metern unbewohnbar machen können, dann ist es
nicht so sehr eine technische Frage, sondern eine
Frage der Sozialverträglichkeit, ob wir uns den
rechten Umgang mit einigen hundert Tonnen Plu-
tonium pro Jahr zutrauen.
Soweit die Industriegesellschaft auch in Zukunft
mit Unterlegenheitsproblemen und politischen
Perversionen — z. B. Terrorismus — rechnen
muß, ist dabei zunehmend auch der Mißbrauch
von Atomenergie zu berücksichtigen. Die Bundes-
republik Deutschland war bisher ein ungewöhn-
lich ruhiges Land. Langfristige Entscheidungen
wie in der Energiepolitik dürfen nicht vorausset-
zen, daß dies so bleibt. Zu berücksichtigen sind
sowohl politisch-ideologische als auch ökono-
mische und persönliche Motive zum Mißbrauch
der Atomtechnik.

Analog zur technischen Risikoanalytik sind unter
den sozialen Risiken eines Energiesystems dieje-
nigen Gefahren zu verstehen, die trotz der getrof-
fenen Sicherungsmaßnahmen gegen nichttech-
nische Gefahren noch bestehen. Maßnahmen sind
erforderlich gegen den Plutoniumraub von außen,
gegen die Freisetzung von Radioaktivität, gegen
den Plutoniumraub durch Insider und gegen Sa-
botage. Um diesen Gefahren zu begegnen, bedarf
es — wie die Untersuchung zeigt — sowohl anla-
genbezogener als auch gesellschaftsbezogener
Maßnahmen. Rein technische Sicherungen erwei-
sen sich in beiderlei Hinsicht als nicht ausrei-
chend. Insbesondere müßte die atomenergiege-
rechte Gesellschaft jedenfalls bei den Beschäftig-
ten atomenergetischer Anlagen beginnen. Das
Vorbild der militärischen Organisation beweist
nicht, daß dies in einer stabilisierbaren Weise
möglich ist. Darüber hinaus muß die Sicherungsli-
nie stufenweise auch in das gesellschaftliche Um-
feld vorverlegt werden. Die Atomtechnik hätte
unvermeidlich Pionierqualitäten in Richtung auf
einen Überwachungsstaat.
Eine besondere Gefahr liegt in der Kumulation
von Sicherungen aufgrund von Überreaktionen
der Öffentlichkeit. Es ist denkbar, daß der Aus-
trag innenpolitischer Konflikte durch die Einfüh-
rung des Energiesystems K ebenso nachhaltig ver-
ändert würde wie der der internationalen Kon-
flikte durch die Atombombe. Nachdem die Atom-
energie bereits zur maßgeblichen Determinante
der internationalen Auseinandersetzung gewor-
den ist, gefährdet sie nun auch noch die innere
Ordnung. Demgegenüber ist das Energiesystem S
nicht nur erheblich weniger gefährlich als das
System K, sondern auch als die unterhalb von K
relativ gefährlichsten Industriebereiche. Beson-
dere Probleme der Sozialverträglichkeit bestehen
hier nicht.
Die im folgenden mitgeteilten Ergebnisse beruhen
auf den Arbeiten von Alexander Roßnagei im
Rahmen unseres Forschungsprojekts ). Hinsicht14 -
lich der Verträglichkeit der Energiesysteme K und
S mit den geltenden Verfassungszielen ergibt sich
der folgende Implikationskatalog:
Rechtsstaat: Das Prinzip der Gesetzmäßigkeit der
Verwaltung wird durch die Entwicklung der Indu-
striegesellschaft dahingehend gefährdet, daß an 
die Stelle von Konditionalprogrammen, welche
die Eingriffsbefugnisse der Verwaltung eindeutig
definieren, zunehmend finale Zweckprogramme
treten, welche die Verwaltung lediglich auf allge-
meine Zielsetzungen verpflichten und es ihr frei-



stellen, auf welche Weise die so vorgegebenen
Ziele erreicht werden sollen. Aufgrund einer zu-
nehmenden Diskrepanz zwischen der Dynamik
der Technik und der Regelungskapazität des
Rechts zeigt sich diese Tendenz vor allem im Zu-
rückbleiben der staatlichen Regelung technischer
Entwicklungen. Das Energiesystem K würde die
Tendenz zum finalen Zweckprogramm und zur im
einzelnen parlamentarisch nicht programmierba-
ren sowie gerichtlich nicht kontrollierbaren Pla-
nung erheblich verstärken. Der Gefahr einer zu-
nehmenden Rechtsunsicherheit wäre im Fall K
nur durch eine dogmatische Selbstbeschränkung
der Gerichte, durch eine verfassungsändernde
Korrektur am bisherigen Rechtsschutzsystem
oder durch Korrekturen am verfassungsmäßigen
System der demokratischen Normsetzung zu be-
gegnen. Die andere Möglichkeit wäre, nunmehr
denjenigen Technologien den Vorzug zu geben,
mit denen nicht nur keine weitere Entfernung,
sondern sogar Schritte der Rückkehr zu einer
strikten Rechtsstaatlichkeit verbunden wären. Die
Entscheidung für das Energiesystem S wäre in
diesem Sinn ein Schritt der Anpassung techni-
scher Entwicklungen an die verfassungsmäßigen
Ziele.

Gewaltenteilung: Die Entscheidung für das Ener-
giesystem K brächte die Bundesrepublik Deutsch-
land für lange Zeit auf einen Weg, auf dem die
Planungsprozesse künftig so komplex würden,
daß die Prämisse der Gewaltenteilung, Entschei-
dung und Ausführung sowie Initiative und Kon-
trolle trennen zu können, nicht mehr haltbar wäre.
Dieser Weg zeichnet sich schon heute als der einer
„Konkordanz-Demokratie“ ab, in der alle wichti-
gen gesellschaftlichen und politischen Kräfte an
den jeweiligen Entscheidungen mitwirken. Das
Parlament würde dadurch seine souveräne Stel-
lung in der staatlichen Willensbildung verlieren
und nur noch als ein Partner unter anderen in das
kooperative Beziehungsgeflecht einbezogen sein.
Demgegenüber würde das Parlament seine Funk-
tion im Sinn der Wesentlichkeitstheorie des Bun-
desverfassungsgerichts auf dem Weg der Ent-
scheidung für das Energiesystem S eher bewahren
können.

Demokratie: Das Demokratieprinzip würde im
Fall K an Bedeutung verlieren. Insbesondere wür-
den durch die Plutoniumwirtschaft auf Jahrtau-
sende hinaus unkorrigierbare und demokratisch
vor den Nachgeborenen unverantwortbare Sach-
zwänge geschaffen. Demgegenüber wären mit
dem Energiesystem S keine entsprechenden Be-
schränkungen der Souveränität der Nachgebore-
nen verbunden. Hier könnten sich sogar schon
heute Chancen für neue und zusätzliche Formen
der Bürgerbeteiligung eröffnen.

Sozialstaat: Seiner sozialstaatlichen Verantwor-
tung für die Volkswirtschaft könnte der Staat in K
und S gleichermaßen gerecht werden, denn beide
Energiewege hätten ähnliche gesamtwirtschaft-
liche Folgewirkungen. Kompensierende Maßnah-
men zur Verhinderung unerwünschter Vertei-
lungswirkungen der Energiepolitik wären in bei-
den Fällen sinnvoll.

Föderalismus: Der Trend zur Zentralisierung und
zur Verringerung der Eigenstaatlichkeit der Län-
der würde durch die Entscheidung für das Ener-
giesystem K unterstützt. Demgegenüber wäre die
Energiepolitik im Fall S eher dezentral anzulegen.

Kommunale Selbstverwaltung: Das Energiesystem
K würde die bestehende Tendenz zur Einschrän-
kung der kommunalen Selbstverwaltung fördern,
denn die kommunale Selbstverwaltung wirkt, so-
weit sie dieses System betrifft, dysfunktional.
Demgegenüber ergäbe sich im Fall S schon durch
die hier forcierte Einsparpolitik eine enge Ver-
schränkung von Energiepolitik und kommunaler
Entwicklungsplanung. Darin läge die Chance für
eine Renaissance der kommunalen Selbstverwal-
tung, verbunden mit einem erhöhten Anspruch an
die Politik- und Planungsfähigkeit der Gemein-
den.

Verfassungsstaat: Auf dem Energieweg K würde
der Staat wie bisher zunehmend in den industrie-
wirtschaftlichen Prozeß hineingezogen und da-
durch gegenüber den gesellschaftlichen Mächten
allmählich seine Eigenständigkeit, damit aber
auch seine Legitimation verlieren. Die technische
Entwicklung gefährdet den bürgerlich-liberalen
Verfassungsstaat. In der Entscheidung für das
Energiesystem S liegt eine Chance, dieser Gefahr
zu begegnen, wenn wir ihr begegnen wollen.

Grundrechte: Die Grundrechte bürgerlicher Frei-
heit sind durch die Verfassung nicht unerschütter-
lich verbürgt, sondern das Grundgesetz ist ein Sy-
stem der Balance zwischen Rechtsgütern, die sich
gegenseitig begrenzen. Diese Balance ändert sich
mit der industriellen Entwicklung. Wenn nach ei-
ner Entscheidung für das Energiesystem K der
Brennstoffkreislauf einmal aufgebaut und die
Atomenergie eine Grundlage der Energieversor-
gung und der Wirtschaft sein würde, dann wäre
der kurzfristige Ausstieg aus der Atomenergie ein
Verstoß gegen die Verfassungswerte der gesicher-
ten Energieversorgung, der Wohlstandsvorsorge,
der Vollbeschäftigung und der Leistungsfähigkeit
der Volkswirtschaft, der Grundrechte der Betrei-
ber, des friedlichen Zusammenlebens der Völker
und der Sicherung der Zukunft des deutschen
Volks. Es versteht sich, daß dieselben Grund-
rechte, die wir heute haben, in Zukunft weniger
wert sein würden, wenn sie hinsichtlich der Atom-



energie gegen eine solche Fülle von Rechtsgütern
abgewogen werden müßten. Verläßliche Grenzen
eines derartigen Grundrechtswandels gibt es
nicht. Demgegenüber könnte die Entscheidung
für das Energiesystem S keine weitere Aushöh-
lung der Grundrechte/ nach sich ziehen, sondern
wäre wiederum ein wegweisender Schritt, um die-
ser Gefährdung auch in anderen Bereichen zu be-
gegnen.
Insgesamt ergibt sich, daß das Energiesystem S
mit den von uns untersuchten Verfassungszielen
durchweg besser verträglich ist als das Energiesy-
stem K. Die politische Entscheidung für den Weg
K wäre also nur dadurch zu rechtfertigen, daß K
mit anderen Zielen besser verträglich ist als S und
daß diesen anderen Zielen eine Priorität vor den
Verfassungszielen des vorangegangenen Implika-
tionskatalogs eingeräumt wird.

Die Verträglichkeit der Referenzfälle K und S mit
gesellschaftlichen Werten
Daß die industrielle Wirtschaft nicht nur wirt-
schaftlich, international verträglich und umwelt-
freundlich, sondern auch sozialvertäglich sein
soll, ist die neueste und einstweilen letzte Erweite-
rung des Sinns der Wirtschaft auf einem Weg,
dessen vorangegangene Schritte ein sozialer Aus-
gleich zwischen Kapital und Arbeit sowie begin-
nende Einsichten in die Erfordernisse des Um-
weltschutzes und einer neuen internationalen
Wirtschaftsordnung gewesen sind. Dabei wurde
bereits die Soziale Frage des 19. Jahrhunderts zur
ersten Probe auf die Sozialverträglichkeit der in-
dustriewirtschaftlichen Entwicklung.
Seit dem 19. Jahrhundert ist der soziale Frieden
durch die Beteiligung der Beschäftigten am indu-
striellen Wohlstand gesucht worden. Insoweit die-
ser Wohlstand auf der Zerstörung der natürlichen
Lebensgrundlagen beruhte, wurde der soziale
Frieden, soweit er reicht, letztlich auf Kosten des
Friedens mit der Natur gefunden. Das Arrange-
ment der entgegengesetzten Einzelinteressen von
Kapital und Arbeit innerhalb des Industriesy-
stems hat dazu geführt, daß diejenigen, welche
den Industrialismus auch noch unter anderen als
sozialen Gesichtspunkten bewertet wissen woll-
ten, fortan die Marxisten und die Sozialdemokra-
ten gemeinsam mit den Kapitalisten gegen sich
hatten und damit politisch auf verlorenem Posten
standen 155 ).
In einem neuen Verhältnis der Industriegesell-
schaft zur Natur, das nicht nur ein Bemächti-
gungsverhältnis ohne höhere Verantwortung

wäre, könnte die Sozialverträglichkeit technischer
Entwicklungen damit gewährleistet werden, daß
die industrielle Wirtschaftsordnung in Einklang
mit der Naturordnung gebracht wird. Das Ener-
giesystem S dient insoweit auch dem Frieden mit
der Natur, die mit wenig Energie viel Leben
schafft, also gleiche Ziele mit weniger Energie
bzw. Gewalt und auf eine natürlichere Weise er-
reicht werden.
Die Erwartung, daß Energiesysteme die bewe-
gende Kraft des Wachstums und des technischen
Fortschritts sein würden, hat seit Anbeginn der
Industrialisierung sowohl ziemlich naive Glücks-
erwartungen als auch weiterblickende politische
Hoffnungen auf sich gezogen. In dieser Tradition
steht das in den fünfziger und sechziger Jahren
verbreitete Selbstverständnis, daß die Industriege-
sellschaften jetzt in das „Atomzeitalter“ eingetre-
ten seien. In derselben Tradition gibt es nun auch
die Erwartung, daß die Industriegesellschaft auf
dem Weg S nicht nur in Energiefragen bessere
Lebensformen finden würde als auf dem Weg K.
Die Energiedebatte wird paradigmatisch und
wegweisend für die industriegesellschaftliche Zu-
kunft geführt.
Die historische Betrachtung der industriellen Ent-
wicklung zeigt, daß Energiesysteme ein zentraler
Faktor in der Gestaltung der gesellschaftlichen
Wirklichkeit sind. Zwar wäre es übertrieben, sie
als bewirkende Ursache gesellschaftlicher Pro-
zesse anzusehen, jedoch sind sie ein konstitutives
Element, das die Spielräume definiert, welche der
materielle Lebensprozeß jeweils hat. Es ist an der
Zeit, aus der an den Energiefragen orientierten
Auseinandersetzung weiterreichende Konsequen-
zen für die Zukunft zu ziehen — dies um so mehr,
als sich in den Industriegesellschaften und insbe-
sondere in der Bundesrepublik Deutschland ein
lang anhaltender, tiefgreifender und schneller
Wertewandel vollzieht. Ein Ende dieser Entwick-
lung, deren Tempo dem des Technischen Fort-
schritts nicht nachsteht, ist einstweilen nicht ab-
sehbar.
Nachdem das leistungsethisch geprägte Wertmu-
ster der Aufbaujahre nach dem Zweiten Weltkrieg
zunächst durch ein mehr hedonistisch geprägtes
Wertmuster abgelöst worden ist, überlagert sich
diesem nun die Suche nach ökologisch und sozial
bedürfnisgerechten Alternativen. Eine fundierte
Prognose über den weiteren Verlauf dieser Ent-
wicklung ist nicht möglich. Ein künftiges Energie-
system kann also nur dann längerfristig bedürf-
nisgerecht sein, wenn es flexibel genug ist, um
diesen Entwicklungsspielraum offenzuhalten. Die
energiepolitische Entscheidung hat eine gesell-
schaftliche Tragweite vor allem für die Werte des
Technischen Fortschritts, der Natürlichkeit der



Lebensbedingungen, der materiellen Konsum-
orientierung, der Leistungsethik und der inhalt-
lich befriedigenden Tätigkeit, der Überschaubar-
keit, der Kontrollierbarkeit und der Sicherheit so-
wie — im Sinn der Ergebnisse zur Verträglichkeit
mit den Verfassungszielen — der Freiheit und der
Verantwortung gegenüber der Nachwelt.
Hinsichtlich der Verträglichkeit der Energiesy-
steme K und S mit den verschiedenen gesell-
schaftlichen Werten ergibt sich der folgende Im-
plikationskatalog:
Technischer Fortschritt: Die im Energiesystem S
eingesetzten Techniken sind nicht weniger
,modern’ als die im System K, wobei unter Mo-
dernität Indikatoren wie der Grad der Automati-
sierung, die Berücksichtigung neuester wissen-
schaftlicher Erkenntnisse, die Intelligenz der In-
formationsverarbeitung etc. verstanden sein sol-
len. In beiden Fällen also wird die gesellschaft-
liche Wirklichkeit durch eine weiter voranschrei-
tende Technisierung geprägt. Dabei kommt S mit
Hilfe der Mikroelektronik dem Naturprinzip, mit
wenig Energie viel Leben zu schaffen, näher als
die herkömmliche Technik.
Natürliche Lebensbedingungen: Die Abschirmung
gegen die Unbilden naturnäherer Lebensweisen
hat in der Industriegesellschaft eine Isolierung ge-
genüber dem Naturzusammenhang des menschli-
chen Lebens mit sich gebracht. Das Energiesystem
K entspricht der Tendenz, die Naturerfahrung auf
räumliche und zeitliche Reservate zu beschrän-
ken. Im Energiesystem S hingen die Verbraucher
potentiell von den tages- und jahreszeitlichen
Schwankungen der natürlichen Energieflüsse ab,
wobei die zivilisatorische Abpufferung durch
Speicher etc. nicht weiter zu gehen braucht, als die
Betroffenen es wünschen.
Materielle Konsumorientierung: Nach einer weit-
verbreiteten Einschätzung wird von den jeweili-
gen Befürwortern der Atomenergie die materielle
Konsumorientierung, der Sonnenenergie und der
Energieeinsparung hingegen tendenziell die Mög-
lichkeit einer freiwilligen Einfachheit oder größe-
ren Bescheidenheit im Konsumgebaren zugute ge-
halten. Es ist jedoch ein Irrtum, daß man mit der
Sonnenenergie nicht nur einfacher leben könne
als im Fall K, sondern dies auch müsse. Sonnen-
energie und die Energiequelle Energieeinsparung
erlauben das gleiche Komfortniveau wie die
Atomenergie zum etwa gleichen Preis. Sie erlau-
ben darüber hinaus auch den Verzicht auf dieses
Komfortniveau.
Leistungsethik und inhaltlich befriedigende Tätig-
keit: Im Fall K werden die Handlungsspielräume
der Beschäftigten im Bereich der Nukleartechnik
durch die erforderlichen Sicherheitsvorschriften

mit hoher Regelungsintensität und starken Kon-
trollen ungewöhnlich stark eingegrenzt. Die Be-
schäftigten im Energiesystem S hätten ein erheb-
lich größeres Gestaltungspotential als ihre atom-
energetischen Kollegen. Über die gewerbliche Be-
schäftigung hinaus bietet das Energiesystem S
auch weitgehende Möglichkeiten zur Eigenarbeit.
Überschaubarkeit: Während atomenergetische An-
lagen extrem erlebnisfern sind, zeichnen sich die
Teilsysteme des Falls S durch einen relativ großen
Anteil von dezentralen Anlagen und Verbraucher-
nähe aus. Im Fall S tritt der Verbraucher auf eine
übersichtlichere und dadurch anschaulichere
Weise als im Fall K in ein technisch vermitteltes
Verhältnis zur natürlichen Mitwelt.

Kontrollierbarkeit und Sicherheit: Technische Sy-
steme sind insoweit sicher, wie sie kontrollierbar
sind. Die gesellschaftliche Sicherheit erfordert im
Fall K enorme Sicherungsanstrengungen. Unge-
achtet der dadurch verminderten Unfallwahr-
scheinlichkeiten ist und bleibt das Gefahrenpo-
tential der Atomenergienutzung vielfach höher als
das jedes anderen technischen Prozesses, den es je
gegeben hat. Demgegenüber liegt die Gefährdung
durch das Energiesystem S unterhalb der durch-
schnittlichen Gefährlichkeit industrieller Anlagen
herkömmlicher Art.

Flexibilität: Daß sich in der Bundesrepublik
Deutschland ein lang anhaltender, tiefgreifender
und schneller Wertewandel vollzieht, gibt der An-
passungsfähigkeit technischer Entwicklungen an
die gesellschaftlichen Bedürfnisse eine besondere
Bedeutung. Diese Aufgabe wird dadurch er-
schwert, daß einstweilen unabsehbar ist, worauf
der Wertewandel hinauslaufen wird. Anzustreben
ist also die Anpassungsfähigkeit an unabsehbare
Entwicklungen, sozusagen die Flexibilität als Ei-
genwert. Hier bietet das Energiesystem K zwar
prima facie durch die vielseitige Verwendbarkeit
von Elektrizität gute Chancen, dies jedoch nur im
Rahmen der bisherigen Konsumgesellschaft.
Demgegenüber kann das System S sowohl diese
Konsumgesellschaft als auch naturnähere und —
durch die in unserer Studie erörterte lebensstil-
orientierte Variante S’ — einfachere Lebensfor-
men mit energiebezogenen Dienstleistungen ver-
sorgen. S hat außerdem gegenüber K den Vorteil,
im wesentlichen keiner langfristigen Festlegungen
zu bedürfen und auch dadurch anpassungsfähiger
zu sein.

Verantwortung gegenüber der Nachwelt: Die Nach-
welt darf nicht darauf festgelegt werden, anderer
Leute und anderer Zeiten Energiesysteme zu war-
ten oder sogar zu übernehmen. Diese Bedingung
wird im Fall K gröblich verletzt. Wenn erst einmal
Tausende von Tonnen Plutonium und Millionen



von Tonnen radioaktiver Substanzen — die es alle
bisher nicht gibt, sondern die erst aufdem K-Weg
erzeugt werden — in der Welt sind, muß die
Nachwelt damit auf unbegrenzte Zeit leben, ob
ihr das gefällt oder nicht. Demgegenüber könnten
die Nachgeborenen alle Elemente des Energiesy-
stems S jederzeit relativ kurzfristig wieder so aus
der Welt schaffen, als hätte es sie nie gegeben.

Die Verträglichkeit der Referenzfälle K und S mit
der Wirtschaftsordnung
Die Referenzfälle K und S lassen sich beide im
Rahmen des bestehenden Wirtschaftssystems ver-
wirklichen; sie werfen jedoch spezifische ord-
nungspolitische Probleme auf. Die Atomtechnik
ist bisher von der nationalen Forschungspolitik
vorrangig gefördert worden. Die Notwendigkeit
von Markteinführungshilfen für die Energieein-
sparung und Solartechniken kann deshalb in ei-
ner vergleichenden Betrachtung nicht als man-
gelnde Marktkonformität ausgelegt werden.
Langfristig erreichen alle wichtigen Technologien
in S die Rentabilitätsschwelle, wie in der Compu-
tersimulation nachgewiesen wurde (global ergab
sich der erwähnte leichte Kostenvorteil für S).

Beide Referenzfalle erfordern also zu ihrer Ein-
führung eine aktive Strukturpolitik und beide er-
geben ein Energiesystem, das — von den Preisen
her gesehen — unter Marktbedingungen funktio-
nieren könnte. Dennoch haben sie verschiedene
ordnungspolitische Implikationen und führen
insbesondere zu unterschiedlichen Marktformen.
Arbeitsprozesse und Betriebsformen: Ordnungspo-
litisch vorteilhaft ist zunächst, daß im Fall S der
Eigeninitiative und der wirtschaftlichen Selbstän-
digkeit mehr Raum gegeben wird. Auf dem Elek-
trizitäts- und Fernwärmemarkt kommt es zu klei-
neren Betriebsformen, die in weniger umfassende
Unternehmungen eingegliedert sind. Vor allem in
der Biomasseproduktion, aber auch im Anwen-
dungsbereich eröffnen sich Berufsfelder, die ein
ökologisch angepaßtes Arbeiten ermöglichen. Die
positiven Implikationen für die gesellschaftlichen
Werte decken sich hier mit denen für die Ord-
nungspolitik.
Wirtschaftlicher Wettbewerb: Beide Referenzfalle
ergeben deutliche Veränderungen der Markt-
strukturen. Insbesondere nimmt der Anteil lei-
tungsabhängiger Systeme an der Deckung des
Raum- und Prozeßwärmebedarfs erheblich zu.



Dies gilt in extremer Weise für den Fall K, und
zwar vor allem wegen des Übergewichts der Tech-
nologien auf Strombasis. Der Wettbewerb bei der
Deckung des Raumwärmebedarfs würde sich
weitgehend auf eine Konkurrenz zwischen Strom,
Fernwärme und Gas beschränken. Nicht nur die
Abnehmer, sondern auch die regulierenden In-
stanzen stünden einem höher konzentrierten und
stärker verflochtenen Unternehmensbereich ge-
genüber. Die Versorgungswirtschaft als Hauptin-
vestor im Fall K würde nicht nur über das erfor-
derliche Know-how, sondern auch über eine gute
Eigenkapitalausstattung und beste Möglichkeiten
der Fremdfinanzierung verfügen, während polar
dazu z. B. die Haushalte als potentiell wichtige
Investoren im Fall S ohne besondere energietech-
nische und ökonomische Kenntnisse mit begrenz-
ten Eigenmitteln und vergleichsweise schlechtem
Zugang zum Geldkapitalmarkt Investitionen zu 
tätigen hätten, deren Erträge bei der Heizung nur
den Eigenheimbesitzern direkt zugute kämen,
während der Investitionsanreiz im Mietwoh-
nungsbereich gering bliebe.

Auch für die nationale Wirtschaftspolitik ergibt
sich ein Kontrast, da im Referenzfall S keine do-
minante Technologie zu nennen ist, die zentral zu
verwalten wäre, während der Beweis, daß sich ein
Netzwerk von Brütern und Wiederaufarbeitungs-
anlagen überhaupt in ein System funktionsfähi-
gen Wettbewerbs innerhalb eines Staats einbin-
den ließe, noch aussteht. Infolge der unmittelba-
ren technischen Verflechtung ließe sich die Elek-
trizitätserzeugung im Fall K selbst dann nicht mit
den Wettbewerbserfordernissen der Sozialen
Marktwirtschaft in Einklang bringen, wenn die
Gestehungskosten erheblich niedriger lägen.

Außenwirtschaftliche Beziehungen: Unter dem Ge-
sichtspunkt des jeweiligen energiepolitischen
Handlungsbedarfs ist auch die Bedeutung der bei-
den Referenzfälle für die Art und den Umfang der
außenwirtschaftlichen Beziehungen zu berück-
sichtigen. Hier zeigt eine genauere Untersuchung,
daß sie sich nach der Höhe und der Struktur des
jeweiligen Bedarfs an Importen von Energieträ-
gern kaum unterscheiden und daß hinsichtlich der
Chancen für den Außenhandel mit Energietech-
nologien kein eindeutiger Vorteil für eine der bei-
den Konzeptionen auszumachen ist. Insbeson-
dere erscheinen die früheren, hohen Erwartun-
gen, die mit dem Export atomtechnischer Ausrü-
stungen verknüpft wurden, aus heutiger Sicht
nicht mehr realistisch. Langfristig könnten sich
für den S-Weg sogar eher Vorteile ergeben, da der
Weltmarkt hier längst nicht so eingeengt ist wie
bei der Nukleartechnologie, und weil die stärkere
Differenziertheit von S-Technologien eine bessere
Anpassung des Angebots an die verschiedenartige

Energiesituation in potentiellen Abnehmerlän-
dern ermöglicht.

Wirtschaftsstil: Die jeweilige Charakteristik der
Energiepolitik sowie die Unterschiede bei Kon-
zentration und Wettbewerb, in der Investitions-
struktur, den Arbeitsprozessen, den erforderli-
chen rechtlichen Regelungen etc. verweisen auf
differierende gesamtgesellschaftliche Entwick-
lungsperspektiven, die K und S zugeordnet wer-
den können. Dies berechtigt zu der These, daß die
beiden Energiewege als Ansatzpunkte für die
Ausbildung divergierender Wirtschaftsstile aufzu-
fassen sind. Mit dem Referenzfall K wird der
Trend zu wirtschaftlicher Konzentration, zu einer
hierarchischen Gesellschaftsverfassung und zu
zentraler Lenkung des Investionsprozesses fortge-
setzt, so daß die Wertvorstellungen der Sozialen
Marktwirtschaft im Produktionsbereich erodiert,
im Konsumbereich dagegen bewahrt werden. Im
Referenzfall S, und deutlicher noch in der Va-
riante S’, verhält es sich anders. In der Beurteilung
technologiepolitischer Entscheidungen unter dem
Gesichtspunkt der Wettbewerbspolitik kann man
eine Vertiefung ordnungspolitischer Vorstellun-
gen erkennen, in der Hinwendung zu neuen um-
weltpolitischen Imperativen im Fortgang eines
sich abzeichnenden Wertwandels dagegen eine
Verlagerung, die — analytisch fortgesetzt — als
Paradigma der Herausbildung einer „ökosozialen
Marktwirtschaft“ angesehen werden darf.
Zusammenfassend ergibt sich wiederum, daß das
Energiesystem S mit den von uns untersuchten
gesellschaftlichen Werten besser verträglich ist als
das Energiesystem K. Die politische Entschei-
dung für den Weg K wäre also nur dadurch zu
rechtfertigen, daß K mit anderen Werten besser
verträglich ist als S und daß diesen anderen Wer-
ten eine Priorität vor denen des vorangegangenen
Implikationskatalogs eingeräumt wird.
Zu fragen bleibt also schließlich, ob die von uns
berücksichtigten Verfassungsziele und gesell-
schaftlichen Werte einen vollständigen Beurtei-
lungsraum ergeben, in dem die beiden Referenz-
fälle auf ihre Sozialverträglichkeit hin komparativ
beurteilt werden können. Anders als eine Jülicher
Parallelstudie ) beruht unsere Untersuchung
nicht auf eigenen empirischen Erhebungen über
die in der Energiedebatte von verschiedenen Sei
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ten geltend gemachten Wertmuster. Wir sehen
darin jedoch kein Problem, weil
— die verfassungsrechtlichen Beurteilungsdi-
mensionen ohnehin normativ vorgegeben sind
und gar nicht empirisch erhoben werden können;



Wiederaufbereitung und den Brutreaktor gehö-
ren.
Nach den Ergebnissen unserer Untersuchung hal-
ten wir es nicht einmal mehr für gerechtfertigt,
auch nur zu Demonstrationszwecken einen Brüter
und eine Wiederaufbereitungsanlage zu bauen.
Das Junktim könnte jedoch in der modifizierten
Form aufrechterhalten werden, daß auch die
Atomenergieentwicklung unter Berücksichtung
des Kriteriums der Sozialverträglichkeit weiterge-
führt wird, soweit anderweitig dafür Chancen ge-
sehen werden.
Das von der Enquete-Kommission „Zukünftige
Kernenergie-Politik“ des Deutschen Bundestags
in das politische Entscheidungsfeld eingeführte
Kriterium der Sozialverträglichkeit hat sich durch
unsere Untersuchung als geeignet erwiesen, um
verschiedene Energiesysteme vergleichend zu
beurteilen. Im Rahmen der Untersuchung sind
projektbegleitend Methoden entwickelt worden,
derer sich auch künftige Sozialverträglichkeits-
analysen bedienen können. Die Ergebnisse des
Forschungsprojekts rechtfertigen die Empfeh-
lung, in Zukunft auch andere als nur energietech-
nische Innovationen ebenfalls auf ihre Sozialver-
träglichkeit hin zu bewerten, bevor sie eingeführt
werden. Diese Bewertung stellt allerdings auch die
Verwaltung und die politischen Akteure vor An-
forderungen, denen sie nicht ohne weiteres ge-
wachsen sind. Insbesondere kommt es darauf an,
daß dem politischen Diskurs über die wissen-
schaftlichen Ergebnisse von Sozialverträglich-
keitsanalysen im Entscheidungsprozeß hinrei-
chend Raum gegeben wird. Es ist eine Frage der
politischen Kultur, wie die Politik mit dem Wis-
sen umgeht.

Fazit
gieeinsparung, daß die Industriegesellschaft auf
dem inzwischen erreichten technologischen Ni-
veau nun wieder zu derjenigen Energiequelle zu-
rückfinden sollte, auf der sowohl die Naturge-
schichte als auch die Zivilisationsgeschichte bis
hin zur industriellen Revolution beruht hat17).
Der Verbrauch der fossilen Energieträger, die ja
auch gespeicherte Sonnenenergie sind, hätte dann
eine technische Entwicklung ermöglicht, welche
diese Energieverschwendung selbst wieder über-
flüssig macht. Anders als vor zweihundert Jahren
wissen wir heute, wie ein industriegesellschaftli-
cher Lebensstandard auch auf der Grundlage des
laufenden Sonnenenergiezustroms möglich ist,
also ohne den Bestand zu verwirtschaften.

— unser gesellschaftliches Wertetableau dem
Stand des Wissens in der Wertewandelforschung
entspricht und insoweit bereits empirisch fundiert
ist;

— wir durch eigene Beteiligung an der Energie-
debatte und durch Vorabdiskussionen über Zwi-
schenergebnisse (in Publikationen und Vorberich-
ten) laufend Stichprobenhaft kontrolliert haben,,
ob die in der öffentlichen Debatte geltend ge-
machten Werte auch in unserer Studie berücksich-
tigt worden sind.

Wir kommen dementsprechend in einer überra-
schend eindeutigen Form zu dem Ergebnis: Der
Fall S ist sozialverträglicher als der Fall K.

Zur Akzeptanz des von uns vorgeschlagenen
Wegs können wir nicht mehr beitragen als die
Gründe, die für seine Akzeptabilität sprechen.

Für den weiteren politischen Entscheidungspro-
zeß hatte die Enquete-Kommission des Deutschen
Bundestags 1980 ein Junktim vorgeschlagen, bis
in die neunziger Jahre hinein

— vor allem die Möglichkeit der Energieeinspa-
rung und Sonnenenergienutzung forciert zu ent-
wickeln, damit Rückstände gegenüber der Atom-
energietechnik aufgeholt werden und die Öffent-
lichkeit sich von diesem Energieweg ein ebenso
deutliches Bild machen kann wie von dem der
Atomenergienutzung;

— daneben auch die Option Atomenergie auf-
rechtzuerhalten, damit in den neunziger Jahren
eine Entscheidung zwischen den beiden Wegen
fallen kann. Zur Aufrechterhaltung dieser Option
sollte der Bau von Demonstrationsanlagen für die

HL
Unsere Studie ergibt, daß die innere Ordnung
durch das Energiesystem K nachhaltig gefährdet
würde, nachdem die internationale Ordnung es
durch die Atomwaffen schon ist. Die zivile Atom-
energie als „Kernenergie“ von der militärischen
Atomenergie zu unterscheiden, erweist sich dem-
entsprechend als irreführend. Der gute Wille,
durch die friedliche Nutzung der Atomenergie als
„Kernenergie“ einen gewissen Ausgleich der
„Atome für den Frieden“ zu finden, ist geschei-
tert. Wir sprechen deshalb in der Regel wieder
von Atomenergie statt von Kernenergie (im Ge-
gensatz zur ursprünglichen Benennung des Falls
„K“), so daß das Ergebnis unserer Untersuchung
in der lapidaren Feststellung zusammengefaßt
werden kann: Kernenergie ist doch Atomenergie.
Energiegeschichtlich bedeutet unser Votum für
den Weg S der Sonnenenergienutzung und Ener-
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Sozialverträgliche Energieversorgung
Ein empirischer Ansatz zur Analyse von Bürgerpräferenzen

in der Energiepolitik

I. Einleitung

Die öffentliche Auseinandersetzung um die Nut-
zung der Kernenergie seit den siebziger Jahren ist
der Ausdruck für eine sich wandelnde gesell-
schaftliche Einstellung zum Umgang mit neuen
Technologien. Angesichts des immer deutlicher
werdenden Preises für den industriellen Wohl-
stand wuchs die Sensibilität für Auswirkungen
neuer Technologien auf die natürliche wie auf die
soziale Umwelt nicht nur bei erklärten Industrie-
kritikern und gesellschaftlichen Subgruppen, son-
dern auch in der allgemeinen Bevölkerung. Wirt-
schaftlichkeitserwartungen auf der Basis rein öko-
nomischer Kosten-Nutzen-Bilanzen und die Apo-
strophierung einer Maßnahme als „technisch-
fortschrittlich“ reichten zur Legitimation einer auf
den Einsatz von Kernenergie setzenden Energie-
politik nicht mehr aus.
Vor diesem Hintergrund entstand bei Politikern
und Wissenschaftlern unterschiedlicher Orientie-
rungen die Bereitschaft, die Zukunft der nationa-
len Energieversorgung nicht mehr als geradlinige
Entwicklung anzusehen, sondern vielmehr ver-
schiedene mögliche Entwicklungsrichtungen für
die künftige Energieversorgungsstruktur zu
durchleuchten. Von der Enquete-Kommission
„Zukünftige Kernenergie-Politik“ des Deutschen
Bundestages wurden 1980 vier ausgearbeitete
Energieszenarien, sogenannte Pfade, vorgelegt.
Die „Pfade“ malen jeweils unterschiedliche Ent-
wicklungsrichtungen aus, unterstellen jedoch
ähnliche Randbedingungen (Bevölkerungswachs-
tum, Wirtschaftswachstum) und versprechen dem
Endverbraucher das gleiche energetische Kom-
fortniveau. Unterschiedlich sind dagegen die Art
und Weise, wie die benötigten Energiedienstlei-
stungen (Licht, Kraft, Wärme) jeweils bereitge-
stellt werden. Der Pfad etwa geht von einer ver1 -
stärkten Nutzung fossiler und nuklearer Energie-
träger aus, mit der die erhöhte Nachfrage nach
Energiedienstleistungen befriedigt werden soll.
Der Pfad 4 dagegen, als das andere Extrem, will
bei gleichen Energiedienstleistungen durch erheb-
liche Anstrengungen zur Energieeinsparung und

rationellen Energienutzung (Wärmedämmung,
Wärmepumpen usw.) den Bedarf an Primärener-
gieträgern deutlich reduzieren und den verblei-
benden Bedarf unter völligem Verzicht auf Kern-
energie mit einem geringen Anteil fossiler Brenn-
stoffe unter größtmöglichster Ausschöpfung des
Potentials an regenerierbaren Energieträgern
(Sonne, Wind, Wasser, Biomasse usw.) decken.
Die Pfade und 3 sind zwischen diesen beiden
Extremen angesiedelt. Sie setzen die gleiche
Menge an fossilen Energieträgern ein. Pfad 2 sieht
zusätzlich Kernenergie vor, wohingegen der
Pfad 3 diesen Anteil durch Energiesparen substi
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tuiert 1). Diese Szenarien stellen keine Prognosen
dar, sondern schließen gewissermaßen von einem
gewünschten Ergebnis (in diesem Fall der Ausge-
staltung der Energieversorgungsstruktur) auf die
notwendigen Voraussetzungen bei den angenom-
menen Randbedingungen. Die Kommission
selbst bezeichnet ihr Vorgehen „als ein probewei-
ses Ausleuchten von diskutierten Zukunftsper-
spektiven“ 2).

1) Eine ausführliche Beschreibung der Energiepfade
und der zugrunde gelegten Annahmen ist erfolgt in: Zur
Sache 1/80. Zukünftige Kernenergie-Politik. Bericht der
Enquete-Kommission des Deutschen Bundestages, 
Bonn 1980, S. 48—96.
2) Ebd., S. 49.

Zur Vorbereitung der Entscheidung, welchen die-
ser Pfade oder welche andere Richtung die bun-
desdeutsche Energiepolitik zukünftig einschlagen
solle, wurde von der Kommission vorgeschlagen,
die Energieszenarien anhand der folgenden Krite-
rien zu bewerten:
— Wirtschaftlichkeit,
— internationale Verträglichkeit,
— Umweltverträglichkeit,
— Sozialverträglichkeit.
Mit der Aufnahme in den Kriterienkatalog der
Enquete-Kommission wurde die „Sozialverträg-
lichkeit“ als ein Kriterium für die Bewertung ener-
giepolitischer Optionen eingeführt, ohne daß aber



von der Kommission der Begriffsinhalt eindeutig
definiert wurde.

Zwei parallele Forschungsprojekte zur „Sozial-
verträglichkeit“ von Energieversorgungssystemen
wurden initiert: Das eine Projekt wurde unter
der Leitung von Prof. Meyer-Abich und Prof.
Schefold in der Vereinigung Deutscher Wissen-
schaftler an den Universitäten Essen und Frank-

furt von 1980 bis 1984 durchgeführt; das andere
Projekt wurde unter der wissenschaftlichen Lei-
tung von Dr. Ortwin Renn in der Programm-
gruppe Technik und Gesellschaft der Kernfor-
schungsanlage Jülich von 1982 bis 1985 bearbei-
tet. Die folgenden Ausführungen zur Analyse der
Sozialverträglichkeit beschreiben das Konzept,
den Ablauf und die Ergebnisse der letztgenannten
Studie.

II. Der Begriff „Sozialverträglichkeit“ und seine Umsetzung

Der Begriff „Sozialverträglichkeit“ wurde von
Meyer-Abich in Analogie zur Umweltverträglich-
keit gebildet. Nach seiner Definition bedeutet So-
zialverträglichkeit „Verträglichkeit mit der gesell-
schaftlichen Ordnung und Entwicklung“3). Die
Enquete-Kommission hat darunter beispielsweise
die Kompatibilität mit dem Rechtssystem der
Bundesrepublik, die Gewährleistung von Freiräu-
men für die persönliche Lebensführung, das Of-
fenhalten von Gestaltungsräumen für künftige
Generationen und die Möglichkeit eines breiten
politischen Konsenses in der Energiepolitik ver-
standen 4).

3) K.-M. Meyer-Abich, Energiekrise und alternatives
Denken, in: Evangelische Theologie, 35 (1979) 1.
4) Zur Sache 1/80 (Anm. 1), S. 31 f.

Die Forderung nach der Sozialverträglichkeit
technischer Systeme ist plausibel und intuitiv ein-
gängig, solange man sie auf die Trivialformel
„Energiesystem und Gesellschaft müssen zusam-
men passen“ reduziert. Kompliziert wird es je-
doch, wenn man versucht, ein theoretisch fundier-
tes, allgemein akzeptiertes und praktikables Kon-
zept zur Messung der Sozialverträglichkeit zu ent-
wickeln. Wie kann man zum Beispiel schlüssig
feststellen, ob ein Energieversorgungssystem mit
den demokratischen Spielregeln unserer Gesell-
schaft harmoniert oder nicht?
In beiden Studien wurden erste Ansätze zur Mes-
sung der Sozialverträglichkeit entwickelt. Dabei
hat Meyer-Abich einen explizit normativen An-
satz gewählt; ihm geht es um die Bewertung der
Akzeptabilität von Energiesystemen im Hinblick
auf gesellschaftliche Ziele, Werthaltungen und
Bedürfnisse. In seiner Analyse wird versucht,
möglichst den Begriff in seinem vollen Bedeu-
tungsinhalt einzubeziehen; dafür muß dann aber
auf problematische Szenariomethoden und Plau-
sibilität als erkenntnisleitende Methode zurückge-
griffen werden.
In der Jülicher Studie wurde eine Beschränkung
auf einen Teil des Bedeutungsinhalts in Kauf ge-

nommen, um dadurch einen empirischen Zugang
zur Analyse der Sozialverträglichkeit zu ermögli-
chen. Es wurde primär der Aspekt der Kompatibi-
lität eines Energiesystems mit den subjektiven
Werthaltungen der Bevölkerung untersucht. Da-
bei ist die Grundannahme der Studie, daß die
(individuelle) Akzeptanz eines Energiesystems
vom Ausmaß der wahrgenommenen Verletzung
normativ besetzter Zielvorstellungen (Werten) ab-
hängt — jeweils verglichen mit ebenfalls möglich
erscheinenden Alternativen. Das Ausmaß der mit
einer Energieoption verbundenen Wertverletzun-
gen bzw. Werterfüllungen gilt dann als Maßstab
für die „Sozialverträglichkeit“ einer möglichen
Entwicklungsrichtung.

Da in einer pluralistischen Gesellschaft unter-
schiedliche Wertemuster nebeneinander existie-
ren und als Handlungsorientierungen für Indivi-
duen und gesellschaftliche Gruppen Geltung be-
anspruchen, ist jedoch empirisch gesehen eine
Werterfüllung für eine Gruppe fast immer mit ei-
ner Wertverletzung für eine andere Gruppe ver-
bunden. Aus diesem Grund kann kein Zustand
und keine Maßnahme als mit allen vorfindbaren
Wertvorstellungen kompatibel angesehen werden.
Das daraus resultierende Problem des Wertaus-
gleichs wird in unserem Konzept der Sozialver-
träglichkeitsprüfung pragmatisch gehandhabt in
dem Sinne, daß eine energiepolitische Option um
so sozialverträglicher einzustufen ist, je weniger
Gruppen eine Verletzung ihrer Werte wahrneh-
men und je weniger stark diese Wertverletzung
ausgeprägt ist.

Zur empirischen Ermittlung von Sozialverträg-
lichkeit im oben beschriebenen Sinn ist es erfor-
derlich, zunächst die im Hinblick auf Energiesy-
steme gesellschaftlich relevanten Werte zu erfas-
sen und die mit verschiedenen Energieszenarien
verbundenen Konsequenzen abzuschätzen; in ei-
nem weiteren Schritt ist festzustellen, an welchen
Stellen Wertverletzungen bei den zur Diskussion
stehenden Alternativen erwartet werden.



III. Die drei Projektschritte und ihre Ergebnisse

Die Jülicher Sozialverträglichkeitsstudie läßt sich
in drei Hauptteile gliedern: die Wertbaumkon-
struktion, die Indikatoranalyse und die Erfassung
von Bürgerpräferenzen in der Energiepolitik mit
Hilfe von Planungszellen. Der erste Projektschritt
diente der möglichst vollständigen Erfassung und
Strukturierung der in der Gesellschaft vorfindba-
ren Wertvorstellungen im Zusammenhang mit
Energieversorgungssystemen. Zu diesem Zweck
wurden Vertreter von zehn relevanten Interessen-
gruppen befragt. Beteiligt waren zum Beispiel
Energieversorgungsunternehmen, Gewerkschaf-
ten, Naturschutzverbände und Kirchen, die in ih-
rer Gesamtheit ein breites Spektrum gesellschaft-
licher Wertvorstellungen zur Energieversorgung
widerspiegeln. Interessengruppen, nicht etwa
Bürger oder Politiker, wurden deshalb gefragt,
weil von ihnen Wertvorstellungen im Verlauf der
Auseinandersetzung um die Richtung der Ener-
giepolitik weitestgehend ausdiskutiert und präzise
formuliert worden sind.
Mit Hilfe des Verfahrens der Wertbaumanalyse5)
wurden zunächst individuelle Wertbäume für jede
Interessengruppe entwickelt, die dann additiv zu
einem Gesamtwertbaum verknüpft wurden. Zur
Erstellung der individuellen Wertbäume führt
man Gespräche mit Repräsentanten der gesell-
schaftlichen Gruppen, in denen diese nach ihren
Werten und Kriterien gefragt werden, die sie bei
der Bewertung von Energiesystemen anlegen.
Werden sehr allgemeine Werte genannt, versucht
man im Laufe des Gesprächs, diese zu detaillie-
ren. Umgekehrt versucht man, allgemeinere Kate-
gorien zu finden, unter denen sich genannte spe-
zielle Aspekte subsumieren lassen. Die Erstellung
eines Wertbaums ist so ein interaktiver Prozeß
zwischen den Vertretern der gesellschaftlichen
Gruppen und den Analytikern, die jeweils versu-
chen, die genannten Vorstellungen hierarchisch
zu strukturieren. Der auf diese Weise entstandene
Wertbaum wird zum Schluß noch einmal den Be-
fragten vorgelegt und — ggf. nach Modifikatio-
nen — von diesen autorisiert. Der Gesamtbaum
umfaßt alle mindestens einmal genannten Wert-
vorstellungen und fügt diese in einer logischen
Struktur zusammen. Die Wertbaumerstellung
wurde dadurch erleichtert, daß zum einen die 
Oberwerte trotz der Heterogenität der befragten
Gruppen weitgehend übereinstimmten. Zum an-
deren hatten die Gruppen jeweils einen Teil der

5) Methodik und Ergebnisse der Wertbaumanalyse sind
ausführlich dargestellt in dem Projektbericht: R. L.
Keeney u. a., Die Wertbaumanalyse. Entscheidungshilfe
für die Politik, München 1984.

Oberwerte besonders stark aufgefächert, und der
gemeinsame Wertbaum ließ sich ohne große In-
kompatibilitätsprobleme aus diesen jeweils aus-
differenzierten Teilbereichen zusammenfügen.
Eine Gewichtung der einzelnen Wertvorstellun-
gen war nicht vorgesehen, da die Präferenz-
gewichtungen der beteiligten Interessengruppen
für den Untersuchungsansatz nicht erforderlich
waren.
Der Gesamtwertbaum stellt einen weitgehend
konsensfähigen Katalog von Kriterien dar, die bei
der Beurteilung von Energiesystemen zu berück-
sichtigen sind. Er erfüllte für die Studie zum einen
den Zweck, die relevanten Wertdimensionen für
eine objektive Folgenanalyse von Energiesyste-
men intersubjektiv gültig festzulegen, zum ande-
ren diente er als Ausgangspunkt für die Analyse
der wahrgenommen Werterfüllungen und Wert-
verletzungen.
Als nächster Schritt wurde aus dem Wertbaum ein
differenzierter Indikatorkatalog entwickelt, der
als Grundlage für eine umfassende Bewertung
von Energieträgern, Energietechnologien und
Energiesystemen diente. Die grundlegende Syste-
matik des Wertbaumes wurde beibehalten, das
heißt, die Oberwerte wurden weitgehend über-
nommen, die fein verästelten Unterstrukturen
wurden dagegen gestrafft und systematisch zu-
sammengefaßt. Eine dreistufige Hierarchie (Ober-
kriterium, Unterkriterium, Indikator) war das Er-
gebnis dieser Prozedur. Angestrebt wurde dabei
eine Operationalisierung, die zu prinzipiell meß-
baren Indikatoren führen sollte. Diese Operatio-
nalisierung wurde von der Projektgruppe unter
Zuhilfenahme von Expertenbefragungen und Li-
teraturrecherchen vorgenommen, doch konnte in
einigen Bereichen lediglich auf Plausibilitätsüber-
legungen zurückgegriffen werden.
Die ursprüngliche Absicht, für jedes Unterkrite-
rium quantitativ meßbare Indikatoren zu formu-
lieren, erwies sich als undurchführbar, vor allem
im Bereich der sozialen und politischen Auswir-
kungen. Weil die in diesen Bereichen festgelegten
Indikatoren primär qualitative Aspekte wiederge-
ben, wurde letzten Endes auf eine Quantifizierung
generell verzichtet. Der so entstandene Kriterien-
katalog umfaßt acht Hauptkriterien, die sich je-
weils in drei bis fünf Unterkriterien gliedern, de-
nen wiederum zwei bis drei Indikatoren zugeord-
net sind:
1. Finanzielle und materielle Aufwendungen
1.1 Heutige Kosten
1.2 Zukünftige Kosten
1.3 Technischer Aufwand und Wirksamkeit



2. Versorgungssicherheit
2.1 Verfügbarkeit
2.2 Störanfälligkeit
2.3 Vorräte
2.4 Ausbaufähigkeit
2.5 Flexibilität

3. Volkswirtschaftliche Auswirkungen
3.1 Arbeitsmarkt
3.2 Wettbewerbsfähigkeit
3.3 Wirtschaftsstruktur

4. Umweltauswirkungen
4.1 Lokale Auswirkungen
4.2 Nationale Auswirkungen
4.3 Globale Auswirkungen

5. Gesundheit und Sicherheit
5.1 Auswirkungen auf Betriebsangehörige
5.2 Auswirkungen auf Nicht-Betriebsangehörige
5.3 Katastrophen
5.4 Probleme für kommende Generationen
6. Soziale Auswirkungen
6.1 Wohlstand
6.2 Soziale Gerechtigkeit
6.3 Soziale Sicherheit
6.4 Einfluß auf die Arbeitswelt
6.5 Lebenstile
6.6 Persönliches Wohlbefinden
7. Politische Auswirkungen
7.1 Auswirkungen auf den Freiheitsspielraum
7.2 Form der politischen Entscheidungsfindung
7.3 Planungshoheit für Energieversorgung
7.4 Auswirkungen auf die Innere Sicherheit und

die politische Stabilität
8. Internationale Auswirkungen
8.1 Internationale wirtschaftliche Lage
8.2 Sicherung des Friedens
8.3 Internationaler Ausgleich

Auf die einzelnen Energieträger und Energietech-
nologien ist nur eine Teilmenge der im Kriterien-
katalog spezifizierten Indikatoren anwendbar;
auf Energieszenarien wie die Pfade der Enquete-
Kommission lassen sich nahezu alle Indikatoren
anwenden.
Dieser Kriterienkatalog wurde von Experten ver-
schiedener Richtungen für eine differenzierte
Beurteilung der diskutierten Energieoptionen her-
angezogen, denn er deckt auch nach Auffassung
externer Beobachter unseres Projekts „alle wichti-
gen Betrachtungsfelder ab und kann somit als ei-
nigermaßen vollständig bezeichnet werden“6). 7) G. Albrecht/H. U. Stegelmann (Hrsg.), Energie im

Brennpunkt. Zwischenbilanz der Energiedebatte, Mün-
chen 1984.
8) P. C. Dienel, Die Planungszelle. Eine Alternative zur
Establishment-Demokratie, Opladen 1978.

6) R. Bauerschmidt, Kernenergie oder Sonnenenergie,
München 1985, S. 203.

Von der Projektgruppe wurde eine Bewertung der
Pfade qualitativ auf einer Skala von + 2 (sehr gut)
bis -2 (sehr schlecht) vorgenommen. Diese Be-
wertungen wurden sodann von je einem Experten
mit Pro- bzw. Kontra-Kernenergieeinstellung
überprüft. Nur wenn beide Experten einer Beur-
teilung zustimmten, wurde sie beibehalten; gab es
abweichende Meinungen, so wurden diese in die
Bewertung aufgenommen. Bei den besonders um-
strittenen sozialen und politischen Auswirkungen
wurde zusätzlich ein Delphi-Seminar mit Exper-
ten unterschiedlicher wissenschaftlicher Diszipli-
nen und Positionen durchgeführt.
Auf eine Aggregation der Einzelbewertungen zu
einem Gesamturteil für jeden Pfad wurde bewußt
verzichtet, weil die dafür erforderlichen Gewich-
tungen der einzelnen Indikatoren nicht wissen-
schaftlich zu begründen sind, sondern von der
individuellen Präferenzstruktur abhängen.
Die von der Projektgruppe erarbeiteten Beurtei-
lungen wurden zu einem sogenannten „Energie-
Handbuch“ zusammengefaßt, das einen wichti-
gen Informations-Input für den dritten Projekt-
schritt, die Planungszellen, darstellte. Abbil-
dung 1 zeigt einen Ausschnitt aus der Bewertung
der vier Pfade („Internationale Auswirkungen“).
Nach Abschluß der Planungszellenphase wurden
der Kriterienkatalog und die Bewertungen der
Energieszenarien nochmals überarbeitet und zu-
sammen mit den anderen Informationseingaben
für die Planungszellen veröffentlicht7).
Von Juni 1982 bis März 1983 befaßten sich in
sieben bundesdeutschen Gemeinden 24 Planungs-
zellen mit der „Sozialverträglichkeit von Energie-
versorgungssystemen“. Das Konzept der Pla-
nungszelle wurde von P. C. Dienel entwickelt und
zuvor erfolgreich zur Bearbeitung lokaler Pla-
nungsprobleme eingesetzt8). Der Einsatz von Pla-
nungszellen soll zum einen gesellschaftliche Betei-
ligungschancen schaffen und zum anderen dabei
helfen, aus bürokratischer oder fachspezifischer
Betriebsblindheit erwachsende Planungsfehler zu
vermeiden. Die Planungszelle ist sowohl ein In-
strument der Partizipation wie der Politikbera-
tung; ihre Funktion in der SozialVerträglichkeits-
untersuchung basierte auf beiden Aspekten.
Bei der Planungszelle handelt es sich um eine
Gruppe von ca. 25 nach dem Zufallsprinzip aus-
gewählten Bürgern, die für eine begrenzte Zeit
zusammenkommen und eine festumrissene Auf-
gabe bearbeiten. Die Teilnehmer der Planungszel-



len werden für diese Aufgabe bezahlt, d. h., sie
erhalten in der Regel ihren Verdienstausfall er-
stattet. Charakteristische Merkmale des Verfah-
rens sind neben der Zufallsauswahl und der Be-
freiung von den normalen Arbeitsverpflichtungen
der intensive Lernprozeß, der durch Expertenre-
ferate zu verschiedenen Sachgebieten und den In-
formationsaustausch der Teilnehmer untereinan-
der zustande kommt, sowie die Einbindung in ei-
nen Gruppenprozeß, der durch die häufige Auf-
gliederung in Kleingruppen noch intensiviert
wird.
Mit der organisatorischen Durchführung der Pla-
nungszellen war die Forschungsstelle „Bürgerbe-
teiligung und Planungsverfahren“ der Gesamt-
hochschule/Universität Wuppertal beauftragt;
die inhaltliche Konzeption und der Programm-
ablauf wurden von der Programmgruppe „Tech-

nik und Gesellschaft“ der Kernforschungsanlage
Jülich und der Forschungsstelle „Bürgerbeteili-
gung und Planungsverfahren“ gemeinsam entwik-
kelt.
Im Verlauf des viertägigen Programms befaßten
sich die Planungszellenteilnehmer mit dem Ist-
Zustand und der zukünftigen Gestaltung der Wär-
meversorgung am jeweiligen Tagungsort. Sie wur-
den über die verschiedenen Energieträger und die
unterschiedlichen Technologien der Energieum-
wandlung und -bereitstellung informiert und be-
schäftigten sich intensiv mit den vier Energiepfa-
den der Enquete-Kommission. Da das Vorwissen
der Teilnehmer zum Energieproblem naturgemäß
lückenhaft und sehr unterschiedlich war, stellte
die Informationsvermittlung ein wesentliches Ele-
ment des Programmablaufs dar. Das Informa-
tionsangebot umfaßte Referate, Videofilme zu



den besonders kontroversen Themen Sonnen-
energie und Kernenergie, eine Podiumsdiskussion
mit Vertretern der Parteien und das bereits er-
wähnte „Energie-Handbuch“. In der Praxis der
Planungszellen erfolgte die Informationseingabe
weitestgehend über die Referate; das Energie-
Handbuch wurde nur von wenigen Teilnehmern
intensiv genutzt, von den meisten dagegen nur in
besonderen Streitfällen zu Rate gezogen.
Für die Analyse der Ergebnisse ist die Frage ent-
scheidend, welche Informationen tatsächlich in
die Bewertung, etwa der Pfade, eingeflossen sind.
Im nachhinein kann man sagen, daß dies beson-
ders der unterschiedliche Anteil der Kernenergie
in den vier Pfaden (teils positiv, teils negativ be-
wertet) sowie der unterschiedliche Grad an Ener-
gieeinsparung und des Einsatzes regenerativer
Energie (durchweg positiv beurteilt) ist. Indirekte
Auswirkungen — etwa soziale Folgen sowie Argu-
mente, die quantitative Abwägungen erfordern,
z. B. Kosten von Energieeinsparung versus Ko-
sten für Energiebereitstellung — blieben weitge-
hend unberücksichtigt.
Im Verlauf der Planungszellenarbeit mußte jeder
Bürger verschiedene standardisierte Fragebögen
zu Energieträgern und -technologien ausfüllen,
Bewertungen der Energiepfade vornehmen und
seine Einschätzungen begründen.

Im Mittelpunkt der Bewertungen stand die Pfad-
entscheidung. Diese erfolgte in mehreren Stufen:

— Die acht Hauptkriterien, die aus der Wert-
baumanalyse entwickelt worden waren, mußten
sowohl am ersten als auch am letzten Tag in eine
Rangordnung gebracht werden.

— Vor der individuellen Bewertung der vier
Pfade mußten die Teilnehmer relative Gewichte
für jedes Kriterium festlegen.

— Jeder Teilnehmer wurde aufgefordert, die vier
Pfade anhand der acht Hauptkriterien auf einer
Skala von +2 bis —2 zu bewerten. Schließlich
wurde jeder Teilnehmer gebeten, den „besten
Pfad“ zu nennen und außerdem eine Zweitpräfe-
renz zu äußern.

Im Anschluß an den Pfadentscheid sollte jeder
schriftlich eine Begründung für die eigene Ent-
scheidung abgeben.

Aus der Vielzahl der interessanten Ergebnisse
können im folgenden nur die wichtigsten heraus-
gegriffen werden9). Dabei soll zunächst die von
den Planungszellenteilnehmern vorgenommene
Gewichtung der Oberkriterien nach ihrer Rele-
vanz für energiepolitische Entscheidungen analy-
siert werden.

9) Eine umfassende Darstellung gibt der Endbericht der
Jülicher Studie: O. Renn u. a., Sozialverträgliche Ener-
giepolitik. Ein Gutachten für die Bundesregierung,
München 1985.

IV. Zum Stellenwert von Kriterien

Die Gewichtung der Kriterien spiegelt augen-
scheinlich die Ambivalenz der gesellschaftlichen
Wertordnung wider. Umwelt und Gesundheit als
neue qualitative Merkmale haben erste Priorität,
dicht gefolgt von den ökonomischen Werten Ver-
sorgungssicherheit und volkswirtschaftliche Aus-
wirkungen (vgl. Abb. 2). Die rein betriebswirt-
schaftlichen Kostenaspekte werden dagegen als
etwa gleich wichtig eingestuft wie die sozialen
Auswirkungen von Energiesystemen. Politische
und internationale Folgen werden als Kriterien
für die Beurteilung von Energiepolitik und Ener-
giepfaden im Schnitt als wenig relevant bewertet.
Diese Einschätzung politischer und internationa-
ler Auswirkungen darf nicht als Geringschätzung
politischer und internationaler Anliegen generell
mißverstanden werden. Die Reihenfolge der Kri-
terien spiegelt die subjektiv empfundene Wichtig-
keit für energiepolitische Maßnahmen wider,

nicht jedoch die Relevanz für andere Politikbe-
reiche. Das geringe Gewicht, das diesen beiden
Kriterien zugemessen wird, ist ein wichtiger Indi-
kator dafür, daß Befürchtungen einer Entwick-
lung zu einem „Atomstaat“ oder „Kalorienstaat“
keine große Rolle spielen.

Die Beurteilung verschiedener energiepolitischer
Strategien dreht sich also vorrangig um die
Themen „Gesundheitsrisiko“, „Umwelt“, „Wirt-
schaftliche Auswirkungen“ und „Soziale Folgen“.
Bei einer Aufschlüsselung nach verschiedenen so-
zialen, demographischen und einstellungsbilden-
den Merkmalen treten jedoch Unterschiede in der
Kriteriengewichtung hervor. Zwar ändert sich an
der grundlegenden Rangfolge der Kriterien we-
nig, die Abstände zwischen den drei Blöcken Um-
welt, Gesundheit, Wirtschaft und indirekte Aus-
wirkungen variieren jedoch beträchtlich.
Zwei Subgruppen der Befragten lassen sich auf-
grund typischer Gewichtungsprofile differenzie-
ren: Die erste Gruppe räumt der Umwelt- und
Gesundheitserhaltung extrem hohe Priorität ein,



gewichtet dafür die wirtschaftlichen Kriterien we-
niger stark. Diese Befragten betonen auch die so-
zialen und zum Teil internationalen Auswirkun-
gen stärker, so daß diese mit den wirtschaftlichen
Kriterien gleichziehen. Innerhalb der wirtschaftli-
chen Kriterien haben für diese Gruppe die finan-
ziellen und materiellen Aufwendungen überhaupt
keine Bedeutung, während Versorgungssicherheit
und Auswirkungen auf die Volkswirtschaft mitt-
lere Rangplätze einnehmen. Die zweite Gruppe ist
durch eine Gleichgewichtung von Umwelt- bzw.
Gesundheitsauswirkungen und volkswirtschaftli-
chen Auswirkungen gekennzeichnet. Nur sehr we-
nige Befragte stufen irgendeinen wirtschaftlichen
Wert höher ein als beispielsweise den Gesund-
heits- oder Umweltaspekt. Vielmehr ist für diese
Gruppe in ihrer Gesamtheit charakteristisch, daß
wirtschaftsbezogene und umweltbezogene Krite-
rien als etwa gleichrangig betrachtet werden. Da-

gegen kommen die sozialen, politischen und inter-
nationalen Auswirkungen kaum noch in Betracht.
In Anlehnung an die Diskussion um den gesell-
schaftlichen Wertewandel haben wir die erste
Gruppe als Postmaterialisten bezeichnet. Sie um-
faßt ca. 20 v. H. aller Planungszellenteilnehmer
und kann durch folgende Merkmale charakteri-
siert werden: Ihre Mitglieder sind meist unter 40
Jahre alt, häufig Studenten oder Angestellte bzw.
Beamte, sie stehen der Kernenergie eher skeptisch
gegenüber und sind von der Endlichkeit der Ener-
gievorräte im besonderen Maß überzeugt. Der
Bildungsgrad liegt etwas höher als im Durch-
schnitt.

Die zweite Gruppe, die entsprechend die Materia-
listen enthält, umfaßt knapp 10v. H. der Pla-
nungszellenteilnehmer. Ihre Mitglieder sind über-
wiegend über 40 Jahre alt; ähnlich wie bei der



ersten Gruppe sind Angestellte und Beamte über-
repräsentiert. Ihre Einstellung zur Kernenergie ist
überwiegend positiv, die heutige Energiesituation
wird von ihnen als wenig bedrohlich wahrgenom-
men. Der Bildungsgrad liegt etwas unter dem
Durchschnitt aller Planungszellenteilnehmer.
Zwischen diesen beiden Gruppen liegt die über-
wiegende Mehrheit der Planungszellenteilneh-
mer. Ihr Wertehorizont ist durch ein Nebeneinan-
der von umweltorientierten und wirtschaftsorien-
tierten Kriterien geprägt, wobei die Aspekte „Ver-
sorgungssicherheit“ unter den wirtschaftsbezoge-
nen und „Gesundheitsrisiko“ unter den umwelt-
bezogenen Kriterien als besonders relevant einge-
stuft werden.
Welche Schlußfolgerungen lassen sich aus diesen
Präferenzordnungen für die Energiepolitik zie-
hen? Zunächst einmal können die Ergebnisse als
eindeutige Bestätigung der These dienen, daß um-
weltbezogene Werte nicht nur Eingang in die
Orientierungsmuster der meisten Menschen ge-
funden haben, sondern inzwischen die Spitze der
sozialen Erwünschtheitsskala erreicht haben. Von
einer großen Mehrheit der Teilnehmer an Pla-
nungszellen wurde die Meinung vertreten, die
heutige Energiepolitik nehme zu wenig Rücksicht
auf Umweltaspekte. Im Zielkonflikt zwischen Ko-
sten und Umweltbelastung werde gegenwärtig der
Kostenaspekt zu stark gewichtet und der Umwelt-
erhaltung zu wenig Tribut gezollt. Dennoch wi-
dersetzte sich kaum ein Bürger der politischen
Einsicht, daß Abwägungen zwischen Kosten und
Umwelt getroffen werden müssen und daß eine
einseitige Priorität für die Umwelt nicht finanzier-
bar sei. Nur die heute praktizierte Gewichtsvertei-
lung wurde als zu wenig ausbalanciert angesehen.
Demgemäß liegt der Schluß nahe, daß die über-
wiegende Zahl der Bürger zu finanziellen Opfern

zugunsten der Umwelt bereit ist, sofern alle Be-
völkerungsgruppen in gleicher oder proportiona-
ler Weise daran beteiligt werden. Umweltschäden
werden heute von der Bevölkerung als so gravie-
rend angesehen, daß der Grenznutzen zusätzli-
chen Einkommens geringer eingestuft wird als
Ausgaben für den Schutz der Umwelt.

Bei aller Wertschätzung der Planungszellenteil-
nehmer für die Umwelt spielen wirtschaftsbezo-
gene Werte nach wie vor eine wesentliche Rolle.
Es trifft nicht zu, daß Wohlstand und Konsum
heute als Orientierung ausgedient haben; diese
Annahme beruht zum Teil auf einem Verzerrungs-
effekt durch soziale Erwünschtheit. Dieser Effekt
führt dazu, daß bei der direkten Präferenzabfrage
solche Werte betont werden, von denn man
glaubt, daß sie auch von der sozialen Umgebung
geschätzt sind. Im Gegensatz zu den Ergebnissen
der direkten Präferenzabfrage wurde bei der Ent-
wicklung selbst generierter Leitbilder für die Zu-
kunft die Erhaltung des Lebensstandards als sehr
wichtiges Ziel hervorgehoben. Auch aus der in-
haltsanalytischen Auswertung der individuellen
Begründungen für den Pfadentscheid geht hervor,
daß wirtschaftsbezogene Kriterien stärker in den
Vordergrund gerückt werden als dies aus der Ge-
wichtung der Kriterien anzunehmen wäre. Somit
wird erkennbar, daß eine Energiepolitik, die zu
erheblichen Kostensteigerungen und damit zu ei-
ner Verringerung des verfügbaren Einkommens
führt, Wertverletzungen bei den meisten Bürgern
auslöst. Allerdings wurde bereits darauf hingewie-
sen, daß geringfügige Verteuerungen zugunsten
hocherwünschter nationaler Ziele (wie etwa Um-
weltschutz) noch nicht als Wertverletzungen
wahrgenommen, sondern durchaus als akzep-
tables Opfer für das Gemeinwohl betrachtet wer-
den.

V. Zur Bewertung

Wie bereits erwähnt, bestand eine der Aufgaben
der Planungszellenteilnehmer darin, eine indivi-
duelle Bewertung der vier Energiepfade auf einer
Skala von +2 bis —2 anhand der acht Oberkrite-
rien vorzunehmen. Alle Teilnehmer hatten sich
zuvor in Kleingruppen mit den im „Energie-
Handbuch“ niedergelegten Experteneinschätzun-
gen der Pfade vertraut gemacht und arbeitsteilig
eine Gruppenbeurteilung der Pfade entwickelt.
Abbildung 3 zeigt in Form von Profilen die Mit-
telwerte der individuellen Bewertungen. Die
Pfadbewertungen differieren am stärksten bei den
Kriterien „Umweltauswirkungen“ und „Gesund-

der Energieszenarien

heit und Sicherheit“, die im Schnitt auch als die
wichtigsten Kriterien eingestuft worden waren.
Bei beiden Kriterien wird im Mittel jeweils Pfad 1
am schlechtesten und Pfad 4 am besten bewertet.
Pfad 1 erhält bei sieben der acht Hauptkriterien
jeweils die negativsten Durchschnittswerte; ledig-
lich bei den volkswirtschaftlichen Auswirkungen
wird Pfad 4 noch etwas schlechter beurteilt.
Bei den Pfaden 2 bis 4 stellt man in erheblichem
Maße Zielkonflikte fest. Der Pfad 4 etwa weist bei
den Umweltauswirkungen und bei dem Kriterium
„Gesundheit und Sicherheit“ die besten Werte
auf, ist dagegen den Pfaden 2 und 3 bei den fi-



nanziellen und materiellen Aufwendungen, der
Versorgungssicherheit und den volkswirtschaftli-
chen Auswirkungen unterlegen. Betrachtet man
die Rangfolge der vier Pfade bei den einzelnen
Kriterien, dann kann man zwei verschiedene Mu-
ster erkennen: bei den Kriterien „Finanzielle und

materielle Aufwendungen“, „Versorgungssicher-
heit“, „Volkswirtschaftliche Auswirkungen“ und
„Soziale Auswirkungen“ werden jeweils die bei-
den Extrempfade schlechter beurteilt als die bei-
den gemäßigten Pfade 2 und 3. Bei den übrigen
Kriterien „Umweltauswirkungen“, „Gesundheit



und Sicherheit“, „Politische Auswirkungen“ und
„Internationale Auswirkungen“ werden die Pfade
3 und 4, die langfristig auf Kernenergie verzichten
und insgesamt einen geringeren Primärenergie-
verbrauch aufweisen, besser beurteilt als die Pfade
1 und 2. Insgesamt ist Pfad 3 der Pfad mit der
höchsten Durchschnittsbewertung. Er weist keine
ausgeprägten Schwächen auf und ist bei allen Kri-
terien immer unter den beiden bestbewertesten
Pfaden.
In Anbetracht der Pfadprofile und der Kriterien-
gewichtung ist es daher zunächst verwunderlich,
daß der Pfad 3 nicht auch als eindeutiger „Sieger“
aus der Entscheidung für den „besten“ Energie-
pfad hervorgegangen ist. Tatsächlich hat jedoch
der Pfad 2 mit 41,5 v. H. eine geringfügig höhere
Zustimmung unter den Teilnehmern erhalten als
der Pfad 3 mit 39,5 v. H.. Ein nennenswerter An-
teil von 16 v. H. entschied sich für den Pfad 4,
während der Pfad 1 nur von 3 v. H. gewählt
wurde. Wichtiger als die Prozentzahlen der Vertei-
lung, die wegen fehlender Repräsentativität ohne-
hin keinen Rückschluß auf die Bevölkerung der
Bundesrepublik zulassen, sind jedoch die Zusam-
menhänge zwischen der Einstellung und Werte-
struktur der Befragten und der Pfadentscheidung,
die im folgenden analysiert werden sollen.

Einflußfaktoren auf die Pfadentscheidung

Die Diskrepanz zwischen dem erwartbaren Er-
gebnis aufgrund der Pfadbewertungen und den
Gewichtungen sowie der tatsächlich getroffenen
Entscheidung deutet daraufhin, daß noch andere
Faktoren als die erfaßten Bewertungen einen Ein-
fluß auf die Pfadentscheidungen gehabt haben:
— Möglicherweise umfassen die vorgegebenen
acht Kriterien nicht alle Beurteilungsdimensio-

nen, die intuitiv bei der Entscheidungsfindung be-
rücksichtigt worden sind. Allerdings finden sich
in den Ausführungen der Teilnehmer keine Hin-
weise auf die Unvollständigkeit des Kriterien-
katalogs.
— Die empirische Erfassung der Wertgewichte
und Bewertungen kann fehlerhaft sein. Es wurde
bereits darauf hingewiesen, daß der soziale Er-
wünschtheitseffekt dazu führen kann, daß explizit
andere Gewichtungen genannt werden, als impli-
zit der Entscheidung zugrunde liegen.
— Es gibt empirische Hinweise dafür, daß das
Entscheidungsproblem als solches nicht akzep-
tiert wurde. Bei der Pfaddarstellung wurde näm-
lich unterstellt, daß alle vier Pfade gleichermaßen
technisch und wirtschaftlich realisierbar sind und
das gleiche Niveau, von Energiedienstleistungen
ermöglichen. In den schriftlichen Begründungen
der Pfadentscheidung werden diese Annahmen
oftmals in Zweifel gezogen und die Pfade 3 und 4 
als unrealistische Alternativen bezeichnet.
— Soziale Einflüsse können direkt die Entschei-
dung beeinflussen. So ist durchaus vorstellbar,
daß Bürger der Politik der Regierung oder der von
ihnen präferierten Partei vertrauen und sich deren
Votum anschließen, ohne daß ihre persönliche
Wahrnehmung des Problems damit übereinstim-
men muß. Die Tatsache, daß die Pfadentschei-
dung mit dem Alter und der Parteipräferenz der
Teilnehmer korreliert — CDU-Wähler und ältere
Menschen haben sich häufiger als der Durch-
schnitt für den Pfad 2 ausgesprochen, SPD-Wäh-
ler, Grüne und junge Personen häufiger für den
Pfad 3 oder 4 — deutet darauf hin, daß Bezugs-
gruppeneinflüsse eine Rolle gespielt haben, auch
wenn in den Begründungen eine direkte Bezug-
nahme auf meinungsführende Gruppen in der
Gesellschaft fast nie auftaucht.

VI. Bedeutung der Kernenergie-Einstellung für den Pfadentscheid

Die Entscheidung für oder gegen einen Pfad ist
vor allem von der eigenen Einstellung zur Kern-
energie abhängig. Für diese Interpretation spricht
einmal die hohe Korrelation zwischen der Pfad-
entscheidung und der durch einen Index gemesse-
nen Einstellung zur Kernenergie. Ein stärkerer
Zusammenhang als zwischen Kernenergieeinstel-
lung und Pfadpräferenz wurde bei keiner anderen
Variabienkombination dieser Studie ermittelt.
Diskussionen über die Nutzung der Kernenergie
haben stets breiten Raum in den Planungszellen
eingenommen. Während die Forderung nach ver-
stärkten Energiesparmaßnahmen einhellig von al-

•

len Teilnehmern erhoben wurde, prallten beim
Thema Kernenergie die Pro- und Kontra-Stand-
punkte hart aufeinander. Aus der Diskussion der
Teilnehmer mit dem Kernenergieexperten und
den Politikern wurde deutlich, daß der Einsatz
der Kernenergie für fast alle Teilnehmer der An-
gelpunkt ihrer Einstellung zu einem Energiesze-
nario war. Im Vordergrund stand dabei das Pro-
blem der Entsorgung, das als technisch und poli-
tisch ungelöst eingestuft wurde.

Dagegen wurden die in der Bundesrepublik be-
triebenen Kernkraftwerke von einer Mehrzahl der



Teilnehmer für sicher gehalten; eine Einschät-
zung, auf die die vorgetragenen statistischen Risi-
koanalysen allerdings nur marginalen Einfluß ge-
habt haben dürften. Denn es zeigte sich in den
Planungszellen, daß der Sinn und die Aussage-
kraft wahrscheinlicher Risikoberechnungen kaum
zu vermitteln sind. Das liegt vor allem daran, daß
im normalen Alltagsleben deterministische Aus-
sagen vorherrschen und der Mensch daher dazu
tendiert, den Informationsgehalt von Wahr-
scheinlichkeitsrechnungen auf deterministische
Aussagen zu reduzieren, um damit umgehen zu
können. Die Vorstellung, eine Wahrscheinlichkeit
von 1:10 000 000 für den Eintritt eines Ereignis-
ses bedeutet, daß dieses Ereignis in zehn Millio-
nen Jahren eintrete, ist ein typisches Beispiel für
die Fehlinterpretation von Wahrscheinlichkeits-
Aussagen. Die Tatsache, daß die Wahrscheinlich-
keit nichts über den genauen Zeitpunkt des Ein-
tretens eines Ereignisses aussagt, widerspricht der
Alltagslogik.
Für das Entscheidungsverhalten der Planungszel-
lenteilnehmer war es jedoch nach unserer Ein-
schätzung nicht ausschlaggebend, ob sie die vor-

getragenen Risikoanalysen richtig einordneten,
und zwar deshalb, weil die angebotenen Informa-
tionen kaum eine Änderung der Einstellung zur
Kernenergie bewirkten. Die Einschätzung, daß
die Kernenergienutzung umweltbelastend und ri-
sikoreich sei, läßt sich als ein Grundmuster der
Einstellung aller Planungszellenteilnehmer (auch
der Kernenergiebefürworter) feststellen. Während
die vorgetragenen Ergebnisse der Risikoanalysen
von den Kernenergiebefürwortern durchaus
dankbar angenommen und aufgegriffen wurden,
da sie ihre subjektive Überzeugung von der Ge-
fährlichkeit der Kernenergie relativierten und so-
mit entlastend wirkten, führten sie bei den Kern-
energiegegnern keinesfalls zu einer Erschütterung
ihrer Einstellung, sondern wurden vielmehr als
ein Zeichen des vergeblichen Versuches gewertet,
das unkalkulierbare Risiko mit der Hilfe mathe-
matischer Modellrechnungen herunterzuspielen.
Andererseits wird die Kernenergie zumindest von
ihren Befürwortern mit wirtschaftsbezogenen
Werten in Verbindung gebracht. Da gemäß den
Modellannahmen alle vier Pfade den gleichen
ökonomischen Nutzen aufweisen, kam es bei den



Befürwortern der Kernenergie bei der Pfadbeur-
teilung zu einem kognitiven Konflikt. Die Pfade 2
und 3 mußten auf den wirtschaftsbezogenen Kri-
terien relativ ähnlich beurteilt werden, während
der Pfad 3 nach Ansicht aller im Bereich Umwelt,
Gesundheit und Sicherheit dem Pfad 2 vorzuzie-
hen war. Unter diesen Umständen kam es notwen-
digerweise zu einer Dominanz in der Kriterienbe-
wertung von Pfad 3 gegenüber Pfad 2. In der kon-
kreten Entscheidungssituation setzte sich aber bei
den wirtschaftsbezogenen Personen die ursprüng-
liche Erwartungshaltung gegenüber der Kern-
energie durch. Wie aus den Begründungen für die
Wahl des Pfads 2 zu ersehen ist, wurden die Vor-
gaben der Pfade entweder in Zweifel gezogen
oder aber die Werte „Versorgungssicherheit“ und
„volkswirtschaftliche Auswirkungen“ besonders
betont.

Diejenigen, die der Kernenergie skeptisch gegen-
überstehen und sie nicht nur als umweltschädlich,

sondern auch als volkswirtschaftlich wenig nutz-
bringend einstufen, sehen sich in den Pfaden 3
und 4 voll bestätigt und konnten eine mit ihren
Gewichten und Bewertungen vereinbare Ent-
scheidung treffen. Da beide Pfade ab dem Jahr
2000 auf Kernenergie verzichten und Kernenergie
der dominante Faktor bei der Pfadbeurteilung ge-
wesen ist, gaben sich viele Gegner der Kernener-
gie mit dem Pfad 3 zufrieden, weil dieser eher po-
litisch kompromißfähig sei. Außerdem ist mit ei-
ner ablehnenden Haltung gegenüber der Kern-
energie nicht unbedingt der Wunsch nach einer
stark ökologisch ausgerichteten Wirtschaft ver-
bunden; ein solches Wirtschaftsmodell wurde in
starkem Maße mit dem Pfad 4 assoziiert. Die mit
einer Skala gemessenen Einstellungen zum staatli-
chen Handeln im Bereich der Energieeinsparung
deuten jedoch darauf hin, daß eine Politik massi-
ver Energieeinsparung — etwa wie sie im Pfad 3
vorgesehen ist — in der Öffentlichkeit mit einem
großen Vertrauensvorschuß rechnen könnte.

VII. Zur Beurteilung der Sozialverträglichkeit

Sozialverträglichkeit in dem dieser Studie zu-
grunde gelegten Bedeutungsinhalt beinhaltet im-
mer auch einen Kompromiß zwischen Werterfül-
lungen und Wertverletzungen für verschiedene
Gruppen in unserer Gesellschaft. Die beiden Ex-
trempfade 1 und 4 können nicht als sozialverträg-
liche Strategien angesehen werden, denn mit ihrer
Verwirklichung würden für jeweils große Grup-
pen der Gesellschaft zentrale Werte verletzt. Zur
Beurteilung der Sozialverträglichkeit der beiden
verbleibenden Pfade 2 und 3 liefert ein gruppen-
spezifischer Vergleich der Einschätzungen neue
Einsichten. Der Vergleich der Einschätzungen
durch die Pfad-2-Entscheider und die Pfad-3-Ent-
scheider zeigt, daß jede Gruppe ihrem jeweils prä-
ferierten Pfad deutlich bessere Noten gibt, als die-
ser von der jeweils anderen Gruppe erhält. Dabei
handelt es sich im wesentlichen um eine Parallel-
verschiebung der Profile; d. h. die relativen Vor-
und Nachteile der beiden Pfade werden von den
jeweiligen Befürwortern und Gegnern ähnlich
eingeschätzt, nur wird der „eigene“ Pfad im Ver-
gleich zum anderen Pfad auf allen Kriterien bes-
ser bewertet.
Vergleicht man die Bewertungen der Pfade 2 und
3 jeweils durch die Pfad-2-Entscheider miteinan-
der (Abb. 4), dann fällt auf, daß die Pfad-3-Ent-
scheider den von ihnen gewählten Pfad auf allen
Kriterien dem Pfad 2 für überlegen halten, die
Pfad-2-Entscheider jedoch eine Überlegenheit des
Pfades 3 gegenüber dem von ihnen präferierten

Pfad 2 in einigen Punkten einräumen. Diese Ziel-
konflikte, die auf der Ebene der Durchschnitts-
werte sofort ins Auge fallen, lassen sich auch auf
der Ebene des Individuums nachweisen, beruhen
also nicht auf einem Aggregationseffekt. Zielkon-



flikte gibt es wesentlich häufiger bei Pfad-2-Befür-
Wörtern als bei Pfad-3-Befürwortern. Rund 86%
der Pfad-2-Befürworter halten in einigen Aspek-
ten (meist Umwelt sowie Gesundheit/Sicherheit)
den Pfad 3 dem von ihnen präferierten Pfad 2 für
überlegen, wohingegen der Prozentsatz der Perso-
nen mit Zielkonflikten bei den Pfad-3-Befürwor-
tern nur bei 51v. H. liegt. Die Stärke der Zielkon-
flikte ist bei diesen jeweils auch im Durchschnitt
viel geringer. Nach diesem Ergebnis läßt sich ver-
muten, daß sich Pfad-2-Befürworter leichter mit
dem Pfad 3 abfinden würden als umgekehrt Pfad-
3-Befürworter mit dem Pfad 2, sofern sich die An-
nahme, daß beide Pfade technisch wie ökono-
misch realisierbar sind, als zutreffend erweist.
Die Personen, die sich für den Pfad 2 entschieden
haben, beurteilen den Pfad 3 durchgängig wesent-
lich besser als den Pfad 1. Selbst der Pfad 4 wird
von vielen Pfad-2-Befürwortern ähnlich positiv
beurteilt wie der eigene Pfad, auf jeden Fall aber
besser als Pfad 1. Bei den Personen, die sich für
den Pfad 3 entschieden haben, wird der Pfad 2 im
Schnitt negativer eingeschätzt als der von ihnen
präferierte Pfad 3 und erst recht der Pfad 1 als
unakzeptabel zurückgewiesen. Dafür wird jedoch

der Pfad 4 ebenso positiv eingestuft wie der
Pfad 2. Für die Fragestellung nach dem Grad von
Wertverletzung und Werterfüllung ergibt sich aus
dieser Betrachtung, daß der Pfad 3 für alle Grup-
pen am ehesten kompromißfähig erscheint. Stär-
kere Wertverletzungen sind nur bei den Personen
festzustellen, die sich für den Pfad 1 ausgespro-
chen haben. Diese Wertverletzungen scheinen je-
doch im Ausmaß geringer zu sein als diejenigen,
die sich bei einer Verwirklichung des Pfades 2 für
die Anhänger der Pfade 3 und 4 ergeben würden.
Die Schlußfolgerung, daß der Pfad 3 für die mei-
sten Planungszellenteilnehmer akzeptabel er-
scheint, wird noch durch folgendes Faktum ge-
stützt. Die Teilnehmer hatten bei ihrem Pfadent-
scheid nicht nur den „besten“ Pfad genannt, son-
dern auch eine zweite Priorität geäußert. Betrach-
tet man die gemeinsame Verteilung der ersten und
zweiten Priorität, dann sprechen sich 75 v. H. aller
Planungszellenteilnehmer für den Pfad 3 aus. 
Nicht kompromißfähig ist der Pfad 3 lediglich für
die kleine Gruppe der Pfad-1-Entscheider sowie
für den Teil der Pfad-2-Entscheider, die als zweite
Priorität den Pfad 1 gewählt haben. Auch wenn
ein Repräsentativschluß von den Entscheidungen



in der Planungszelle auf die Gesamtbevölkerung
der Bundesrepublik unzulässig ist, so lassen die
dargestellten Ergebnisse es dennoch plausibel er-
scheinen, daß eine Verwirklichung des Pfades 3
für weniger Gruppen in der Gesellschaft Wertver-
letzungen mit sich bringen würde als eine Reali-
sierung des Pfades 2.

Das wesentliche Handikap des Pfades 3 liegt
darin, daß die breite Zustimmung zu dieser Strate-
gie wesentlich von der Richtigkeit der gemachten

Modellannahmen — gleiches energetisches Kom-
fortniveau und gleiche wirtschaftliche Wachs-
tumsraten wie bei Pfad 2 — abhängt. Der hohe
Anteil der Planungszellenteilnehmer, der sich für
Pfad 2 als besten Pfad entschieden hat, weist dar-
auf hin, daß die Realisierbarkeit des Pfades 3 so-
wohl in technischer Hinsicht (Substitution von
Kernenergie durch Energiesparen) wie auch in
ökonomischer Hinsicht (gleicher Wohlstand wie
bei Pfad 2) mit Skepsis beurteilt bzw. als nicht
gegeben angesehen worden ist.



Jochen Bethkenhagen

Die Energiepolitik der Sowjetunion und der DDR
Die energiepolitischen Rahmenbedingungen sind
in der Sowjetunion und der DDR sehr unter-
schiedlich. Die Sowjetunion als politische Hege-
monialmacht im Rat für gegenseitige Wirtschafts-
hilfe (RGW) kann gerade bzw. fast nur im Ener-
giebereich auch als wirtschaftliche Führungs-
macht gekennzeichnet werden. Sie verfügt bei al-
len Energieträgern (Kohle, Erdöl, Erdgas) über
umfangreiche Vorkommen. Dies ermöglicht eine
vollständige Deckung des Inlandbedarfs und
macht die Energieversorgung der sowjetischen
Wirtschaft unabhängig von Krisen auf dem Welt-
markt. Auf dem Binnenmarkt steht der UdSSR
aufgrund des Ressourcenreichtums eine Vielzahl
von energiepolitischen Optionen offen: Treten
Schwierigkeiten in einem Bereich — wie bei der
Ölförderung — auf, können sie durch Konzentra-
tion auf andere Bereiche — z. B. der Erdgasförde-
rung — ausgeglichen werden.

Mit dieser Politik gelang es der Sowjetunion in
den letzten Jahren auch, ihre umfangreichen
Energieexporte aufrechtzuerhalten. In jedem Jahr
wurde etwa ein Sechstel der geförderten Energie-
rohstoffe ins Ausland exportiert. Im Westhandel
erwirtschaftet die Sowjetunion sogar rd. 80 v. H.
ihrer Devisen allein aus dem Export von Erdöl,
Erdölprodukten und Erdgas.

Im Gegensatz zur Sowjetunion ist die DDR ein
rohstoffarmes Land. Steinkohle, Erdöl und Erd-
gas müssen importiert werden. Nur Braunkohle
steht derzeit in ausreichendem Maße zur Verfü-
gung. Die Vorräte werden von der DDR intensiv
genutzt, um den Aufwand für Energieeinfuhren in
möglichst engen Grenzen zu halten. Dem stehen
aber hohe Belastungen für die Erschließung und
Rekultivierung der Braunkohlentagebaue ebenso
gegenüber wie eine hohe Emission von SO2 aus
der Verbrennung der schwefelhaltigen Braun-

kohle. Die Tatsache, daß die DDR der größte
Braunkohlenproduzent der Welt, aber gleichzeitg
auch der größte Emittent von SO2 in Europa ist,
beleuchtet diesen Zusammenhang.
Größter Energielieferant der DDR ist die Sowjet-
union, die für ihre Energieexporte vor allem Inve-
stitionsgüter aus der DDR enthält. Insofern er-
gänzen sich die Wirtschaftspotentiale beider Staa-
ten. Die starke Konzentration der Energiebezüge
auf die Sowjetunion bietet der DDR drei weitere
Vorteile: Zum einen sind diese langfristig im Rah-
men der Plankoordinierung zwischen beiden
Staaten kalkulierbar; zum anderen ist damit zu-
mindest im Blockmaßstab eine als politisch wich-
tig erachtete Autarkie in der Energieversorgung
gewährleistet. Hinzu kommt, daß die DDR für
diese Bezüge keine — für sie chronisch knappen
—- Devisen (Westwährungen) aufwenden muß.
Daß die Sowjetunion die Abhängigkeit der DDR
von ihren Energielieferungen bisher als politi-
schen oder ökonomischen Hebel genutzt hat, ist
nicht belegbar. Es gibt durchaus Gründe und In-
dikatoren, die gegen den Einsatz dieses Instru-
ments sprechen. Als Hegemonialmacht im RGW
muß die UdSSR ein Interesse an einer wirtschaft-
lich abgesicherten politischen Stabilität in diesen
Staaten haben. Dies gebietet eine gewisse Versor-
gungspflicht und verbietet eine die wirtschaftliche
Stabilität gefährdende Ausbeutungspolitik. Diese
Überlegungen dürften die Sowjetunion Mitte der
siebziger Jahre veranlaßt haben, einem für sie zu-
nächst nicht vorteilhaften Preisbildungsprinzip
im RGW-Intrablockhandel zuzustimmen. Dieses
Prinzip hatte nämlich u. a. zur Folge, daß die klei-
neren RGW-Staaten für die sowjetischen Öl- und
Gaslieferungen Preise in Rechnung gestellt beka-
men, die z. T. erheblich unter dem Weltmarktni-
veau lagen. Diese Situation hat sich allerdings in-
zwischen umgekehrt.

I. Die Energiepolitik der Sowjetunion

Umfangreiche« aber regional ungünstig
verteilte Energievorräte
Die Sowjetunion verfügt über große Vorräte an
Kohle, Erdöl und Erdgas 1). Die Kohlenreserven

1) Zu Einzelheiten vgl. Jochen Bethkenhagen und Her-
mann Clement, Die sowjetische Energie- und Rohstoff

können als ein in absehbarer Zeit unausschöpfba-
res Potential charakterisiert werden. Allein die
ökonomisch gewinnbaren Steinkohlenvorräte wä-
ren beim gegenwärtigen Förderniveau erst nach

Wirtschaft in den 80er Jahren. Ansatzpunkte für eine
Zusammenarbeit mit der Bundesrepublik Deutschland,
München-Wien 1985.



500 Jahren erschöpft, die Gesamtvorräte sogar
erst nach 6 000 Jahren. Über den Umfang ihrer
Erdölreserven schweigt die UdSSR; er ist seit
1947 Staatsgeheimnis. Angaben hierüber beruhen
daher immer auf Schätzungen; bei ihnen ist nicht
auszuschließen, daß das Ergebnis durch be-
stimmte politische oder wirtschaftliche Interessen
beeinflußt ist. Auskunftsfreudiger ist die Sowjet-
union hinsichtlich ihrer Erdgasvorräte. Sie wur-
den zuletzt mit rd. 41 000 Mrd. cbm angegeben,
das entspricht einem Drittel der Weltvorräte. Das
gegenwärtige Fördervolumen könnte damit über
60 Jahre aufrechterhalten werden.
Die Ausdehnung der Brennstofförderung wird
damit durch die Vorratssituation kaum begrenzt.
Limitierender Faktor ist der Umfang der verfüg-
baren Investitionsmittel. Infolge der ungünstigen
regionalen Verteilung der Brennstoffvorräte sind
die Kosten für Förderung und Transport relativ
hoch. Während im europäischen Landesteil rd.
75 v. H. des Energieaufkommens verbraucht wer-
den, sind hier nur etwa 10v. H. der Energievor-
räte konzentriert. Somit muß die Brennstofförde-
rung immer mehr nach Osten — insbesondere
nach West-Sibirien — verlagert werden. Gegen-
wärtig stammen etwa 60 v. H. der Erdöl- und Erd-
gasförderung aus West-Sibirien (1970: 7 v. H.).
Damit steigen die Förderkosten, denn diese La-
gerstätten befinden sich in klimatisch sehr ungün-
stigen und daher nur schwer zu besiedelnden Re-
gionen.
Das größte Problem bei der Erschließung der
westsibirischen Brennstoffvorräte ist das Klima:
Riesige Sümpfe im Sommer und eisige Kälte im
Winter behindern — und verteuern — den Aus-
bau einer leistungsfähigen Infrastruktur und er-
schweren die Ansiedlung von Arbeitskräften.
Trotz erheblich höherer Löhne, längeren Urlaubs,
größerer Wohnungen und niedrigeren Rentenal-
ters gelingt es nicht, Arbeitskräfte im gewünschten
Umfang zur Übersiedlung nach West-Sibirien zu
bewegen.
Ein weiterer Kostenfaktor resultiert aus den im-
mer länger werdenden Transportwegen. Ein Indi-
kator hierfür sind die Planungen für den Bau
neuer Rohrleitungen im Jahrfünft 1986 bis 1990.
Insgesamt sollen sieben Erdgasleitungen, darun-
ter mehrere von Jamburg im Norden West-Sibi-
riens, in die europäischen Verbrauchszentren ge-
baut werden2).

2) Iswestija vom 19. Juni 1986.

Trotz stark steigender Brennstofförderung ...

Die sowjetische Energiepolitik kann als tenden-
ziell angebotsorientiert charakterisiert werden:

Für die Planer gilt noch immer der Grundsatz,
daß das Energieangebot an eine vorgegebene
Nachfrage angepaßt werden muß, statt die Nach-
frage durch eine forcierte Einsparpolitik an einem
gegebenen Angebot zu orientieren. Für diese
These sprechen sowohl das hohe Energiever-
brauchsniveau in der Sowjetunion als auch die
hohen Steigerungsraten in der Energieproduk-
tion.

Allerdings hat sich auch in der Sowjetunion die
Förderung von Energieträgern seit Ende der sieb-
ziger Jahre deutlich verlangsamt. Dennoch
konnte die UdSSR ihre Stellung als größter Ener-
gieproduzent der Welt weiter ausbauen (vgl. Ta-
belle 1). Die Sowjetunion ist gegenwärtig der

größte Erdöl- und Erdgasproduzent der Welt; bei
Kohle nimmt sie hinter den USA den zweiten
Rang ein. Insgesamt stammt ein Viertel der Welt-
energieproduktion aus der Sowjetunion.
Sehr erfolgreich hat sich in den zurückliegenden
Jahren die Erdgasförderung entwickelt. Ihr Anteil
an der Weltproduktion konnte verdoppelt wer-
den; er beträgt derzeit 35 v. H. Die Erfolge der
sowjetischen Erdgasindustrie sind vor allem auf
die Erschließung von sehr großen Lagerstätten in
West-Sibirien zurückzuführen. So entspricht der
Förderzuwachs des im Norden West-Sibiriens ge-
legenen Feldes von Urengoj im zurückliegenden
Fünfjahrplan 1981/85 mit über 200 Mrd. cbm na-
hezu der gesamten Zunahme der Erdgasförderung
(von 435 auf 643 Mrd. cbm). Zu den hohen Pro-
duktionssteigerungen dürfte aber auch die indi-
rekte Beteiligung westlicher Unternehmen an der
Erschließung der Gasfelder beigetragen haben.
Sie bestand vor allem in der Lieferung von Röh-
ren mit großem Durchmesser (144 cm) und



von hochleistungsfähigen Kompressorstationen
(25 MW). Allerdings sollte der Einfluß westlicher
Technik auch nicht überschätzt werden. Denn ne-
ben der weitgehend mit ausländischer Ausrüstung
gebauten Export-Pipeline von Urengoj zur sowje-
tischen Westgrenze (ca. 4 500 km) hat die UdSSR
im Fünfjahrplan 1981/85 vier weitere, ähnlich
lange Gasleitungen mit Inlandsprodukten verlegt.
Die UdSSR ist der größte Röhrenproduzent der
Welt; sie deckt lediglich ihren Grenzbedarf durch
Importe. Daher war es ihr auch möglich, trotz
vorübergehender Lieferausfälle im Zuge des Pipe-
line-Embargos von 1982 die Exportleitung Uren-
goj-Westgrenze vorfristig fertigzustellen.

Spätestens seit 1977 steht die sowjetische Erdöl-
förderung im Mittelpunkt des Interesses westli-
cher Analysen sowjetischer Energiepolitik. Da-
mals hatte die CIA vorausgesagt, daß bis Mitte
der achtziger Jahre die sowjetische Erdölförde-
rung auf rd. 400 bis 500 Mill, t zurückgehen und
die UdSSR zum Nettoimporteur von Erdöl wer-
den würde3). Beide Vorhersagen haben sich als
falsch erwiesen. 1985 betrug die Fördermenge
knapp 600 Mill, t, davon wurde rd. ein Viertel
exportiert. Politisch brisant war diese Einschät-
zung vor allem deshalb, weil damit indirekt ein
wichtiges ökonomisches Motiv für eine Auswei-
tung des sowjetischen Einflusses im Nahen Osten
unterstellt wurde.

3) Vgl. Central Intelligence Agency, Prospects for So-
viel Oil Production, Washington, D. C., 1977. Dieser
These wurde z. B. widersprochen in: UdSSR vor Erdöl-
defizit? (Bearb.: Jochen Bethkenhagen), in: Wochenbe-
richt des DIW, Nr. 50/1977.

Die sowjetische Ölindustrie konnte in den vergan-
genen Jahren allerdings die Planziele nicht erfül-
len. 1984 und 1985 ging die Förderung sogar zu-
rück (insgesamt um rd. 20 Mill. t). Hierfür dürften
vor allem folgende Gründe verantwortlich sein:

— Es fehlt häufig an klimaadäquater Technolo-
gie;

— die Anwendung moderner Fördermethoden
(sog. Tertiärmethoden) zur Aufrechterhaltung des
Lagerstättendrucks setzt sich zu langsam durch;

— das Prämiensystem begünstigt den Raubbau
von Lagerstätten, da es hohe Bohrmeterleistun-
gen, nicht aber die optimale Ausbeutung einer
Lagerstätte honoriert;

— die großen Lagerstätten gehen zur Neige und
müssen durch die Erschließung vieler kleiner Fel-
der ersetzt werden.

Die Schwierigkeiten in der Ölindustrie führten im
Februar 1985 zur Entlassung des zuständigen Mi-

nisters. An seine Stelle trat der ehemalige Minister
der erfolgreichen Erdgasindustrie, Dinkow. Seit
Beginn dieses Jahres signalisieren die Monats-
werte wieder einen Anstieg der Erdölförderung.
Setzt sich dieser Trend fort, könnte für 1986 eine
Fördermenge um 610 Mill, t erwartet werden. Ob
allerdings das für 1990 gesetzte Förderziel von 635
Mill, t erreicht werden wird, ist aus derzeitiger
Sicht kaum zu erwarten. Eine Stabilisierung des
Niveaus auf über 600 Mill, t muß angesichts der
skizzierten Probleme schon als Erfolg gewertet
werden.

Insgesamt sind die im Fünfjahrplan 1986/90 ge-
setzten Förderziele sehr hoch. Die Produktion an
Primärenergie soll im Jahresdurchschnitt um fast
4 v. H. wachsen (Ist 1981/85: 3 v. H.). Hohe Stei-
gerungsraten sind vor allem für die Erdgas- und
Kohlenförderung, aber auch für die Kernener-
gieerzeugung vorgesehen. Auch diese Daten ver-
deutlichen, daß die Sowjetunion ihre primär an-
gebotsorientierte Energiepolitik fortsetzen wird.
Diese Politik bindet umfangreiche Investitions-



4) Prawda vom 4. März 1986.

5) Vgl. Gloria Duffy, Soviet Nuclear Energy: Domestic
and International Policies, Santa Monica 1979, S. 62.
Beim Druckröhrenreaktor können die Brennelemente
ohne Abschalten des Reaktors ausgewechselt werden.
Damit kann jederzeit Plutonium 239, das sich für die
Produktion von Kernwaffen eignet, abgezogen werden,
ohne daß mehr als zwei Prozent des für Kernwaffen
ungeeigneten Isotops Plutonium 240 entstehen. Je län-
ger der Brennstab sich im Reaktor befindet, desto
größer wird dieser Anteil. Nach der bei der Stromerzeu-
gung üblichen Verweilzeit von zwei bis drei Jahren er-
reicht Plutonium 240 einen Anteil von 20 bis 25 v. H.
Vgl. Neue Zürcher Zeitung vom 15. Mai 1986.

mittel im Energiesektor. Derzeit wird etwa ein
Viertel aller Investitionsmittel in den Brennstoff-
industrien ausgegeben; dieser Anteil wird bis 1990
weiter steigen.

... ehrgeiziges — aber unrealistisches —
Kernkraftprogramm

1985 deckte die Sowjetunion 10 v. H. ihrer Strom-
produktion aus Kernkraftwerken. Im internatio-
nalen Vergleich ist dieser Anteil relativ gering. So
betrug in der Europäischen Gemeinschaft der ent-
sprechende Wert 32 v. H., obwohl hier nur sechs
Mitgliedstaaten Kernkraftwerke betreiben. Der
Ausbau der Kernenergie war in der Sowjetunion
immer durch beträchtliche Planrückstände ge-
kennzeichnet. Gemäß den Planungen sollten 1985
bereits Kapazitäten von 40 000 MW installiert
sein; tatsächlich waren es aber nur 27 000 MW. 
Dies veranlaßte den Ministerratsvorsitzenden der
UdSSR, N. I. Ryschkow, auf dem jüngsten Partei-
tag der KPdSU zu folgender Kritik: „Das Mini-
sterium für Energiewirtschaft und Elektrifizie-
rung der UdSSR hat im elften Planjahrfünft bei
der Erfüllung der Auflagen für die Inbetrieb-
nahme von Kapazitäten in Kernkraftwerken ver-
sagt, wodurch ein zusätzlicher Bedarf an natürli-
chen Brennstoffen entstand. Angesichts der ange-
spannten Brennstoffbilanz unseres Landes und
der wachsenden Rolle der Kernenergetik sind sol-
che Entgleisungen künftig unzulässig.“4)

Trotz ihres Reichtums an fossilen Brennstoffen
begann die Sowjetunion sehr früh mit der zivilen
Nutzung der Kernenergie. 1954 wurde in Obninsk
das erste Kernkraftwerk der Welt — ausgestattet
mit einem MW-Druckröhrenreaktor — in Be5 -
trieb genommen. Dabei gab es sicherlich einen

Zusammenhang zwischen ziviler und militäri-
scher Nutzung, denn die Druckröhrenreaktoren
eignen sich besonders gut für die Gewinnung von
waffentauglichem Plutonium5).
Die Entscheidung, Kernenergie in großem Um-
fang zur Stromerzeugung zu nutzen, wurde erst
auf dem 24. Parteitag der KPdSU im Jahre 1971
getroffen (damaliger Plan für 1980: 30 000 MW;
Ist: 13 400 MW). Dies weist auf zwei weitere Mo-
tive für die zivile Nutzung der Kernenergie in der
Sowjetunion hin:
— Damals wurde deutlich, daß das regionale Un-
gleichgewicht zwischen Bedarf und Förderung
immer größer werden wird. Dies führt zu steigen-
den Kosten für die Förderung und den Transport
von Brennstoffen. Kernkraftwerke können dage-
gen in der Nähe der Verbrauchsschwerpunkte ge-
baut werden.
— Die fossilen Brennstoffvorräte werden einmal
erschöpft sein. Ohne eine Alternative könnte —
wenn auch sehr langfristig — die energiepoli-
tische Unabhängigkeit der Sowjetunion gefährdet
werden. Die Alternative zu den fossilen Brenn-
stoffen wird in der Sowjetunion in der Kernener-
gie gesehen, zumal diese, wie in allen anderen
Kernwaffenstaaten, als ein Nebenprodukt der mi-
litärischen Nutzung der Atomkraft entwickelt
werden kann.



Alternative Energiequellen werden in einem 1984
in Auszügen veröffentlichten langfristigen Ener-
gieprogramm der UdSSR6) zwar auch erwähnt;
die Sonnenenergie soll vor allem in den südlichen
Landesteilen einen Beitrag zur Energieversorgung
leisten. Die quantitative Bedeutung von regenera-
tiven Energiequellen (Wind- und Sonnenenergie,
geothermische Energie und Biomasse) wird für
das Jahr 2000 aber nur auf 20 bis 40 Mill, t SKE,
das entspricht 1 bis 2 v. H. des Primärenergiever-
brauchs, veranschlagt.

8) Ebenda, S. 12, und L. Ackermann, Strahlenschutzfor-
derungen bei der Wärmeauskoppelung aus Kernkraft-
werken, in: Kernenergie, (1985) 1 1-12, S. 453. Vgl. D.
Hermann/B. Reetz/G. Schmidt/D. Ziegenbein, Nu-
kleare Wärmeversorgung und Kurzzeit-Wärmespeiche-
rung, in: Kernenergie, (1985) 5, S. 211, sowie Konfe-
renzbericht „Untersuchungen und Entwicklungen auf
dem Gebiet der Wärmeversorgung aus Kernenergie“,
in: Kernenergie, (1984) 8, S. 356.
9) Vgl. Ansprache Michail Gorbatschows im sowjeti-
schen Fernsehen, in: Neues Deutschland vom 15. Mai
1986.

Die zivile Nutzung der Kernenergie basiert in der
UdSSR auf drei unterschiedlichen Reaktorlinien:
— Druckröhrenreaktoren (in der UdSSR auch als
RBMK-Reaktoren bezeichnet); sie werden mit
Leichtwasser gekühlt und mit Graphit moderiert.
Auf diesen Reaktortyp entfielen Ende 1985 zwei
Drittel der Kemkraftkapazitäten der UdSSR. Der
in Tschernobyl zerstörte RBMK-Reaktor hatte
eine Kapazität von 1 000 MW. Sein Prototyp
wurde 1974 in Leningrad in Betrieb genommen.
1983 ging der erste 1 500 MW-Block in Ignalinsk
ans Netz. Dieser Reaktortyp wird — vermutlich
wegen der relativ leichten Abzweigmöglichkeiten
des (militärisch nutzbaren) Plutonium 239 — 
nicht exportiert.
— Sowohl für den Eigenbedarf als auch für den
Export ist der sogenannte Druckwasserreaktor
(WWER) entwickelt worden. Kühlmittel und Mo-
derator ist Wasser. Druckwasserreaktoren werden
vor allem in Wolgodonsk (Atomasch) gebaut. Der
1 000 MW-Prototyp — er ging 1980 in Nowo-Wo-
ronesch ans Netz — ist der erste Reaktor, der in
der UdSSR mit einem Berstschutz (Containment)
ausgestattet wurde.
— Drei Schnelle Brüter sind in der UdSSR gegen-
wärtig in Betrieb. Sie befinden sich in Uljanowsk
(Kapazität 12 MW, Inbetriebnahme 1969),
Schewtschenko (350 MW, 1973) und Swerdlowsk
(600 MW, 1980). Dort soll Anfang der neunziger
Jahre ein zweiter Block mit 800 MW in Betrieb
genommen werden.
Der Einsatz von Brutreaktoren ist die logische Kon-
sequenz einer langfristig auf Kernenergie setzen-
den Energiepolitik. Nach sowjetischen Berechnun-
gen würden nämlich die z. Z. ökonomisch gewinn-
baren Uranvorräte von weltweit 4 Mill, t im Jahr
2030 erschöpft sein, würde man nicht Brut-
reaktoren einsetzen, die mehr spaltbares Material
„erbrüten“, als sie für den Eigenbetrieb benötigen.
Natürliches Uran kann beim Einsatz von Brütern
20 bis 30 mal mehr Energie abgeben als bei der
Verwendung in herkömmlichen Reaktoren 7 ).

6) Vgl. Ekonomiceskaja Gazeta, Nr. 12/1984, Beilage.
7) Vgl. G. Schascharin, Atomenergie (russ.), in : Plano-
voe chozjajstvo, (1984) 10, S. 10.

Erweitert werden sollen auch die Einsatzmöglich-
keiten der Kernenergie durch den Bau von Kern-
Heizkraftwerken und von Kern-Heizwerken. Mit
dem Bau des ersten Kern-Heizkraftwerks wurde
1984 in Odessa begonnen; es ist 25 km von der
Stadt entfernt. Mit der Inbetriebnahme wird
„noch vor 1990 gerechnet“. Ein zweites Werk ent-
steht in Minsk. Beide Werke sollen mit zwei
1 000 MW-Blöcken ausgestattet werden. Während
bei diesen Werken Kernkraft noch überwiegend
zur Stromerzeugung genutzt wird, sind in Nowo-
woronesch und Gorki reine Kern-Heizwerke als
Pilotprojekte im Bau. Sie sollen in unmittelbarer
Nähe zu den Verbrauchsregionen, d. h. nur zwei
bis drei Kilometer außerhalb der Stadtgrenzen,
errichtet werden, andernfalls wären die Trans-
portkosten und die Wärmeverluste beim Trans-
port zu groß. Auch diese Werke werden aus
Kostengründen mit relativ großen Blockeinheiten
(Wärmeleistung 500 MW) gebaut8).
Derzeit gibt es keine Anzeichen dafür, daß die
Katastrophe von Tschernobyl bei der Partei- und
Wirtschaftsführung der UdSSR zu einem grund-
sätzlichen Überdenken der zivilen Nutzung von 
Atomenergie geführt haben könnte. Zwar räumte
Gorbatschow ein, daß man zum ersten Mal real
mit einer so gefährlichen Kraft wie der außer
Kontrolle geratenen Kernenergie konfrontiert
worden sei; er fügte aber hinzu, daß man sich die
Zukunft der Weltwirtschaft angesichts von 370 in
Betrieb befindlichen Reaktoren ohne die weitere
Nutzung der Kernenergie schwerlich vorstellen
könne9).
Auch in dem im Juni 1986 verabschiedeten Gesetz
über den Fünfjahrplan 1986/90 sind hinsichtlich
des geplanten Ausbaus der Kernenergie keine
Korrekturen gegenüber der auf dem Parteitag der
KPdSU beschlossenen Plandirektive zu erkennen.
An dem ursprünglichen Vorhaben, bis 1990 den
Anteil der Kernenergie an der Stromproduktion
auf 20 v. H. zu verdoppeln, wird auch nach
Tschernobyl offiziell festgehalten. Dies erfordert
eine Ausweitung der Kernkraftkapazitäten um
40 000 MW auf 67 000 MW. Derzeit stellt sich die
Frage, ob diese Vorgabe überhaupt noch als reali-
stisch gelten kann. Eine Konsequenz aus dem Un-
glück dürfte zumindest die Überprüfung der Si-



cherheitseinrichtungen aller Kernkraftwerke sein.
Dies wird den Ausbau der Kernkraft erneut ver-
zögern. Um Engpässe bei der Stromerzeugung zu
vermeiden, wird die Sowjetunion wahrscheinlich
gezwungen sein, alte, zur Stillegung vorgesehene
konventionelle Kraftwerke weiterlaufen zu lassen.

Einsparpolitik gewinnt erst langsam an Bedeutung
Das Niveau des Energieverbrauchs ist in der
UdSSR sehr hoch. 1984 wurden je Einwohner
6,9 t Steinkohleneinheiten (SKE) verbraucht; da-
mit war das Verbrauchsniveau um 15 v. H. höher
als in der Bundesrepublik (6,01 SKE). Auch wenn
man die klimatischen Unterschiede berücksich-
tigt, so kann diese Differenz doch als Indiz für
eine Energieverschwendung angesehen werden,
denn schließlich dürfte die Produktionsmenge je
Einwohner in der Sowjetunion um deutlich mehr
als 50 v. H. unter dem bundesdeutschen Niveau
liegen, d. h. der Energieaufwand je Produktions-
einheit ist in der UdSSR beträchtlich höher als in
der Bundesrepublik.
Energieeinsparungen werden in der Sowjetunion
vor allem durch unzureichende materielle Anreize
behindert. Niedrige und zum Teil verbrauchs-
unabhängige Energiekosten leisten der Ver-
schwendung Vorschub. Eine Pauschalierung der
Verbrauchsgebühren — wie z. B. beim Erdgasbe-
zug der privaten Haushalte — wird häufig deshalb
vorgenommen, weil es keine Zähler gibt.
Nach dem zweiten Ölpreisschub ist auch in der
Sowjetunion die Energiepolitik überdacht wor-
den. Ein langfristiges Energieprogramm wurde
1984 in Auszügen veröffentlicht. Die wichtigsten
Ziele lassen sich in drei Punkten zusammenfas-
sen:

— Verminderung des spezifischen Energiever-
brauchs — insbesondere aber des Erdölver-
brauchs — in der Volkswirtschaft.
— Substitution von Erdöl, zunächst vor allem
durch Erdgas, später durch Kohle.
— Verminderung des Bedarfs an fossilen Brenn-
stoffen durch überproportionalen Einsatz von
Kernenergie und Wasserkraft.
Überdurchschnittlich wachsen soll allerdings der
Elekrizitätsverbrauch; aus den Angaben des
Langfristprogramms folgt, daß für die nächsten
15 Jahre eine jährliche Steigerung um 4 v. H. vor-
gesehen ist.
Hinsichtlich der Realisierung der geplanten Spar-
maßnahmen ist angesichts der Vielzahl von sy-
stembedingten Hemmfaktoren Skepsis ange-
bracht. Größere Chancen kann den geplanten
Substitutionsmaßnahmen, insbesondere von Öl
durch Erdgas, eingeräumt werden. Hauptansatz-
punkt ist hier die Umrüstung von ölbefeuerten
Kraftwerken, in denen noch immer knapp
100 Mill, t Heizöl eingesetzt werden. Derartige
Substitutionsmaßnahmen lassen sich durch zen-
trale Entscheidungen durchsetzen. Einsparungen
aber erfordern eine Vielzahl dezentraler Maßnah-
men; sie sind im gegenwärtigen sowjetischen
Wirtschaftssystem sehr schwer zu verwirklichen.
Der ökonomische Druck zur Energieeinsparung
dürfte aber in den nächsten Jahren für die sowjeti-
schen Wirtschaftsplaner auch aus außenwirt-
schaftlichen Gründen eher größer werden. Bleibt
der Ölpreis auf mittlere Frist niedrig, dann muß
die UdSSR bestrebt sein, durch verstärkte Einspa-
rungen im Inland ihr Exportpotential an Energie
zu vergrößern, um damit zumindest einen Teil der
Einnahmeverluste ausgleichen zu können.



öl- und Gasexporte bestimmen den Westhandel der
UdSSR
Für den sowjetischen Außenhandel sind Energie-
rohstoffe ein bedeutender Aktivposten. Gegen-
wärtig übersteigt die Energieproduktion um ein
Sechstel den Eigenbedarf, so daß vor allem
größere Mengen an Erdöl, Erdgas und Mineralöl-
produkten exportiert werden können. Energieträ-
ger erbringen die Hälfte der sowjetischen Export-
erlöse. In der Phase steigender Öl- bzw. Energie-
preise waren sie der entscheidende Wachs-
tumsfaktor im sowjetischen Außenhandel; die un-
zureichende internationale Wettbewerbsfähigkeit
der sowjetischen Industrie konnte damit über-
deckt werden.
Einen geradezu monokulturartigen Charakter hat
die sowjetische Exportwarenstruktur im Westhan-
del angenommen. 1985 erzielte die Sowjetunion
aus dem Export von knapp 70 Mill, t Erdöl und
Erdölprodukten sowie rd. 35 Mrd. cbm Erdgas
etwa 80 v. H. ihrer Exporterlöse. Während die So-
wjetunion als „Trittbrettfahrer“ der OPEC lange
Jahre von deren Kartellpolitik profitierte, gehört
sie nun mit zu den Verlierern. Die preisbedingten
Mindereinnahmen sind aus derzeitiger Sicht er-
heblich. Da die UdSSR 1985 rd. 500 Mill. Barrel 
(knapp 70 Mill, t) an Erdöl und Erdölprodukten
in den Westen exportiert hat, entspricht der Rück-
gang des Barrel-Preises um einen Dollar bei un-
veränderten Exportmengen auf Jahresbasis einem
Einnahmeausfall von 0,5 Mrd. US-Dollar. Bei ei-
nem Preisrückgang von 27 auf 15 $/Barrel hätte

dies einen Einnahmeausfall von 6 Mrd. US-Dol-
lar zur Folge, das entspricht knapp 30 v. H. der
sowjetischen Exporte in die OECD-Länder im
Jahre 1985 Durch die — allerdings zeitlich verzö-
gerte — Anbindung des Erdgaspreises an denjeni-
gen für Heizöl werden auch die sowjetischen Ein-
nahmen aus den Erdgasexporten zurückgehen.
Hier können die Verluste auf 1 Mrd. US- Dollar
geschätzt werden; sie würden aber erst 1987 in
vollem Umfang entstehen l0).

10) Zusätzlich betroffen ist die Sowjetunion von der Ab-
wertung des Dollars. Ihre Ölexporte werden in Dollar
fakturiert, die Importe aber (überwiegend) in westeuro-
päischen Währungen. Der daraus resultierende Kauf-
kraftverlust kann auf 1,5 Mrd. US-Dollar geschätzt wer-
den. Vgl. Auswirkungen des Ölpreisverfalls auf die
UdSSR (Bearb.: Jochen Bethkenhagen), in: Wochenbe-
richt des DIW, (1986) 17, S. 212 ff.

Die Möglichkeiten für eine Kompensation dieser
Einnahmeausfälle sind aus energiewirtschaftli-
cher Sicht eng begrenzt. Deutliche Exportsteige-
rungen zeichnen sich nur bei Erdgas ab. Aufgrund
der bereits abgeschlossenen Verträge werden die
Exportmengen 1990 das Niveau von 1985 um
die Hälfte übersteigen. Die weiteren Expansions-
möglichkeiten werden bei Erdgas primär von
der Nachfrage der westeuropäischen Länder be-
grenzt.
Beim Mineralöl ist eine derartige Mengenexpan-
sion nicht zu erwarten. Allerdings ist hier das so-
wjetische Angebot der entscheidende Begren-
zungsfaktor. Auch bei einer Realisierung der so-
wjetischen Förderpläne würde das Exportpoten-
tial nicht mehr stark wachsen. Es ist aber nicht
auszuschließen, daß es der Sowjetunion gelingen
wird, durch den verstärkten Einsatz von Erdgas
auf dem Inlandsmarkt zusätzliches Öl für den Ex-
port bereitzustellen. Eine leichte Steigerung der
Öllieferungen in den Westen würde vor diesem
Hintergrund keineswegs überraschen.

II. Die Energiepolitik der DDR

Ressourcen: Braunkohle dominiert

Im Gegensatz zur Sowjetunion besitzt die DDR
nur geringe Energievorräte. Eine Ausnahme bil-
det lediglich die Braunkohle, die sehr intensiv ge-
nutzt wird. Die derzeit ökonomisch gewinnbaren
Reserven werden mit 20 Mrd. t angegeben; damit
könnte man das Fördervolumen von 1985 (313
Mill, t) bis zum Jahre 2050 aufrechterhalten. Die 
Braunkohle wird ausschließlich im Tagebau ge-
wonnen. Dies soll auch langfristig möglich sein;
allerdings wird sich der Abbau von derzeit 40 bis

80 m Abbauteufe auf einen Teufenbereich von 80
bis 120 m verlagern. Damit erhöhen sich die För-
derkosten. Bereits jetzt ist der Abbau der Braun-
kohle mit erheblichen Belastungen für die betrof-
fenen Gebiete verbunden. Dörfer müssen umge-
siedelt, Straßen verlegt und Grundwasserabsen-
kungen vorgenommen werden.
Die Braunkohlenförderung der DDR ist derzeit
auf zwei Reviere konzentriert: Im Raum Cottbus
(Lausitz) werden etwa zwei Drittel der Braun-
kohle gefördert; ein Drittel stammt aus der Re-
gion Halle/Leipzig. Hier ist der durchschnittliche
Schwefelgehalt (rd. 2 v. H.) der Braunkohle etwa
doppelt so hoch wie im ostelbischen Revier.
Neben der Braunkohle besitzt die DDR noch ge-
ringe Erdgasvorkommen; sie befinden sich über-
wiegend im Grenzgebiet bei Salzwedel (Bezirk
Magdeburg). Der Heizwert von 3000 bis 3 500
kcal/Nm3 liegt aber weit unter der nordwesteuro-



päischen Norm (7600 kcal/Nm3). Die umfangrei-
chen Uranvorkommen der DDR werden noch
heute von der sowjetisch-deutschen Aktiengesell-
schaft (SDAG) Wismut gefördert. Sie ist die ein-
zige noch existierende SDAG; diese Gesellschaf-
ten wurden nach dem Kriege gebildet, um die
Reparationsleistungen an die Sowjetunion sicher-
zustellen. Das Uran wird in die UdSSR geliefert;
in welchem Umfang und zu welchen Bedingun-
gen, ist Staatsgeheimnis.

Produktion und Verbrauch: Hoher Braunkohlenan-
teil soll Importabhängigkeit gering halten

In den siebziger Jahren zielte die Energiepolitik
der DDR auf eine Ausweitung des Anteils von
Erdöl und Erdgas am Energieverbrauch ab. Beide
Energieträger können — im Gegensatz zur Kohle
— relativ leicht transportiert und mit geringeren
Verlusten umgewandelt werden. Nach dem zwei-
ten Ölpreisschub wurde diese Politik geändert.
1980 verkündete Erich Honecker den Grundsatz
für die Energiepolitik der achtziger Jahre: „Wo
Heizöl noch als Brennstoff verwendet wird, gilt
es, Braunkohle einzusetzen, um durch tiefere
Spaltung mehr hochwertige, veredelte chemische
Erzeugnisse zu gewinnen.“)11

Der zweite Ölpreisschub hatte in der DDR — wie
auch in den meisten westlichen Ländern — die
Vorstellung verfestigt, die Verteuerung des Öls
werde nunmehr doch auf lange Frist andauern.
Die DDR reagierte auf dieses neue „Datum“ vor
allem mit drei Maßnahmen:
— Für den zu forcierenden Ausbau der Braun-
kohlenförderung wurden umfangreiche Investi-
tionsmittel bereitgestellt.
— Nahezu alle heizölverbrauchenden Kessel
wurden im Fünfjahrplanzeitraum 1981/85 auf
Braunkohlenfeuerung umgestellt.
— Durch zahlreiche administrative Maßnahmen
sollte der hohe Energieverbrauch gesenkt werden.
Tatsächlich konnte die DDR in den zurückliegen-
den Jahren ihre Position als größter Braunkohlen-
produzent der Welt weiter ausbauen. Die Förde-
rung stieg von 256 Mill, t (1980) auf 313 Mill, t
(1985; zum Vergleich Bundesrepublik: 121 Mill. t).
Mit der im Inland verfügbaren Braunkohle deckte
die DDR zuletzt über 70 v. H. ihres Primärenergie-
verbrauchs. Gleichzeitig wurde der — ohnehin
schon relativ geringe — Verbrauch an Erdöl-
produkten deutlich reduziert. Von 1979 bis 1984
konnte der Mineralölanteil von 20 v. H. auf
10 v. H. halbiert werden.
An der relativen Bedeutung der übrigen Energie-
träger hat sich — sieht man von der Einschrän-

kung des Verbrauchs an (importierter) Steinkohle
ab — kaum etwas verändert.
Absolut gesenkt werden konnte in den Jahren
1980 bis 1983 der Primärenergieverbrauch. Die
Erfolge der Einsparmaßnahmen sind insofern be-
merkenswert, als sie bei gleichzeitig hohem Wirt-
schaftswachstum erreicht wurden:

Veränderung im Jahresdurchschnitt in v. H.
1979/75 1983/79 1984/83

Primärenergie-
verbrauch + 2,5 —0,7 +2,7
Nationaleinkommen +4,1 +4,1 +5,5

Seit 1984 hat der Energieverbrauch wieder zuge-
nommen. Dies weist daraufhin, daß zunächst of-
fenbar nur das leicht ausschöpfbare Sparpotential
erschlossen werden konnte, denn noch immer ist
der Energieverbrauch in der DDR relativ hoch: Je
Einwohner werden rd. 20 v. H. mehr als in der
Bundesrepublik verbraucht.
Die Einsparungen sind vor allem in der Industrie
erreicht worden. Hier wurde der Energiever-
brauch genauer geplant und schärfer kontrolliert.
Eine 1979 gebildete Energiekommission beim Mi-
nisterrat der DDR soll Einsparmaßnahmen ausar-
beiten; deren Durchführung wird durch eine so-
genannte Energieinspektion überwacht. Verstöße
können u. a. Ordnungsstrafen zur Folge haben.
Im Verkehrsbereich wurden Straßengütertrans-
porte auf die Bahn und die Schiffahrt verlagert;
das elektrifizierte Bahnnetz wurde erweitert. Die
privaten Verbraucher bekamen die Energiever-
teuerung indes nicht zu spüren: Die Kilowatt-
stunde kostet für sie seit 1946 unverändert 8 Pfen-
nige, der Kubikmeter Stadtgas 16 Pfennige. Die
höheren Kosten gleicht der Staat durch Subven-
tionen aus. Für Strom, Heizung, Gas und Wasser
werden von den Haushalten im Monat nur durch-
schnittlich 25,— Mark (1,5 v. H. der Haushaltsein-
kommen) ausgegeben. Diese Preispolitik ist so-
zialpolitisch motiviert; sie fördert aber die Ener-
gieverschwendung.
Die Wirtschaftsführung der DDR hat also als Re-
aktion auf die Ölpreisschübe der siebziger Jahre
eine Politik der Verbrauchsdrosselung und der
Importsubstitution durchgesetzt: Öleinfuhren
wurden durch inländische Braunkohle ersetzt.
1985 konnten rd. 80 v. H. des Energiebedarfs aus
eigenen Quellen gedeckt werden (1979: 67 v. H.).
Eine exportorientierte Strategie, bei der der Aus-
bau moderner Industrien zur Erwirtschaftung von 
Devisen für Energieimporte im Zentrum steht,
wurde erst gar nicht öffentlich diskutiert. Aller-
dings dürfte die Strategie der Importsubstitution
nicht nur Ausdruck von Autarkiedenken sein.



Vielmehr mußte die DDR davon ausgehen, daß
die geringe Exportkraft eine effizientere und um-
weltfreundlichere Energiepolitik nicht zuläßt.
Gerade die negativen Umweltfolgen der intensi-
ven Braunkohlennutzung sind in der DDR unter-
schätzt oder billigend in Kauf genommen worden.
Die DDR ist heute der größte Emittent von SO, in
Europa; bereits für 1982 wurde eine SO-Gesamt-
emission von 5 Mill, t errechnet ) (zum Ver12 -
gleich: Bundesrepublik Deutschland 3,1 Mill. t).
Daran hat die Verbrennung der Braunkohle einen
überragenden Anteil. Da größere Maßnahmen
zur Rauchgasentschwefelung offenbar z. Z. für
nicht finanzierbar gehalten werden, sind vor al-
lem die Gebiete um Halle/Leipzig und Cottbus

stark belastet. Allein aus dem größten Braunkoh-
lenkraftwerk der DDR in Boxberg/Oberlausitz
(3 500 MW) werden jährlich fast 0,5 Mill, t SO,
emittiert. Eine wesentliche Verbesserung der Si-
tuation ist auch für die zweite Hälfte der achtziger
Jahre kaum zu erwarten: In der Direktive zum
Fünfjahrplan 1986/90 werden der Luftreinhal-
tung karge sechs Zeilen gewidmet. Aus heutiger
Sicht kann daher kaum erwartet werden, daß die
DDR ihre im Rahmen der ECE-Umweltschutz-
konferenz im Juli 1985 eingegangene Verpflich-
tung wird einhalten können; danach sind nämlich
die gesamten Schwefelemissionen bis 1993 um
mindestens 30 v. H. unter die Werte von 1980 zu
senken. t

Außenhandel: Enge Anbindung an die UdSSR
3

Die Importpolitik der DDR ist auf dem Energie-
sektor durch eine besonders starke Verflechtung
mit der Sowjetunion gekennzeichnet. Der sowje-



tische Anteil an den jeweiligen Gesamtimporten
beträgt bei Erdgas 100 v. H., bei Erdöl 75 v. H. und
bei Kohle 66 v. H. Bei der Versorgung der Kern-
kraftwerke mit Brennstäben ist die DDR aus-
schließlich auf die Belieferung aus der Sowjet-
union angewiesen, denn diese allein verfügt im
RGW über die erforderlichen Anlagen zur Anrei-
cherung des Urans. Bemerkenswert ist, daß die
DDR von 1979/80 an stets mehr Erdöl aus der
Sowjetunion importiert hat, als sie zur Deckung
des Inlandsbedarfs benötigte. Offensichtlich hat
sie diesen „Überschuß“ zu Produkten verarbeitet
und dann in westliche Länder exportiert ).13

Die enge Anbindung der Energieversorgung an
die Sowjetunion ist sicher politisch vorgegeben;
sie bietet der DDR aber unter den gegenwärtigen
ökonomischen Rahmenbedingungen (u. a. chro-
nischer Devisenmangel) eine Reihe von Vortei-
len: Im Zuge der Plankoordinierung schließt die
DDR mit der Sowjetunion langfristige Lieferver-
träge ab; sie kann damit ihre Fünfjahresplanung
auf der Grundlage einer weitgehend gesicherten
Rohstoffversorgung durchführen. Unter Beteili-
gung der DDR und der übrigen kleineren RGW-
Staaten an den Investitionen wurde ein grenz-
überschreitendes Netz von Erdöl- und Erdgaslei-
tungen gebaut, das den kostengünstigen Trans-
port von Energieträgern aus der UdSSR ermög-
licht. Das „Vereinigte Energieverbundsystem der
Mitgliedsländer des RGW“ ist für den Ausgleich
von Spitzenbelastungen beim Stromverbrauch ge-
schaffen worden; die DDR benötigt damit weni-
ger Reservekapazitäten.
Die Investitionsbeteiligungen der DDR können
als zeitlich gestreckte Kompensationsvereinba-
rungen charakterisiert werden. Beide Seiten er-
bringen ihre Leistungen in Naturalform: DDR-
Betriebe bauen z. B. in der Sowjetunion einen
Abschnitt einer Erdgasexportleitung von West-
Sibirien zur sowjetischen Westgrenze. Die Sowjet-
union erbringt ihre Zins- und Tilgungsleistungen
in Form von Erdgaslieferungen. Über die finan-
ziellen Bedingungen dieser Buy-back-Geschäfte
ist allerdings nichts bekannt.
Die Preise für die sowjetischen Energielieferun-
gen waren für die DDR über einen längeren Zeit-
raum (1974 bis 1983) sehr günstig. Im RGW-Intra-
blockhandel werden nämlich die Preise grund-
sätzlich als Durchschnitt aus den Weltmarktprei-
sen der vorangegangenen fünf Jahre gebildet.
Stellt man den sowjetischen Verrechnungspreisen
die Weltmarktpreise gegenüber (Abb. 1), so zeigt
sich, daß die Preise der UdSSR z.T. erheblich

unter den Weltmarktpreisen lagen. Dies spricht
dafür, daß über die Energielieferungen eher eine
indirekte Subventionierung der DDR und der üb-
rigen RGW-Länder erfolgt ist14); die oft zu hö-
rende Ausbeutungsthese steht hierzu in einem
krassen Gegensatz. Zu der indirekten Subventio-
nierung hat sich die UdSSR vermutlich aus polit-
ökonomischen Gründen entschlossen. Hätten die
DDR und die übrigen RGW-Länder die jeweili-
gen Weltmarktpreise bezahlen müssen, wären sie
in noch größere Finanzierungsschwierigkeiten ge-
raten 155 ). Bereits bei den relativ niedrigen Preisen
konnte die DDR die Energieverteuerung nicht
durch Exportsteigerungen ausgleichen. Seit 1975
ist ihre jährliche Handelsbilanz gegenüber der
UdSSR im Defizit; über die Jahre kumuliert er-
reichte es bis 1985 rd. 4 Mrd. Transfer-Rubel
(knapp 5 Mrd. US-Dollar).
Sollten — was aus der derzeitigen Sicht wahr-
scheinlich ist — die Ölpreise auf mittlere Frist auf
niedrigem Niveau verharren, dann verbessern
sich für die DDR die Möglichkeiten zum Abbau
des Defizits. Allerdings bekommt die DDR nun
auch die Nachteile des RGW-Preisbildungssy-
stems zu spüren; denn bei fallenden Weltmarkt-
preisen führt das Prinzip der Fünfjahresdurch-
schnitte dazu, daß die Verrechnungspreise über
den Weltmarktpreisen liegen. Bleiben die Welt-
marktpreise bis 1990 unverändert, dann erreichen
die sowjetischen Verrechnungspreise erst 1991 das
Weltmarktniveau. Der DDR wird bis dahin prak-
tisch der Preisvorteil des Weltmarktes partiell vor-
enthalten; damit wird auch ein Teil der indirekten
Subventionierung wieder rückgängig gemacht.

Ehrgeizige Kernenergiepläne noch realistisch?

Die Bedeutung der Kernenergie ist in der DDR
noch relativ gering. 1985 deckte Kernkraft rd. 10
v. H. des Stromverbrauchs; am gesamten Primär-
energiebedarf hatte sie einen Anteil von rd. 3 v. H.



Derzeit gibt es in der DDR zwei Kernkraftwerke
mit einer Gesamtkapazität von 1 830 MW.
Als erstes der kleineren RGW-Länder nahm die
DDR 1966 einen von der UdSSR gelieferten
Druckwasserreaktor in Rheinsberg, ca. 70 km
nördlich von Berlin, in Betrieb. Dieser relativ
kleine Reaktor (70 MW) wird vorwiegend für For-
schungs- und Ausbildungszwecke eingesetzt. Das
zweite Kernkraftwerk (KKW Nord) wurde 1973
in Betrieb genommen. Es befindet sich in Lubmin

bei Greifswald und ist mit vier 440 MW-Druck-
wasserreaktoren aus der UdSSR ausgestattet. Die
derzeitige Gesamtkapazität dieses Werkes (1760
MW) würde ausreichen, um eine Stadt der Größe
von Berlin (West) mit Strom zu versorgen.
Bis 1990 soll die Kapazität dieses Werkes verdop-
pelt werden; dann würde der Atomstromanteil
auf 15 v. H. steigen. In der Begründung der Direk-
tive zum Fünfjahrplan 1986/1990 erklärte Mini-
sterpräsident Stoph auf dem jüngsten Parteitag



der SED: „Bis 1990 ist das Kernkraftwerk Nord
fertigzustellen. Der Probebetrieb des ersten 1 000 
MW-Reaktorblockes im Kernkraftwerk Stendal
ist vorzubereiten. Darüber hinaus gehen wir da-
von aus, daß im Zeitraum bis 1990 die Vorausset-
zungen zum weiteren Ausbau der Kernenergie ge-
schaffen werden.“ ) Für diesen „weiteren Aus16 -
bau“ liegen aus der DDR bisher nur unverbind-
liche Einschätzungen vor. Folgt man ihnen, so
würden Kernkraftwerke im Jahr 2000 rd. 30 v. H.
(9600 MW) und im Jahr 2020 rd. 55 v. H. (23000
MW) der Stromerzeugungskapazitäten stellen 17).
Nicht erst seit dem Unglück von Tschernobyl sind
Zweifel an der Realisierung dieser Pläne ange-
bracht. Bereits in den zurückliegenden Jahren
wurden die Ausbaupläne nicht plangemäß ver-
wirklicht. So sollte bereits im abgelaufenen Fünf-
jahrplan der Kernstromanteil auf 12 bis 14 v. H.
gesteigert werden (Ist 1985:10 v. H.); die nunmehr
geplante Verdoppelung der Kapazität im KKW
Nord war ursprünglich schon für die erste Hälfte
der achtziger Jahre vorgesehen 188 ).
Inwieweit sicherheitstechnische Probleme beim
Betrieb der sowjetischen Reaktoren zu den Verzö-
gerungen beigetragen haben, ist schwer zu beur-
teilen. Bemerkenswert ist jedoch die Äußerung
des Leiters des Staatlichen Amtes für Atomsicher-
heit und Strahlenschutz der DDR, Sitzlack, im
Zusammenhang mit der Katastrophe von Tscher-
nobyl: „Für die DDR gelten eigene nationale und
zusätzliche Sicherheitsvorschriften, deren Einhal-
tung mit voller Strenge gegenüber der Wirtschaft
und allen Beteiligten durchgesetzt wird.“ ) Dies
kann auch dahingehend interpretiert werden, daß
die sowjetischen Sicherheitsstandards von der
DDR als nicht ausreichend angesehen worden
sind.
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Die beiden Kernkraftwerke der DDR sind — wie
alle 440 MW-Druckwasserreaktoren im RGW —
ohne Containment ausgestattet. Dies wird inzwi-
schen auch von den sowjetischen Konstrukteuren

als Mangel angesehen; zumindest die 1 000 MW-
Reaktoren sollen künftig mit Berstschutz gebaut
werden. Damit würde das rd. 100 km westlich von
Berlin vorgesehene Kernkraftwerk in Arneburg
bei Stendal als erstes Werk der DDR ein Contain-
ment erhalten. Für die 440 MW-Reaktoren wurde
ersatzweise eine „Stahlzellenverbundweise“ ent-
wickelt und im KKW Nord eingebaut. Dort ist
ebenfalls ein in der DDR entwickeltes komplexes
Überwachungssystem, das über eine sogenannte
„Rauschanalyse“ Störungen frühzeitig erkennen
soll, in Betrieb20).

Das Unglück von Tschernobyl hat eine sicher-
heitsstechnische Überprüfung aller von der
UdSSR entwickelten Reaktorlinien — also auch
der von der DDR genutzten Druckwasserreakto-
ren — erforderlich gemacht. Dies dürfte zu erneu-
ten Verzögerungen beim Bau von Kernreaktoren
führen. Erich Honecker erklärte unlängst in ei-
nem Interview mit einer schwedischen Tageszei-
tung21), daß die DDR die Absicht habe, die Kern-
energie weiter auszubauen; allerdings wolle man
erst den Bericht über die Ursachen der Tscherno-
byl-Katastrophe prüfen. Seine Formulierungen
ließen die politische Absicht erkennen, die Bedeu-
tung der Kernkraft herunterzuspielen. So bezog er
ihren Anteil nicht auf den Strom-, sondern auf
den gesamten Energieverbrauch (3 statt 10 v. H.);
er erklärte ferner, „daß die Kernkraft nicht das
letzte Wort ist“ und daß man in der DDR froh sei,
„daß wir uns für die Braunkohle und nicht für die
Kernkraft entschieden haben“. Ob damit ein di-
stanzierteres Verhalten zur zivilen Nutzung der
Atomkraft oder gar ein Ausstieg aus der Kern-
energie eingeleitet werden soll, ist aus heutiger
Sicht (noch?) unwahrscheinlich. Diese Äußerun-
gen dürften aber auch deutlich machen, daß kon-
troverse Diskussionen über die Nutzung der
Kernenergie von der Bundesrepublik in die DDR
hineingetragen werden und die politische Füh-
rung dort zu Reaktionen zwingen.

III. Exkurs: Die Kernenergieprogramme der übrigen RGW-Länder

Der Ausbau der Kernenergie in der DDR ist ein-
gebettet in das Kernenergieprogramm der kleine-

ren RGW-Länder. Auch dies ist durch chronische
Planrückstände gekennzeichnet: Das 1977 unter-
zeichnete Generalabkommen sah vor, die Kern-
kraftwerkskapazitäten in allen kleineren europäi-
schen Mitgliedstaaten (Bulgarien, CSSR, Polen,
Rumänien, Ungarn) sowie in Kuba bis 1990 auf



insgesamt 37 000 MW auszubauen. Diese Planung
ist sicher schon seit einigen Jahren nicht mehr
realistisch. Folgt man den derzeit verfügbaren In-

formationen über die Fünfjahresplanung (1986
bis 1990) der kleineren europäischen RGW-Län-
der, so ergibt sich folgendes Bild:

Die Tschechoslowakei plant den höchsten Kapazi-
tätszuwachs (2200 MW). In Dukovany soll die
Kapazität von 440 MW auf 1 760 MW erhöht wer-
den; für Mochovce (Westslowakei) ist geplant,
daß die ersten 880 MW in Betrieb genommen wer-
den. Fortgesetzt werden sollen die Bauarbeiten in
Temelin (Südböhmen); dort sollen in den neunzi-
ger Jahren vier 1000 MW-Reaktoren ihren Be-
trieb aufnehmen. Darüber hinaus sollen in der
jetzigen Fünfjahresplanperiode zwei weitere
Standorte für Kernkraftwerke bestimmt und Vor-
bereitungen für den Baubeginn getroffen werden.
Bis 1990 — so die Direktive zum Fünfjahrplan —
ist der Anteil der Kernenergie an der Stromerzeu-
gung auf 28 v. H. zu steigern; dies entspricht einer
Verdoppelung gegenüber 1985.
Bulgarien wird das erste der kleineren RGW-Län-
der sein, das einen 1 000 MW-Druckwasserreak-
tor in Betrieb nimmt. Bei planmäßiger Abwick-
lung würde noch in diesem Jahr mit der Stromer-
zeugung begonnen; ein zweiter Block soll 1987
folgen, so daß die Kapazitäten im Fünfjahrplan-
zeitraum 1986 bis 1990 von 1 760 auf 3 700 MW
erweitert werden. Kernkraftwerke würden dann
rund die Hälfte des Stroms produzieren.
Auch Ungarn plant bis 1990 eine Verdoppelung
der Kernkraftwerkskapazitäten auf 1 760 MW in
dem 100 km südlich von Budapest gelegenen
Werk von Paks.
In Polen soll nach einem Ministerratsbeschluß
von 1982 ein Kernkraftwerk in Koszalin (Köslin)
am Zarnowiecki-See mit einer Kapazität von
1 760 MW gebaut werden. Der erste der vier in der
CSSR gebauten Reaktoren wird nicht vor 1990
seinen Betrieb aufnehmen. Allein die wirtschaftli-
chen Probleme des Landes werden vermutlich

eine längere Bauzeit erforderlich machen. 1987
soll mit dem Bau des zweiten Kernkraftwerks
„Warta“ in Kujawy begonnen werden. Hier sollen
vier sowjetische 1 000 MW-Blöcke eingesetzt wer-
den.
Eine Sonderstellung nimmt Rumänien ein. Als
einziges RGW-Land hat es Reaktoren aus einem
Drittland geordert. Hierbei handelt es sich um ka-
nadische Schwerwasser-Reaktoren. Für den Be-
trieb der 660 MW-Candu-Reaktoren wird Natur-
Uran verwendet; damit erübrigt sich der Import
von angereichertem Uran (aus der UdSSR). In
Cernavoda sollen fünf dieser Reaktoren installiert
werden. Nach rumänischen Angaben ist mit der
Inbetriebnahme des ersten Blocks 1987 zu rech-
nen, nach kanadischen Quellen aber erst Anfang
der neunziger Jahre. Vermutlich aufgrund der De-
visenknappheit hat Rumänien Anfang der achtzi-
ger Jahre auch in der Kernernergiepolitik begon-
nen, enger mit der UdSSR zusammenzuarbeiten.
Im KKW Moldova sollen drei 1 000 MW-Druck-
wasserreaktoren sowjetischer Bauart eingesetzt
werden. Insgesamt ist vorgesehen, bis 1990 etwa
ein Viertel des Strombedarfs durch Kernkraft-
werke zu decken; die vorgesehenen Kapazitäten
wurden mit 4 000 MW angegeben. Allerdings sind
auch hier erhebliche Zweifel an der Realisierbar-
keit der Vorhaben angebracht22).
In allen RGW-Ländern soll die Kernenergie auch
für die Fernwärmeerzeugung genutzt werden, und
zwar zunächst durch die Wärmeauskoppelung aus
Kernkraftwerken; dies geschieht z. B. in Greifs-



wald. Später sollen auch in den osteuropäischen
Staaten Kern-Heizwerke errichtet werden ).23

Die Kernenergiepolitik der RGW-Länder ist
durch eine relativ intensive internationale Zusam-
menarbeit gekennzeichnet. Dies betrifft die For-
schung, den Kernkraftwerksbau, den Brennstoff-
kreislauf und die Mißbrauchskontrolle. In allen
diesen Bereichen ist die Stellung der Sowjetunion

dominierend. Die osteuropäischen Länder sind
ebenso wie die UdSSR Unterzeichner des Vertra-
ges über die Nichtverbreitung von Kernwaffen;
sie haben damit ihre kerntechnischen Einrichtun-
gen einer internationalen Kontrolle zur Verhinde-
rung einer Abzweigung von Materialien zu Waf-
fenzwecken durch die Internationale Atomener-
gieorganisation (IAEO) unterworfen ).24

IV. Ausblick: Tschernobyl und die Ost-West-Kooperation

Das von niemandem ernsthaft zu bestreitende
Restrisiko der zivilen Nutzung der Kernenergie ist
durch das Unglück von Tschernobyl ins öffent-
liche Bewußtsein gerückt worden. Inwieweit es
langfristig für politisch tolerierbar eingeschätzt
wird, ist nicht Gegenstand dieser Untersuchung.
Die vorsichtigen Äußerungen von Erich Honek-
ker zur Kernenergienutzung belegen aber, daß
sich die DDR — und auch die übrigen RGW-Län-
der— von der im Westen geführten Debatte nicht
abkoppeln können. Auch die Umweltverschmut-
zung ist als Problem zuerst im Westen erkannt und
die Diskussion hierüber in die RGW-Länder ge-
tragen worden.
Für die Ost-West Zusammenarbeit können sich
unter dem Einfluß des sowjetischen Kernkraft-
werkunglücks neue Ansatzpunkte ergeben. Zu-
nächst ist festzuhalten, daß die Katastrophe von
Tschernobyl deutlich gemacht hat, daß auch bei
der zivilen Nutzung der Atomkraft die Sicherheit
nicht mehr,teilbar ist; vielmehr besteht eine inter-
natiole Risikogemeinschaft. Wenn, und das er-
scheint aus heutiger Sicht als die wahrscheinli-
chere Option, die Sowjetunion und die übrigen
RGW-Staaten den Ausbau der Kernenergie fort-
setzen, dann kann dieses Risiko durch eine Ost-
West-Kooperation zumindest gemindert werden.
Der östlichen Seite sollte daher unter diesen Be-
dingungen eine entsprechende Zusammenarbeit
angeboten werden. Bestehende Hindernisse auf

dem Gebiet der Technologietransferpolitik müß-
ten beseitigt werden, denn in diesem Fall wäre
eine restriktive Politik sicher kontraproduktiv. Im
beiderseitigen Interesse dürften auch die Erfor-
schung und Entwicklung von ökonomisch akzep-
tierbaren Alternativen zur Kernenergie liegen. Er-
schwert wird eine solche Zusammenarbeit aber
gegenwärtig durch die Devisenengpässe, die vor
allem der UdSSR durch den Ölpreisverfall entste-
hen.

Gerade für die kleineren RGW-Länder, insbeson-
dere aber für die DDR, wird das Problem der
Luftverunreinigung infolge der Nutzung fossiler
Brennstoffe immer dringender. Durch Einschrän-
kungen beim Ausbau der Kernenergie würde es
sich zunächst weiter verschärfen, denn es fehlt
offenbar sowohl an finanziellen Mitteln als auch
an fortgeschrittener Technologie. Liefergebun-
dene Kredite des Westens für moderne Entschwe-
felungs- und Entstickungsanlagen könnten zu ei-
ner drastischen Verminderung der Schadstoff-
emission beitragen. Damit wäre auch die verkürzt
dargestellte Alternative „Kernenergie oder Um-
weltverschmutzung aus der Verfeuerung von
Brennstoffen“ aufgelöst.

Es ist aber auch zu wünschen, daß in der Sowjet-
union, der DDR und den übrigen RGW-Staaten
noch stärker Konsequenzen aus der Erkenntnis
gezogen werden, daß die dort zu beklagende
Energieverschwendung nicht nur zu höheren Ko-
sten führt, sondern auch mit größeren Risiken für
die Umwelt verbunden ist. Eine Forcierung der
Energieeinsparpolitik — auch unter Verwendung
westlicher Technologie — ist daher dringend ge-
boten.
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Gemessen an den energiepolitischen Zielen einer ausreichenden und sicheren, preis- und kosten-
günstigen sowie umweltverträglichen Energieversorgung scheint sich in der Bundesrepublik
Deutschland zumindest kurzfristig kein Handlungsbedarf zu ergeben. Der Anstieg des Energiever-
brauchs ist nach den beiden zurückliegenden Ölpreiskrisen gebremst. Für die Zukunft wird allen-
falls noch mit einer geringfügigen Verbrauchssteigerung gerechnet. Die Abhängigkeit vom Öl hat
sich spürbar gemindert. Die Energiepreise — vor allem von Öl und Gas — sind in jüngster Zeit
kräftig gefallen. Zur Reduzierung der gerade aus dem Energiebereich herrührenden Luftverunrei-
nigungen sind wirksame Maßnahmen beschlossen oder eingeleitet.
Nach dem Reaktorunfall in Tschernobyl sind aber die langjährigen Kontroversen um die Kern-
energie wieder mit aller Heftigkeit ausgebrochen. Die energiepolitische Diskussion — aber nicht
nur sie — wird heute vor allem von der Frage nach einem möglichst umgehenden Verzicht auf die
Nutzung der Kernenergie beherrscht. Die Gesellschaft ist immer weniger bereit, die nuklearen
Risiken weiterhin hinzunehmen. Energiewirtschaft und Energiepolitik können sich dieser Ausein-
andersetzung nicht entziehen.
Angesichts der gegenwärtig bereits erreichten Bedeutung der Kernenergie für die Energieversor-
gung — mehr als jede dritte Kilowattstunde in der öffentlichen Elektrizitätsversorgung stammt
heute aus Kernkraftwerken — dürfte ein kurzfristig durchgesetzter Verzicht allerdings mit schwie-
rigen versorgungswirtschaftlichen und gesamtwirtschaftlichen Problemen verbunden sein. Mittel-
bis längerfristig angelegte Strategien erhöhen den Gestaltungsspielraum und verbessern die Chan-
cen für einen friktionsärmeren Übergang auf eine Energieversorgung ohne Kernenergie.

Klaus Michael Meyer-Abich: Technische und soziale Sicherheit: Lehren aus den Risiken
der Atomenergienutzung
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 32/86, S. 19—-33

Die technische Risikoanalytik erfaßt nur einen kleinen Teil der mit technischen Systemen trotz
aller Sicherheitsvorkehrungen noch verbundenen Gefahren (Risiken). Dies wird für den besonde-
ren Fall der Atomenergienutzung gezeigt. Unter Gesichtspunkten der nicht nur technischen, son-
dern sozialen Sicherheit sind sowohl gesellschaftlich bedingte Unfallursachen (z. B. Kriminalität,
Terrorismus, Sabotage) als auch Gefährdungen der gesellschaftlichen Ordnung und Entwicklung
zu berücksichtigen. Hierzu werden Ergebnisse eines umfassenden Forschungsprojekts berichtet:
1. Wir stehen in einer energiepolitischen Verzweigungssituation, in der es einen zur Nutzung der

Atomenergie alternativen und sogar wirtschaftliche Vorteile versprechenden Weg gibt, den der
Energieeinsparung und Sonnenenergienutzung.

2. Dieser Weg ist sozialverträglicher als der der Atomenergienutzung. Nachdem die Atomwaffen
bereits jahrzehntelang den internationalen Frieden bedrohen, gefährdet die friedlich gemeinte
Atomkraft nun auch den inneren Frieden unserer Industriegesellschaft.



Gabriele Albrecht/Ulrich Kotte/Hans Peter Peters/Ortwin Renn/Hans Ulrich Stegelmann:
Sozialverträgliche Energieversorgung. Ein empirischer Ansatz zur Analyse von Bürger»
Präferenzen in der Energiepolitik
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 32/86, S. 35-—48

In der Programmgruppe „Technik und Gesellschaft“ der Kernforschungsanlage Jülich wurde von
1982 bis 1985 eine Studie zur SozialVerträglichkeit von Energieversorgungssystemen erarbeitet. Die
Studie befaßt sich vor allem mit der politischen Konsensfähigkeit von Energiesystemen. Diese
Fragestellung wurde am Beispiel von vier ausgearbeiteten Energieszenarien, den Pfaden der En-
quete-Kommission „Zukünftige Kernenergie-Politik“ des Deutschen Bundestages, untersucht. In
drei aufbauenden Projektschritten wurden zunächst die relevanten gesellschaftlichen Kriterien
ermittelt, die zur Beurteilung von Energiesystemen herangezogen werden. Danach wurden in einer
Konsequenzenanalyse die bei der Realisierung eines Pfads zu erwartenden Auswirkungen abge-
schätzt. Schließlich wurden zufällig ausgewählte Bürger in sogenannten Planungszellen mit den
Pfaden und den Ergebnissen der Konsequenzenanalyse vertraut gemacht, und es wurden ihre
Wertvorstellungen in bezug auf Energiesysteme, ihre Einschätzung der Vor- und Nachteile der
Energiepfade und ihre Präferenz für einen Energiepfad erhoben.
Wegen fehlender Repräsentativität kann von den Ergebnissen der Planungszellen nicht auf die
Gesamtbevölkerung der Bundesrepublik Deutschland geschlossen werden. Die gewonnenen Er-
kenntnisse über die Zusammenhänge zwischen Wertpräferenzen, Wahrnehmung von Auswirkun-
gen und Einstellungen dürften dennoch auch für die Gesamtbevölkerung gelten. Die Studie leistet
somit einen Beitrag zur Verbreiterung der Informationsbasis, die für die Vorbereitung energiepoli-
tischer Entscheidungen herangezogen werden kann.

Jochen Bethkenhagen: Die Energiepolitik der Sowjetunion und der DDR
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 32/86, S. 49—62

Die Sowjetunion ist der größte Erdöl- und Erdgasproduzent der Welt. Ihr Ressourcenreichtum
erlaubt eine autarke Energiepolitik; darüber hinaus deckt sie im wesentlichen die Importnachfrage
der übrigen RGW-Länder. Aus dem Westexport von Mineralöl und Erdgas erzielt sie rd. 80 v. H.
ihrer Exporteinnahmen. Während sie von den Ölpreisschüben der siebziger Jahre profitierte, zählt
sie nun zu den Verlierern des Ölpreisverfalls. Allein die preisbedingten Einnahmeverluste werden
für 1986 auf etwa 6 Mrd. US-Dollar geschätzt. Ein drastischer Rückgang der Ölexportmengen wird
nicht erwartet; die Möglichkeiten für eine Ausweitung sind jedoch sehr eng begrenzt.
Während die Förderung von fossilen Brennstoffen immer mehr nach Sibirien verlagert werden
muß, können Kernkraftwerke im europäischen Teil gebaut werden. Das Unglück von Tschernobyl
wird die ehrgeizigen Ausbaupläne auf dem Gebiet der Kernkraft zumindest weiter verzögern; die
vorgesehene Verdoppelung des Atomstromanteils von 10 v. H. auf 20 v. H. (1990) ist sicher nicht
zu realisieren.
Die DDR ist der größte Braunkohlenproduzent der Welt. Als Reaktion auf die Energieverteuerung
hat sie verstärkt Energie eingespart und die Braunkohlenförderung stark ausgeweitet. Dies führte
zwar zu einer geringen Importabhängigkeit, gestiegen ist aber die ohnehin schon sehr hohe Emis-
sion von Schwefeldioxid.
Die DDR plant die Kernkraftwerkskapazitäten bis 1990 zu verdoppeln. Der Kernstromanteil soll
von derzeit 10 v. H. auf rd. 15 v. H. steigen. Da nach dem Unglück von Tschernobyl aber eine
Überprüfung aller von der UdSSR entwickelten Reaktortypen erfolgt, ist hier erneut mit einem
langsameren Ausbautempo zu rechnen.
Das sowjetische Kernkraftwerksunglück hat verdeutlicht, daß auch bei der zivilen Nutzung der
Atomkraft eine internationale Risikogemeinschaft besteht. Die Möglichkeiten einer Risikoein-
dämmung durch Ost-West-Kooperation sollten auf beiden Seiten ernsthaft geprüft werden.
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